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A. Einleitung

Das Grundgesetz erlaubt die Teilnahme der Bundeswehr an allen VN-

Aktionen, wenn der Bundestag im Einzelfall zustimmt. Nimmt man die
fast einhellig zustimmende Reaktion der PresSe2 auf diese Entscheidung
des BundesverfassungsgerichtS3 als ein Indiz, so stehen die Chancen auf
eine Befriedungswirkung des Urteils gut. Zuvor war die Frage der Aus-

4landseinsätze der Bundeswehr noch sehr kontrovers diskutiert worden.
Der Vorgang ist ein beeindruckendes Beispiel für die außergewöhnlich
starke Abhängigkeit des deutschen politischen Systems von verfassungs-
gerichtlicher Legitimierung. Zwar hat sich die damit verbundene Gefahr
einer Überforderung des Gerichts diesmal nicht verwirklicht. Es sollte
aber nicht vergessen werden, daß sich insbesondere die Gerichte in Japan-9

2 SZ VOM 16.7.1994, 4; Die Zeit vom 15.Z1994, 1; FAZ vom 14.7.1994, 1; Handels-
blatt vom 13.7.1994, 2; FR vom 13.7.1994, 3; Wochenpost vom 21.Z1994, 2; TAZ vom

22.71994, 4; Bayernkurier vom 16.71994, 1; Rheinischer Merkur/Christ und Welt vom

15.7.1994, 5; Die Welt vom 22.7.1994; Handelsblatt vom 22.7.1994; SZ vom 23.7.1994;
TAZ vom 23.7.1994; SZ vom 27.7.1994; Stellungnahme der EKD, in Sonntagsblatt vom

15.71994; SZ vom 16.71994; Die Welt vom 15.71994; Die Zeit vom 15.7.1994; Stuttgar-
ter Zeitung vom 13.7.1994; Badische Neueste Nachrichten vom 13.7.1994; Mannheimer

Morgen vom 13.7.1994; zurückhaltend kritisch:. FR vom 13.7.1994, 3; TAZ vom

15.71994; grundsätzlich ablehnend E. K r i p p e n d o r f, in TAZ vom 19.71994.
3 Urteil vom 12.7.1994, 2 ByE 3/92, 2 BvE 5/93, 2 BvE 7/93, 2 BvE 8/93, EuGRZ 21

(1994), 281-314, nachstehend abgedruckt auf den Seiten 686-755 (mit Ausnahme der Aus-

führungen zur Zulässigkeit).
4 Überblick bei V. L ö w e, Unendliche Geschichte, notwendiger Streit - Die Auseinan-

dersetzung um deutsche -Blauhelme-&quot;, in VN 1994, 1-Z
5 Das höchste Gericht Japans hat es iM Jahr 1959 im Sunakawa-Fall unter Berufung auf

eine political question-Doktrin abgelehnt, die Vereinbarkeit des )apanisch-amerikanischen
Verteidigungsvertrages mit Art. 9 der japanischen Verfassung zu überprüfen. Nach Art. 9
verzichtet Japan nicht nur auf Krieg als souveränes Recht, sondern verbietet auch die Un-

terhaltung von Kriegspotential, einschließlich Land-, See- und Luftstreitkräften. In obiter
dicta hat das Gericht erklärt, die Vorschrift würde weder das Selbstverteidigungsrecht des
Landes negieren noch könne sie mit Verteidigungsverzicht und Widerstandslosigkeit
gleichgesetzt werden. Eine englische Übersetzung des Urteils findet sich in J.M. M a k i,
Court and Constitution in Japan: Selected Supreme Court Decisions, 1948-60 (1964), 298,
303 ff.; niher dazu R.B. F u n k, Japan&apos;s Constitution and U.N. Obligations in the Persian
Gulf War: A Case for Non-Military Participation in U.N. Enforcement Actions, Cornell
International Law Journal 25 (1992), 363, 380-383; siehe auch A. S h i b a t a, Japanese
Peacekeeping Legislation and Recent Developments in U.N. Operations, Yale Journal of
International Law 19 (1994), 307
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654 Nolte

und den USA6 davor schützen können, verteidigungs- und sicherheitspo-
litische Fragen zu entscheiden, die ihre Befriedungskraft überfordem
würden.

B. Streitgegenstand

Gegenstand des Verfassungsstreits war im wesentlichen die Frage, ob
die Bundesregierung Rechte des Deutschen Bundestages dadurch verletzt

hat, daß sie die Teilnahme deutscher Streitkräfte an militärischen Einsät-

zen zur Umsetzung bestimmter Beschlüsse des VN-Sicherheitsrates ange-
ordnet hat.7 Hierbei handelte es sich einmal um die Entsendung eines
Schiffes und einiger Flugzeuge zur Teilnahme an einer Überwachungsak-
tion von NATO und WEU in der Adria; weiter um die Mitwirkung
deutscher Soldaten in einer integrierten NATO-Einheit, welche mit
AWACS-Fernaufklärern an der Durchsetzung des Flugverbots über Bos-

nien-Herzegowina mitwirkte, und schließlich um die Entsendung eines

Truppenkontingents zur Teilnahme an der VN-Mission UNOSOM 11

nach Somalia. Obwohl das Organstreitverfahren strenggenommen nur

eine eingeschränkte Prüfung der dadurch aufgeworfenen materiellrechtli-
chen Fragen zuläßt, nahm das Gericht eine fast vollständige Prüfung
vor.

8

C. Weichenstellung: Art. 87a Abs. 2 GG

Die meistdiskutierte Frage hat das Gericht einstimmig und klar beant-
wortet. Ihr sind nur wenige Sätze gewidmet.9 Art. 87a Abs. 2 GG legt
fest, daß die Streitkräfte außer zur Verteidigung nur eingesetzt werden

dürfen, &quot;soweit dieses Grundgesetz es ausdrücklich zuläßt&quot;. Art. 24

6Die Gerichte in den Vereinigten Staaten haben es regelmäßig abgelehnt, über die Ver-

fassungsmäßigkeit des Truppeneinsatzes in Vietnam zu entscheiden. Zumeist taten sie dies
unter Berufung auf die political questiOn-Doktrin. Der US Supreme Court hat nur eine

dieser Entscheidungen zur Überprüfung angenommen. Das auf die political question-Dok-
trin gestützte Urteil hat es ohne weitere Begründung bestätigt, siehe Atlee v. Richardson,
411 U.S. 911; näher hierzu T. F r a n c k/M. G 1 e n n o n, Foreign Relations and National

Security Law (2. Aufl. 1993), 849-933.
7 Bei Punkt A. IL der Urteilsbegründung; unten S. 701-707.
8 Den kompetenzschützenden Charakter des Art. 87a Abs. 1 und 2 GG hat das Gericht

zwar ausdrücklich offengelassen, letztlich aber unterstellt (C. II.; S. 730-731); die Frage
nach der Reichweite des Gesetzesvorbehalts im Bereich innerstaatlicher Ausführung der

Mitwirkung in kollektiven Sicherheitssystemen blieb offen (C. 111. 5. b; unten S. 748).
9 C. 11. der Urteilsbegründung (unten S. 730-731).
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Abs. 2 GG ermächtigt den Bund zwar, einem System gegenseitiger kol-
lektiver Sicherheit beizutreten, spricht aber nicht ausdrücklich von Streit-
kräfteeinsätzen. So nebeneinandergestellt scheint Art. 87a Abs. 2 GG eine

Sperre für die Leistung militärischer Beiträge zu kollektiven Sicherheits-

systemen zu enthalten. Das Gericht hat sich Jedoch nicht vom Wortlaut
des Art. 87a Abs. 2 GG bannen lassen. Dessen scheinbare Eindeutigkeit
hatte in den vorangegangenen Auseinandersetzungen zwar erhebliche

Suggestivwirkung entfaltet. Das Gericht zeigt jedoch, daß Art. 87a GG,
als die Vorschrift im Jahr 1968 in das Grundgesetz aufgenommen wurde,
den seit 1949 in Kraft befindlichen Art. 24 Abs. 2 GG nicht einschränken
sollte. Damit wendet es einen systematisch-historischen Auslegungs-
grundsatz an, welcher etwa auch dem Art. 79 Abs. 1 Satz 1 GG zugrun-
deliegt.10 Die Urtellsbegründung wäre für kritische ausländische Leser

überzeugender ausgefallen, wenn das Gericht die auf den Inneneinsat-Z
der Bundeswehr fixierte Sicht des Verfassungsgebers von 1968 noch stär-

ker herausgestellt hätte. Doch damit hätte es sich der Position genähert,
welche Außeneinsätze der Bundeswehr überhaupt nicht von Art. 87a GG

geregelt sieht.&quot; Diese weitergehende Frage hat das Gericht aber aus-

drücklich offengelassen.

D. Entscheidungsgrundlage: Art. 24 Abs. 2 GG

Grundlage der Entscheidung ist Art. 24 Abs. 2 GG. Daß ein System
gegenseitiger kollektiver Sicherheit von seinen Mitgliedstaaten typischer-
weise die Bereitschaft zur Leistung militärischer Beiträge voraussetzt,

liegt auf der Hand.12 Zwar ist es ebenso typisch, daß sich die Mitglied-
staaten hierbei keinen strikten Rechtspflichten zum Truppeneinsatz un-

terwerfen, daß manche sogar einen stillschweigenden Sonderstatus genie-
ßen. Letztlich kommt es aber darauf an, daß ein kollektives Sicherheitssy-

10 Zur Bedeutung dieser Vorschrift im vorliegenden Zusammenhang schon J.A. F r o -

wein, Der völkerrechtliche Status von VN-Friedenstruppen und seine Bedeutung für das
deutsche Recht, in: J.A. Frowein/T. Stein (Hrsg), Rechtliche Aspekte einer Beteiligung der

Bundesrepublik Deutschland an Friedenstruppen der Vereinten Nationen (Beiträge zum

ausländischen öffentlichen Recht und Völkerrecht, Bd. 101) (1990), 12 und 57f.; siehe
hierzu auch P. L e r c h e, Diskussionsbeitrag, ibid., 44 und 83.

11 So etwa die Stellungnahme der CDU/CSU-Fraktion, bei Punkt A. V. der Urtellsbe-

gründung; T. S t e i n, Die verfassungsrechtliche Zulässigkeit einer Beteiligung der Bundes-

republik Deutschland an Friedenstruppen der Vereinten Nationen, in: Frowein/Stein,
ibid., 24; A. R a n d e 1 z h o f e r, in: Maunz/Dürig, Grundgesetz Kommentar, Art. 24
Rdnrn. 66-69.

12 C. 1. (unten S. 722ff.).
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stem auf der prinzipiellen Bereitschaft wenigstens seiner wichtigsten Mit-

glieder zur Leistung militärischer Beiträge aufbaut und ohne diese nicht

funktionieren kann.13 Es hätte daher schon klarer Anhaltspunkte bedurft,
um die allgemeingehaltene Ermächtigung des Art. 24 Abs. 2 GG, einem

solchen System beizutreten, im entscheidenden Punkt einschränkend aus-

legen zu können. Da Art. 87a Abs. 2 GG kein solcher Anhaltspunkt ist,

gewährt das Grundgesetz eine Befugnis zum vorbehaltlosen Beitritt. Kei-

ner weiteren Erörterung bedürftig hält das Gericht dabei die Frage, ob die

Mitwirkung der Bundeswehr in einem kollektiven Sicherheitssystein wei-

tergehender verfassungsgesetzlicher Ausgestaltung bedarf. Diese Frage
kann es implizit verneinen, weil das Grundgesetz heute, anders als in den

frühen fünfziger Jahren,14 Gesetz- und Verwaltungszuständigkeiten des

Bundes für das Wehrwesen vorsieht.
Das Gericht hält es für geboten, seine systematisch-teleologische Be-

gründung historisch zu untermauern. So formuliert es vorsichtig, die Ver-

fassungsgeber von 1949 seien sich &quot;der - auch militärischen - Vorausset-

zungen für ein effektives System kollektiver Sicherheit und einer entspre-
chenden Verpflichtung der Bundesrepublik Deutschland durchaus be-

wußt&quot; gewesen.15 Die hierfür angeführten Belege sind allerdings nicht

zwingend: Der Parlamentarische Rat hat im Jahr 1948 zwar den Antrag
des kommunistischen Abgeordneten Renner abgelehnt, der darauf ab-

zielte, daß ein kollektives Sicherheitssystem von der Bundesrepublik
&quot;keine militärischen Hilfeleistungen irgendwelcher ArC fordern dürfe.

Dieses Begehren war allerdings nur ein Teil eines mehrere Punkte umfas-

senden Antrages, so daß unklar bleibt, welche Punkte welche Mitglieder
des Rates zur Ablehnung veranlaßt haben.16 Aus der Aufnahme des

Rechts auf Kriegsdienstverweigerung in das Grundgesetz kann man nur

schließen, daß ein militärischer Beitrag des Landes jedenfalls nicht ausge-

13 In diese Richtung auch M. Bothe, Diskussionsbeitrag, in: Frowein/Stein (Anm.
10), 34, und R. Wo 1 f r u m, Diskussionsbeitrag, ibid., 70 f.

14 Dies war der Gegenstand der damaligen verfassungsrechtlichen Auseinandersetzun-

gen, siehe die Dokumentation: Der Kampf um den Wehrbeitrag, 3 Bde., hrsg. von F.A.

v.d. Heydte (1952 ff
15 C. 1. 1. (unten S. 723).
16 Bei der Begründung seines Antrags bezog sich Renner auch gar nicht auf die Frage

möglicher &quot;millärischer Hilfeleistungen&quot; im Rahmen eines kollektiven Sicherheitssystems,
sondern auf die Notwendigkeit einer besonders deutlichen Betonung der Gegenseitigkeit
der einzugehenden Verpflichtungen im Interesse möglicher späterer &quot;Revisionen von

Zwangsauflagen&quot;, Parlamentarischer Rat, Hauptausschuß, 6. Sitzung vom 19.11.1948,
Sten. Prot., S. 71.
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schlossen wurde. 17 Zutreffend ist wohl, daß sich die Mitglieder des Parla-

mentarischen Rates zwar eindeutig zum Grundprinzip der Beteiligung an

einem kollektiven Sicherheitssystem bekannt haben, sich gleichzeitig aber

bewußt waren, daß jeder Versuch, genauere gemeinsame Vorstellungen
über eine mögliche deutsche Beteiligung zu entwickeln, grundsätzliche
Meinungsverschiedenheiten unter ihnen aufbrechen lassen würde. Unter

diesen Umständen ist es legitim, daß das Verfassungsgericht die Vor-

schrift konkretisiert.

E. NATO und WEU als kollektive Sicherheitssysteme

Die Urteilsbegründung weist über die der Entscheidung zugrundelle-
genden Fallkonstellationen weit hinaus. Am deutlichsten zeigt sich dies

bei der Erörterung des Begriffs des kollektiven Sicherheitssystems im

Sinne des Art. 24 Abs. 2 GG.

1. Der weite Begriff des kollektiven Sicherheitssysterns

Das Gericht hätte die allgemeine Frage, ob auch NATO und WEU

kollektive Sicherheitssysteme im Sinne des Art. 24 Abs. 2 GG seien, nicht

beantworten müssen.18 Es hätte sich, wie es die Bundesregierung vorge-

tragen hatte, darauf beschränken können, die unbestrittene Feststellung
zu treffen, daß die Vereinten Nationen ein Sicherheitssystem im Sinne des

Art. 24 Abs. 2 GG seien und daß die fraglichen Einsätze alle zur Umset-

zung von Beschlüssen des Sicherheitsrates durchgeführt worden waren.19

Auf dieser Grundlage hätte es die Einschaltung von NATO und WEU

ohne weiteres als Erscheinungsform des kollektiven Sicherheitsmechanis-

mus der Vereinten Nationen erklären können. Nur so hätte es die Frage
tatsächlich nur &quot;unter dem Blickwinkel&quot; entschieden, &quot;daß NATO und

WEU Mandate des VN-Sicherheitsrates im ehemaligen Jugoslawien unter

deutscher Beteiligung ausführen und dabei integrierte Strukturen der
&apos;1120NATO in Anspruch nehmen Statt dessen begründet es den allgemei

nen Satz, daß auch Verteldigungsbündnisse als solche Systeme gegenseiti-
ger kollektiver Sicherheit sein können.21 Damit nimmt das Gericht zu

17 Frowein (Anni. 10), 11.
18 C. 1. 2. c) (unten S. 726-727).
19 A. IV. 2. a) cc) (2) und (3) (unten S. 716-717).
20 C. 1. 2. c) (unten S. 726).
21 C. 1. 2. a) und c) (unten S. 724-727).
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einer alten Streitfrage Stellung: Ein solches System setze nicht die Einbe-

ziehung des potentiellen Gegners voraus, es genügten vielmehr die Ver-

einbarung eines &quot;friedenssichernden Regelwerks und der Aufbau einer
22Organisation&quot; nach dem Muster des NATO-Vertrages. Der bislang

herrschenden Meinung ist zuzugeben, daß kollektive Sicherheit im Sinne
der ursprünglichen Wilson&apos;schen Idee einer Einbindung des potentiel-
len Friedensstörers die idealtypische und im Ansatz auch eine besonders
VN-freundliche Form der kollektiven Friedenssicherung iSt.23 Aber
schon in der Zwischenkriegszeit24 und insbesondere seit dem Ende des
Kalten KriegeS25 ist eine konkurrierende Auffassung hervorgetreten, wel-
che eine entscheidende friedenssichernde Wirkung allein schon in der kol-
leküven Organisation der Sicherheit sieht.
Aus verfassungsrechtlicher Sicht spricht viel dafür, daß die Schöpfer

des Grundgesetzes die Bundesrepublik nicht auf eine bestimmte Form der
26kollektiven Friedenssicherung festlegen wollten, sondern daß es Ihnen

vielmehr in erster Linie darauf ankam, daß das Land seine Sicherheitspro-
bleme nicht einseitig, sondern gemeinsam mit anderen Staaten bewältigte.
Dieser Normzweck legt umgekehrt aber auch nahe, daß Art. 24 Abs. 2
GG auch eine begrenzende Aussage enthält, nämlich daß die Bundesrepu-
blik ihre Sicherheitsinteressen grundsätzlich n u r durch kollektive Sicher-

heitssysteme wahrnehmen soll. Auch wenn er später für den Fall der Ver-

teidigung durchbrochen worden ist, hätte sich an diesem Grundsatz seit

1949 nichts geändert. Selbst wenn also der Außeneinsatz der Streitkräfte
27tatsächlich nicht Regelungsgegenstand des Art. 87a GG wäre, könnte

daraus nicht unbedingt geschlossen werden, daß er überhaupt ungeregelt
geblieben und deshalb unbegrenzt möglich ist.

22 C. 1. 2. c) (unten S. 727).
23 Dies betont R. Wo 1 f r u in, Der Beitrag regionaler Abmachungen zur Friedenssiche-

rung: Möglichkeiten und Grenzen, in: ZaöRV 53 (1993), 576, 596.
24 Vgl. Chr. To m u s c h a t, in: Bonner Kommentar, Art. 24 Rdnrn. 126-130.
25 Siehe die Nachweise bei G. N o 1 t e, Die &quot;neuen Aufgaben&quot; von NATO und WEU-

Völker und verfassungsrechtliche Fragen, ZaöRV 54 (1994), 95, 111-114.
26 Tomuschat (Anm. 24), Art. 24 Rdnrn. 133-137; a.A. R. Wolfrum, Deutsch-

land im Verteidigungsbündnis, in HStR VII (1993), 655 f.
27 Stein (Anm. 11), 24ff.
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2. Mögliche Aufgabenbereiche kollektiver Sicherheitssysteme

Die Begründung deckt eine Beteiligung der Bundesrepublik an allen

Weiterentwicklungen von NATO und WEU und deren Aktionen, so-

lange diese nur &apos;strikt auf die Friedenswahrung verpflichtet sind-&apos;-&apos;. Die

Aufgaben beider Organisationen müssen sich auch nicht auf die Friedens-

wahrung unter den Mitgliedstaaten und auf Beistand gegenüber An -

g r i f f e n von außen beschränken. Zwar nimmt das Gericht gelegentlich
diese Gegenüberstellung zweier Idealtypen kollektiver Sicherheitssysteme
zur kurzgefaßten Umschreibung der möglichen Aufgabenspanne solcher

Systeme vor.28 Daß diese Gegenüberstellung aber nicht abschließend ge-

meint sein kann, zeigt gerade der Umstand, daß es auch die Umsetzung
von Beschlüssen des VN-Sicherheitsrates gegenüber Nichtmitgliedstaaten
zum möglichen Gegenstand eines regional beschränkten Sicherheitssy-
stems zählt.29 Eine verfassungsrechtliche Grenze für die Weiterentwick-

lung von NATO und WEU besteht also nur darin, daß sich deren Aufga-
benstellung und -durchführung im Rahmen des allgemeinen Völkerrechts,
insbesondere also im Rahmen der VN-Satzung halten müssen.

Eine andere Frage ist, ob NATO- bzw. WEU-Vertrag derartige Mis-

sionen bereits heute decken. Aus der Sicht des deutschen Verfassungs-
rechts ist dies jedoch keine Frage des Art. 24 Abs. 2 GG, sondern, wenn

überhaupt, eine des Art. 59 Abs. 2 Satz 1 GG. Art. 24 GG beantwortet

die Frage, welche Ziele und Mittel abstrakt als Gegenstände eines &quot;Sy-
stems gegenseitiger kollektiver Sicherheit-&apos;-&apos; in Frage kommen. Art. 59 ver-

pflichtet zur Prüfung, ob Verabredungen der Mitgliedstaaten über die

Durchführung bislang untypischer Aktionen als selbständige politische
Verträge zu werten und deshalb zustimmungspflichtig sind, oder ob sie

lediglich als unselbständige Ausführungsvereinbarungen im Rahmen eines

bestimmten Vertrages zu werten sind. Nur die zweite Frage hat Mei-
30nungsverschiedenheiten unter den Richtern hervorgerufen.

28 Leitsatz 5.a); C. 1. 2. a) bb) (unten S. 725).
29 Zwar scheut sich das Gericht, NATO und WEU auch ausdrücklich als Regionalorga-

nisationen im Sinne der Art. 52-54 SVN zu qualifizieren, hierauf kommt es aber angesichts
des Art. 48 SVN nicht an.

30 Näher dazu unten G., S. 665-673.
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3. VN-unabhängige Einsätze

Praktisch bedeutet der weite Begriff des kollektiven Sicherheitssystems:
Soweit militärische Einsätze keiner Ermächtigung des Sicherheitsrates be-

dürfen, etwa wenn sie wie klassische Blauhelmeinsätze auf der Zustim-

mung aller Konfliktpartelen beruhen, ermöglicht Art. 24 Abs. 2 GG de-
ren Durchführung auch allein im Rahmen der Bündnisse. Ein solcher Fall
ist in den vom Gericht geprüften Erklärungen bereits in Form eines sog.
&quot;KSZE-Mandats&quot; ins Auge gefaßt.31 Ein KSZE-Mandat für NATO oder
WEU: kann die Einwilligung der Konfliktparteien nur politisch absichern,
aber weder zu Zwangsmaßnahmen im Sinne der VN-Satzung noch zu

gewaltloser Präsenz in einem Land ermächtigen. Die truppenstellenden
Staaten bzw. Organisationen sind daher in einem solchen Fall auf das

allgemeine Völkerrecht und ihre eigenen organisationsrechtlichen Vor-

schriften zurückgeworfen.32
Darüber hinaus kommen aber auch Bündniseinsätze zur Befriedung

von Bürgerkriegssituationen allein auf Einladung der Regierung in Be-

tracht. Angesichts erster französischer Überlegungen zu gemeinsamer eu-

ropäischer Friedenswahrung in Afrika kommen solche Einsatzformen
auch für die Bundeswehr in den Bereich des Denkbaren.33 Die Zulässig-
keit solcher Aktionen nach allgemeinem Völkerrecht ist zwar nicht un-

umstritten, es spricht jedoch einiges dafür, daß Kollektiveinsätze insofern
34günstiger zu beurteilen sind als einseitige Aktionen.

4. Erforderlichkeit einer &quot;VN-Oberaufsicht&quot;?

Schließlich ermöglicht der weite Begriff des kollektiven Sicherheitssy-
stems auch eine Beteiligung der Bundeswehr an Aktionen wie derjenigen
zur Wiederherstellung Kuwalts, vorausgesetzt es liegt eine Ermächtigung
des Sicherheitsrates vor. Auch wenn eine solche Ermächtigung nach allge-

31 A. 1. 5. a) (unten S. 699-700), zuletzt Bulletin Nr. 3 vom 17 1. 1994, 20 f.
32 Es erscheint allerdings ausgeschlossen, daß die Bundeswehr &quot;KSZE-Mandate ohne

gleichzeitige Einbindung in Bündnisstrukturen wahrnehmen kann, solange die KSZE noch
nicht auf förmlichen völkerrechtlichen Verpflichtungen beruht. Ein kollektives Sicherheits-

system im Sinne des Art. 24 Abs. 2 GG muß auf einem völkerrechtlichem Vertrag beruhen,
der als ein &quot;politischer Vertrag&quot; nach Art. 59 Abs. 2 GG zustimmungspflichtig ist, siehe
C. 1. 3. (unten S. 727).

33 Le Monde vom 30. Z 1994, 6; FAZ vom 29.7.1994, 2.
34 0. S c h a c h t e r, Authorized Uses of Force by the United Nations and Regional

Organizations, in: L. Damrosch/D. Scheffer (Hrsg.), Law and Force in the International
Order (1991), 65, 81 f.
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meinem Völkerrecht nur eine &quot;überflüssige&quot; zusätzliche Rechtsgrundlage
neben Art. 51 SVN darstellen sollte,35 macht sie eine solche Aktion zu

der eines kollektiven Sicherheitssystems im Sinne des Art. 24 Abs. 2 GG.
Eine darüber hinausgehende militärische &quot;VN-Oberaufsicht&quot; ist in die-

sem Fall verfassungsrechtlich nicht erforderlich.36 Nur um homogene
Organisationen wie die NATO von herkömmlichen Militärallianzen ab-

zugrenzen, hat das Gericht die &quot;Ausbildung hochdifferenzierter integrier-
ter militärischer Kommandostrukturen-&apos; bzw. den &quot;Aufbau einer Organi-
sation1137 zur Voraussetzung von deren Quallfizierung als kollektive Si-

cherheitssysteme gemacht. Hieraus kann aber nicht der weitergehende
Schluß gezogen werden, daß jeder vom VN-Sicherheitsrat lediglich er-

mächtigte, aber nicht weiter kontrollierte Streitkräfteeinsatz dem Handeln
einer herkömmlichen Militärallianz gleichgesetzt werden müßte und da-
mit aus dem Anwendungsbereich des Art. 24 Abs. 2 GG herausfallen
würde.

Es ist zwar eine aktuelle völkerrechtspolitische Frage, ob die vom Si-

cherheitsrat nicht weiter kontrollierte Ermächtigung einzelner Staaten

oder Staatengruppen zur Ergreifung bestimmter Zwangsmaßnahmen
wünschenswert und der Legitimität des VN-Systems zuträglich ist. Auf

völkerrechtlicher Ebene ist jedoch klar, daß solche Maßnahmen des Si-
cherheitsrats ebenso Ausdruck des kollektiven Sicherheitsmechanismus
der Vereinten Nationen sind wie es die Durchsetzung von Zwangsmaß-
nahmen nach dem Modell des Art. 43 SVN wäre oder wie es Einsätze von

Friedenstruppen mit Zustimmung der Konfliktparteien sind. Dies liegt
letztlich daran, daß ein Beschluß des Sicherheitsrates der Weltorganisa-
tion die geradezu idealtypische Erscheinungsform von &quot;kollektiver Si-
cherheit ist und eine darüber hinausgehende militärische Oberaufsicht
dem nichts Wesensnotwendiges hinzufügt.38 Die organisationsrechtliche
Zurechnung von Streitkräften ist also nicht erforderlich für die funktio-

35 Im Fall Kuwaits sprach hiergegen, daß Res. 678 nicht nur zur Wiedergewinnung des
Landes erm5chtigt hat, .1ondern generell &quot;to restore international peace and security in the

area&quot;; hierzu 0. Schachter, United Nations Law in the Gulf Conflict, American Jourm-
nal of International Law 85 (1991), 452 ff., und L. H e n k i n, Law and War After the Cold
War, Md. J. Int&apos;l L &amp; Trade 15 (1991), 147,161-164.

36 So aber M. B o t h e, in: Der Spiegel vom 25.Z 1994, 28 L; C. A r n d t, Verfassungs-
rechtliche Anforderungen an internationale Bundeswehreinsätze, NJW 1994, 2197 (2199),
und E.0. C z e in p i e 1, Schritt zurück bei der Anwendung militärischer Gewalt, FR vom

24.8.1994, 5.
37 C. 1. 2. c) (unten S. 726-727).
3&apos; Weder das System des Völkerbundes noch der Rio-Pakt vom 2.9.1947 (U.N.T.S. 21,

78) sahen Formen militärischer Integration vor. Neben dem VN-System waren dies die
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nell-rechtliche Qualifikation einer Aktion als der eines kollektiven Sicher-

heitssystems im Sinne des Art. 24 Abs. 2 GG. Dies ist in der deutschen

Verfassungspraxis auch bereits so gesehen worden: Der Bundestag hat am
22. Juli 1994 zugestimmt, daß deutsche Einheiten an der notfalls gewalt-
samen Durchsetzung des Wirtschaftsembargos gegen Restjugoslawien
durch NATO und WEU-kommandierte Streitkräfte in der Adria teilneh-
men.39Diese Maßnahmen sind anders als diejenigen zur Durchsetzung
des Flugverbots über Bosnien-Herzegowina keiner &quot;VN-Oberaufsicht&quot;
unterworfen und stehen deshalb rechtlich auf einer Stufe mit der Kuwait-
Aktion.

F. Übertragung oder Beschränkung von Hoheitsrechten?

Im Verlauf des Verfahrens war intensiv erörtert worden, ob die Einräu-

mung inhaltlich begrenzter und widerruflicher Kommandogewalt über
die beteiligten deutschen Einheiten an VN-, NATO- und WEU-Stellen
eine Übertragung von Hoheitsrechten im Sinne des Art. 24 Abs. 1 GG
darstelle. In diesem Fall hätte das Gericht zu dem Ergebnis kommen kön-

nen, daß die besonderen Bestimmtheitsanforderungen dieser Vorschrift
durch die Zustimmungsgesetze zu den jeweiligen Verträgen allein noch
nicht erfüllt und deshalb gesetzgeberische Mitwirkungsrechte verletzt
worden seien.

1. Abrücken vom Nachrüstungsurteil

Die Unsicherheit über die Anwendbarkeit der Vorschrift auch auf die

gegebenen militärischen Kommandobefugnisse ist durch das Nachrü-

stungsurte1140 hervorgerufen worden. Vor dieser Entscheidung hatte man
unter einer &quot;Übertragung von Hoheitsrechten-&apos; nur eine solche Zurück-
nahme deutscher Staatsgewalt verstanden, durch die einer zwischenstaatli-
chen Einrichtung eine unmittelbare, d.h. auch gegen den Willen der zu-

ständigen deutschen Stellen ausübbare Rechtsetzungs- oder Befehlsgewalt
(&quot;Durchgriffswirkung&quot;) eingeräumt wird.41 Im Nachrüstungsurteil hatte
das Gericht dann aber ausdrücklich vom Erfordernis der Unwiderruflich-

wichtigsten Erscheinungsformen kollektiver Sicherheit, die den Mitgliedern des Parlamen-
tarischen Rates vor Augen standen.

39 SZ vom 23.7.1994, 1.
40 BVerfGE 68, 1.
41 Etwa K. S t e r ii, Das Staatsrecht der Bundesrepublik Deutschland, Bd. 1 (2. Aufl.

1984),522.
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keit abgesehen.42 Damit konnte es die dem US-amerikanischen Präsiden-

ten von der Bundesregierung erteilte, aber jederzeit zurücknehmbare Er-

laubnis, die Freigabeentscheidung über den Einsatz der auf dem Bundes-

gebiet stationierten Mittelstreckenraketen zu geben, für einen Fall des
43Art. 24 Abs. 1 GG erklären. Diese Konstruktion ist in der Literatur

zum Teil auf scharfe Kritik gestoßen, löste sie doch die trennscharfe Un-

terscheidung zwischen unmittelbar wirkender (&quot;supranationaler&apos;-&apos;) Ho-

heitsgewalt und den jeweils nur durch einen Filter nationaler Kontrolle

wirkenden (&quot;internationalen&quot;) Rechtsakten auf, welche den Regelfall in-
44ternationaler Zusammenarbeit darstellen.

Da die dem amerikanischen Präsidenten erteilte Erlaubnis im Krisenfall

allerdings wahrscheinlich faktisch unwiderruflich ist und &quot;echte&quot; Über-

tragungen von Hoheitsrechten in ihrer praktischen Bedeutung übertrifft,
ist es dennoch nachvollziehbar, daß das Gericht jedenfalls für diesen Fall

auf der Einhaltung der besonderen Bestimmtheitsanforderungen des

Art.24 Abs. 1 GG bestanden hat. Deshalb hatte es im Fall der NATO

ebenso wie bei den europäischen Gemeinschaftsverträgen von einem -

vom weitergehenden Vertragsinhalt zu unterscheidenden - &quot;Integrations-
programm&quot; sprechen können und hat geprüft, ob die Zustimmung zur

Einsatzentscheidung aufgrund eines Gesetzes hätte ergehen müssen.45 IM

jetzigen Urteil ist demgegenüber nicht mehr von einem &quot;Integrationspro-
46gramm&quot; der NATO bzw. der WEU die Rede. Nun erklärt das Gericht

recht apodiktisch, daß die Kommandostrukturen von NATO und WEU

keinen Fall einer Übertragung von Hoheitsrechten darstellten und daher

auch nicht am Maßstab des Art. 24 Abs. 1 GG gemessen werden müß-
47ten. Eine Auseinandersetzung mit dem Nachrüstungsurteil findet nur

insofern statt, als dies mit der wenig überzeugenden Andeutung nachträg-
lich eingegrenzt wird, dort sei ein Fall des Art. 24 Abs. 1 GG lediglich
wegen der Auswirkung der zwischenstaatlichen Hoheitsgewalt auf die

48deutsche G e b i e t s h o h e i t angenommen worden.

42 BVerfGE 68, 1, 93.
43 BVerfGE 68, 1, 91-96.
44 To in u s c h a t (Anin. 24), Art. 24 Rdnm. 11 3a und 161 (Zweitbearbeitung).
45 BVerfGE 68, 1, 92-96.
46 Siehe aber C. IV. 4. a) (unten S. 754).
47 C. 1. 2. (unten S. 723).
48 C. L 2. insbesondere dort c) (unten S. 726).

44 ZaöRV 54/3
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2. Kommandobefugnisse als Beschränkung von

Hoheitsrechten

Das Abrücken von der Rechtsprechung im Nachrüstungsurteil hat eine
erhebliche Begrenzung des von Art. 24 Abs. 1 GG erfaßten Bereichs par-
lamentarischer Mitwirkungskompetenz zur Folge. Das zwar theoretisch
zurücknehmbare, praktisch in vielen Situationen jedoch kaum widerrufli-
che sog. &quot;operational command&quot; bzw. &quot;operational control&quot; hdtte das

Bundesverfassungsgericht wegen seiner Auswirkungen auf die einzelnen
Soldaten eigentlich für mit der Freigabeentscheidung des amerikanischen
Präsidenten vergleichbar erklären müssen. Daß das Gericht diesen Weg
nicht gegangen ist, kann allerdings nicht in einem Bestreben liegen, den
Bereich parlamentarischer Mitwirkung zu begrenzen. Denn mit dem im

weiteren Verlauf der Urteilsbegründung entwickelten Parlamentsvorbe-
halt für jeden einzelnen Streitkräfteeinsatz hat es ein viel schärferes Parla-
mentarisches Kontrollinstrument gegenüber der Exekutive geschaffen als
es Art. 24 Abs. 1 GG je hätte sein können. Vielmehr gewinnt das Gericht
erst durch die Aufgabe seiner Nachrüstungs-Rechtsprechung die Mög-
lichkeit zurück, wieder eine klare dogmatische Trennlinie zwischen
Art. 24 Abs. 1 GG und dessen Abs. 2 zu ziehen. Damit ist es nicht nur

zum ursprünglichen Verständnis des Art. 24 Abs. 1 GG zurückgekehrt, es

hat auch dem in Art. 24 Abs. 2 GG enthaltenen Ausdruck &quot;Beschränkung
von Hoheitsrechten-&quot; seine spezifischen Handlungsformen zugeordnet.
Die Zustimmung des Gesetzgebers zum Beitritt zu einem kollektiven Si-

cherheitssystem nach Art. 59 Abs. 2 GG umfaßt demnach &quot;auch die Ein-

gliederung von Streitkräften in integrierte Verbände des Systems oder eine

Beteiligung von Soldaten an militärischen Aktionen dieses Systems unter

dessen militärischem Kommando&quot;, soweit dies im Gründungsvertrag be-
reits angelegt iSt.49 So allgemein formuliert ist dieser Grundsatz nicht nur

auf Vereinbarungen mit dem VN-Generalsekretär über die Stellung von

Truppen zur Mitwirkung an VN-Aktionen wie UNOSOM J150 anwend-

bar, sondern auch und gerade auf den Abschluß von Sonderabkommen
nach Art. 43 SVN.

49 C. 1. 3. (unten S. 727).
50 C. 1. 4. (unten S. 727-728).
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3. Kommandobefugnisse als Übertragung von Hoheitsrechten

So sehr dogmatische Klarheit zu begrüßen ist, so zweifelhaft ist aller-

dings, ob sie sich langfristig durchhalten lassen wird. Ebenso wie die Auf-

gabenzuweisungen können sich die militärischen Kommandostrukturen

der kollektiven Sicherheitssysteme weiterentwickeln. Bestimmte Formen

der Integration multinationaler Verbände können es eines Tages erforder-

lich erscheinen lassen, die freie Widerrufbarkeit einer Übertragung von

Kommandobefugnissen in bestimmten Situationen in völkerrechtlich ver-

bindlicher Form einzuschränken. So waren sich etwa die ständigen Mit-

glieder des Sicherheitsrates noch im Jahr 1947 einig darüber, daß die nach

Art. 43 SVN abzuschließenden Sonderabkommen ein nationales Rückruf-

recht allein zum Zweck der eigenen Selbstverteidigung und äußerstenfalls

für den Fall eines möglichst genau umschriebenen nationalen Notstandes

vorsehen könnten.&quot; An einem nicht leicht zu bestimmenden Punkt, der

aber noch vor einer dem Modell des EVG-Vertrags entsprechenden for-

mellen Übertragung der vollen Kommandogewalt liegen kann, könnte es

wieder erforderlich erscheinen, die Anwendbarkeit des Art. 24 Abs. 1

GG mit dem Argument zu begründen, daß die faktische Wirkung einer

derartigen Kommandoübertragung einer formellen Übertragung von Ho-

heitsrechten gleichkomme. je nachdem, ob solche Kommandostrukturen
bei der Erfüllung von Kernfunktionen der Bündnisse praktiziert werden

oder nur bei der Wahrnehmung unscharf festgelegter Randfunktionen

(&quot;Krisenbewältigung&apos;-&apos;), wird man eines Tages vielleicht sogar wieder vom

&quot;Integrationsprogramm&quot; der Bündnisse sprechen müssen.

G. Der Bundestag und der Reformprozeß von NATO und WEU

Die Richter haben im materiellen Teil der Urtellsbegründung nur eine

Meinungsverschiedenheit offen ausgetragen. Diese betrifft eine Rechts-

frage, welche mit dem Problem der Zulässigkeit von Streitkräfteeinsätzen

nur indirekt zu tun hat. Dennoch drängt sich der Eindruck auf, daß eine

Entsprechung zur politischen Auseinandersetzung, wenn irgendwo, an

dieser Stelle der Urteilsbegründung zu finden ist. Vielleicht hängt es da-

mit zusammen, daß weder das tragende noch das dissentlerende Votum

so recht überzeugen.

51 General Principles Governing the Organization of the Armed Forces Made Available

to the Security Council by Member Nations of the United Nations: Report of the Mflitary
Staff Committee, UN doc. S/336 vorn 30.4.1947, SCOR, Second Year, Special Supplement
No. 1, 3 und 14-17 (Art. 17 und dazugehörige Stellungnahmen).
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1. Fragestellung

Geprüft werden mußte, ob es sich bei den unterschiedlichen Beschlüs-

sen bzw. Erklärungen der Ministerräte von NATO und WEU zum

Wandlungsprozeß beider Organisationen sowie zu deren Verwendung bei
der Umsetzung von VN-Beschlüssen um zustimmungspflichtige politi-
sche Verträge im Sinne des Art. 59 Abs. 2 Satz 1 GG handelte. Wie das

Gericht, insofern noch einstimmig, zu Recht betont, kommt eine Verlet-

zung der Rechte des Bundestages nur unter diesem begrenzten Gesichts-

punkt in Betracht.52 Die Frage nach der Rechtsnatur dieser Beschlüsse
bzw. Erklärungen ist nicht leicht zu beantworten, weil sich die fraglichen
Akte jedenfalls auf den ersten Blick im Grenzbereich zwischen politischer
Absichtserklärung, konkretisierender Vertragsauslegung und selbständi-

ger Vertragserweiterung bewegen.

2. Das tragende Votum

Nach Auffassung der die Entscheidung tragenden Richter bekunden
die bisherigen Erklärungen lediglich politische Handlungsabsichten, ohne
daß damit schon ein vertraglicher Bindungswille verbunden gewesen
wäre. Hierfür spreche schon, daß diese Erklärungen Teil eines Reform-

prozesses von NATO und WEU seien.53 Schon dieses Argument ist al-

lerdings nicht zwingend. Denn ob der Reformprozeß weitergeht und ob
er einen Abschluß in Form einer formellen Vertragsänderung finden soll,
steht jedenfalls für die NATO keineswegs fest. Es muß vielmehr damit

gerechnet werden, daß diese Organisation noch lange allein aufgrund des

gegebenen Vertrages und nach Maßgabe von Erklärungen der untersuch-
ten Art handeln wird. Hinzu kommt, daß das tragende Votum nicht be-

friedigend erklären kann, wie es trotz des angeblich lediglich vorbereiten-
den Charakters der Erklärungen kommen kann, daß NATO und WEU
bereits nach deren Maßgabe handeln und zur Unterstützung der Verein-
ten Nationen tätig werden. Nach Auffassung der vier Richter berechtigt
dieser Umstand nicht zu dem Rückschluß, in den Erklärungen sei bereits
ein Wille zur vertraglichen Aufgabenerweiterung zum Ausdruck gekom-
men. Die Mitgliedstaaten von NATO und WEU würden &quot;offensichtlich
von der Rechtsauffassung ausgehen, zur Umsetzung von VN-Resolutio-
nen bedürfe es keiner Grundlage&quot; in den Gründungsverträgen beider Or-

52 C. 111. 1. b) (unten S. 732).
53 C. Ill. 3. b) dd) (unten S. 741-742).
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54ganisationen. Diese These überrascht, ist es doch im Völkerrecht ei

gentlich eine Selbstverständlichkeit, daß eine internationale Organisation
immer nur nach Maßgabe ihrer vertraglich begründeten Aufgabenzuwei-

55
sung titig werden darf. Dies gilt auch fiir die NATO, welche eine von

den Mitgliedstaaten unabhingige internationale Organisation ist und de-

ren Rat nur im Rahmen der Aufgabenzuweisung der Organisation han-
56deln darf.

3. Kritik

Die Richter begründen ihre Auffassung näher damit, daß die Mitglied-
staaten ihre Bereitschaft, VN-Beschlüsse umzusetzen,

nur als eine Bündelung ihres politischen Willens &quot;in den für den Bereich

Sicherheit zuständigen internationalen Organisationen&quot; betrachteten. Die

Mitgliedstaaten sähen sich &quot;ausschließlich durch die Resolutionen des Si-
57cherheitsrates der Vereinten Nationen autorisiert und angehalten&quot;.

Auch diese Argumentation kann nicht überzeugen. Zum einen schließt

der Umstand, daß eine Aufgabe &quot;einzelfallbezogen&quot;, d.h. erst im An-

schluß an einen erneuten konkreten Willensakt wahrgenommen wird,
nicht aus, daß sie auch grundsätzlich festgelegt ist. Selbst die zentrale

Bündnispflicht des NATO-Vertrages, die Pflicht zum gegenseitigen Bei-

54 C. 111. 3. b) cc) (unten S. 740-741).
55 Certain Expenses of the United Nations, Iq Rep. 1962, 151, 168; A. Ve r d r o s s/

B. S 1 in in a, Universelles Völkerrecht (3. Aufl. 1984), 494 f., und dort der Hinweis auf die

Stellungnahme der Schweiz, in: Schweizerisches Jahrbuch für Internationales Recht 1980,
155,162.

56 Report of the Secretary of State to the President on North Atlantic Treaty, April 7,

1949, in: A Decade of American Foreign Policy, Basic Documents, 1941-49, 1332, 1338:

&quot;The Council will have no powers other than to consider matters within the purview of the

Treaty and to assist the parties in reaching agreement upon them&quot;; Branno v. Ministry of

War (Corte Cassazione, Italien), International Law Reports 1955, 756: &quot;It is an internatio-

nal organization, its main purpose being the mutual defence of its members. The North

Atlantic Treaty Organization is, therefore, a subject of international law, and it is autono-

mous with respect to each and all of the member countries&quot;; E. S t e i n/D. C a r r e a u, Law

and Peaceful Change in a Subsystem: &quot;Withdrawal&quot; of France from the North Atlantic

Treaty Organization, American Journal of International Law 62 (1968), 577, 602: &quot;never-

theless NATO has evolved into an international organization with its own personality and

legal order, possessing an extensive, complex institutional machinery, and engaged in acti-

vities of common interest that can no longer be imputed to individual members singly and

severally&quot;; K. Ipsen, V61kerrechtliche Probleme des Nordatlantikvertrages, in: K.D.

Schwarz (Hrsg.), Sicherheitspolitik (3. Aufl. 1978), 435, 441; a.A. wohl M. Bothe,
Streitkrifte internationaler Organisationen (1968), 84 f.

57 C. 111. 3. b) bb) (2) (unten S. 739-740).
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stand im Falle eines bewaffneten Angriffs auf einen der Bündnispartner,
steht unter dem Vorbehalt besonderer nationaler Entscheidung.
Des weiteren verschleiert der Ausdruck von der &quot;Bündelung des politi-

schen Willens in den zuständigen internationalen Organisationen&quot;
die entscheidende Alternative: Entweder handeln die einzelnen Mitglied-
staaten aus eigener Kompetenz, dann können sie lediglich die ihnen allein
zustehenden Mittel verwenden, oder sie nehmen darüber hinaus Namen,
Organe oder Sachmittel der gemeinsamen Organisation in Anspruch.
Letzteres muß aber entweder mit dem ursprünglichen Gründungsvertrag
der Organisation vereinbar sein oder dieser muß durch eine Vereinbarung
der Vertragsparteien in Form einer einstimmigen Entscheidung geändert
worden sein.58 So könnten etwa die Mitgliedstaaten der Welternährungs-
organisation (FAO) ihren politischen Willen nicht ohne weiteres dahin

gehend &quot;bündeln&quot;, deren Organe, wenn auch nur in Form einer (als Völ-
kerrechtsinstitut unbekannten) &quot;Organleihe&quot;, mit der Überwachung von

Flugverkehr zu betrauen.59 Selbst wenn die Mitgliedstaaten also nur mög-
liche neue Handlungsformen &quot;erproben&quot;60 wollten, müßten sie sich, so-

weit sie zu diesem Zweck als Organisation handeln wollen, auf eine ent-

sprechende Kompetenz in deren Gründungsvertrag berufen können. Ge-

gen die Annahme einer solchen über die ordentlichen Befugnisse der Or-

ganisation hinausgehenden &quot;Erprobungsbefugnis&quot; spricht, daß deren zeit-
liche und sachliche Grenzen völlig unklar bleiben müßten.

Schließlich ist es zwar richtig, daß ausschließlich der VN-Sicherheitsrat
eine Befugnis zur Ergreifung von Zwangsmaßnahmen verleihen kann,
dies beschreibt jedoch nur die Rechtslage nach allgemeinem Völkerrecht.
Deshalb könnte, um im Beispiel zu bleiben, der Erlaß eines Flugverbots
durch den Sicherheitsrat den Mitgliedstaaten der Welternährungsorgani-
sation allein auch noch nicht die Befugnis verleihen, Organe oder Sach-
mittel der FAO zu dessen Umsetzung zu verwenden. Hinzukommen
müßte entweder eine (naheliegende) Auslegung ihres Gründungsvertra-
ges, wonach es eine der Aufgaben von VN-Sonderorganisationen ist, Ent-

scheidungen des Sicherheitsrates im Rahmen ihrer faktischen Möglichkei-
ten zu unterstützen, oder die ausdrückliche Verpflichtung der Organisa-
tion durch den Sicherheitsrat zur entsprechenden Unterstützung. Nichts

58 H. S c h e r in e r s, International Institutional Law (1980), 568.
59 Vgl. S. B r e i t e n in o s e r/D. R i c h t e r, Die Verwirklichung der KSZE-Grundsätze

zum Schutz nationaler Minderheiten durch Organleihe bei der EMRK, in EuGRZ 1991,
141, 146 L; M. H i 1 f, Die Organisationsstruktur der Europäischen Gemeinschaften (1982),
213.

60 C. 111. 3. a) aa) (unten S. 733).
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anderes kann hinsichtlich der NATO und der von ihren Kommandobe-

hörden geführten militärischen Verbände gelten.

4. Bündelungstheorie

Möglicherweise beruht die &quot;Bündelungstheorie-&apos; des tragenden Votums

auf einem Mißverständnis. Die Bundesregierung hatte im Laufe des Ver-

fahrens ihrerseits eine &quot;Bündelungstheorie&quot; vorgetragen, die derjenigen
der vier Richter zwar sehr nahekommt, im entscheidenden Punkt jedoch
hiervon abweicht. Während das tragende Votum nämlich davon ausgeht,
daß die Bündelung der Beiträge im Vorfeld der Allianzverträge stattfin-

det, sprach die Bundesregierung ausdrücklich von einer Bündelung der

Beiträge &quot;im Rahmen&quot; der bestehenden Verträge bzw. Allianzstruktu-
ren.61 Dieser für die Rechtsnatur der Erklärungen entscheidende Unter-

schied wird nicht dadurch aufgehoben, daß im Votum von der Bündelung
des gemeinsamen Willens in den (für die internationale Sicherheit) &quot;zu-

ständigen&apos;-&apos; Organisationen die Rede iSt:62 Entweder besteht nämlich eine

Kompetenz der betreffenden Organisation zur Durchführung der jeweili-
gen Aktion bzw. zur &quot;Organleihe&quot; oder es besteht gerade keine.

Nur bei Fragen der Zurechnung gegenüber Drittstaaten kann es uner-

heblich sein, ob der Gründungsvertrag die Verwendung von Name, Or-

ganen oder Sachmitteln einer Organisation zuläßt: Wenn Drittstaaten eine

Organisation nicht anerkannt haben, muß deren Handeln entweder den

Mitgliedstaaten gemeinsam oder dem von ihnen erkennbar Verantwortli-
chen zugerechnet werden (etwa wenn ein durch NATO-Kommandobe-
hörden geführtes amerikanisches Kampfflugzeug ein Passagierflugzeug
über Restjugoslawien abschießen w-ürde).63 Nur in diesem Sinn kann da-
von gesprochen werden, daß nicht die NATO oder die WEU, sondern
allein deren Mitgliedstaaten bei der Umsetzung der VN-Beschlüsse in be-

zug auf das ehemalige Jugoslawien gehandelt hätten. Untereinander müs-

sen die Mitgliedstaaten, wenn sie die Organisation einschalten wollen,
deren Gründungsvertrag beachten. Falls, wie die vier Richter meinen, die

Mitgliedstaaten von NATO und WEU wirklich der Auffassung sind, zur

Umsetzung von VN-Sanktionen bedürfe es überhaupt keiner Grundlage

61 A. IV. 2. d) aa) (unten S. 717-718).
62 C. 111. 3. a) cc) (unten S. 734-735).
63 K. Ginther, International Organizations, Responsibility, in: R. Bernhardt

(Hrsg.), Encyclopedia of Public International Law, Instalment5 (1983), 164; kritisch zu

dieser Ilese M. H a r tw i g, Die Haftung der Mitglied.staaten für internationale Organisa-
tionen (1993), 38-43.
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in den Gründungsverträgen von NATO und WEU, so läge in der ent-

sprechenden Verwendung der Organisation entweder eine Vertragsverlet-
zung, oder solche Maßnahmen müßten erst durch einen zusätzlichen Ver-

trag ermöglicht werden. Die Verletzung eines völkerrechtlichen Vertrages
bedeutet zwar keinen Verstoß gegen Art. 59 Abs. 2 GG, sollte den Mit-

gliedstaaten aber nicht indirekt unterstellt werden. Der Abschluß eines
zusätzlichen Vertrages sollte ebensowenig nicht ohne gewichtige Anhalts-
punkte angenommen werden.

5. Das dissentierende Votum

Im Begründungsansatz überzeugender ist das Votum der vier Richter,
welche das Urteil nicht tragen: Sie erkennen in den Erklärungen &quot;eine
dynamische und rechtlich nicht eindeutig als Vertrag zu qualifizierende
Erweiterung des ursprünglichen Konzepts des NATO- und Brüsseler

Vertrags (WEU)&quot;.64 Damit ist ein Zusammenhang zwischen den Erklä-

rungen, der daran anschließenden Praxis und den Verträgen hergestellt,
den die andere Richtergruppe dadurch vermieden hat, daß sie die Erklä-

rungen unter weitgehender Ausblendung ihres vertraglichen und prakti-
schen Kontexts auslegte. Dieser Zusammenhang hat zur Folge, daß es

von der Auslegung der Verträge abhängt, ob die Erklärungen als bloße
Bestätigungen oder Konkretisierungen des darin bereits Angelegten zu

qualifizieren sind, oder ob sie in die Grauzone der informellen &quot;Ände-
rungsauslegung&quot; bzw. Vertragserweiterung gehören. Konsequent weiter-

gedacht eröffnet dieser Begründungsansatz zwei Möglichkeiten: Entwe-
der entpuppen sich die Erklärungen als bloße Konkretisierungen der in
den Verträgen bereits enthaltenen Aufgabenzuweisung, dann können sie
nicht ihrerseits zustimmungspflichtig gemäß Art.59GG sein. Oder sie

gehen über diese hinaus, dann kann es sich bei ihnen auch um verbindli-
che Feststellungen zum Aufgabenbereich der Organisationen, d.h. also
um politische Verträge im Sinne dieser Vorschrift handeln.
Die Möglichkeit der bloßen Konkretisierung wird von den dissentie-

renden Richtern wohl zu Unrecht verworfen. Man kann die Aufgabe der

VN-Unterstützung nämlich sehr wohl als im Text der Verträge angelegt
betrachten, kann deren Präambeln und Zielbestimmungen mit Hilfe des
Auslegungsgrundsatzes der implied powers und Präzedenzfällen bei ande-
ren internationalen Organisationen mehr normativen Gehalt entnehmen
und muß angesichts der Entstehungsgeschichte der Verträge aus der Revi-

64 C. 111. 4. (unten S. 742).
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sionsklausel des NATO-Vertrags nicht auf die Unzulässigkeit informeller

Entwickungsschritte schließen.65 Wer dies ablehnt, müßte eigentlich wei-

ter prüfen, &quot;ob schon ein Rechtsvertrag vorliegt oder aber die Erklärun-

gen der NATO- und WEU-Partner sich noch im Vorfeld des rechtlich

Verbindlichen bewegen-.66 Im Gegensatz zur anderen Richtergruppe leh-

nen es die dissentlerenden Richter jedoch ab, eine solche Prüfung vorzu-

nehmen. Dies könne weder Sache des Bundestages noch des Bundesver-

fassungsgerichts sein.67 Die &quot;dynamische Fortbildung der Verträge durch

einverständliche Äußerungs- und Handlungsformen-&apos;-&apos; entziehe sich der

eindeutigen rechtlichen Qualifikation und würde so die Gefahr heräufbe-

schwören, daß deren &quot;Inhalt außerhalb der traditionellen Verfahrenswei-

sen modifiziert und so der Mitwirkung des Parlaments nach Art. 59
68Abs. 2 Satz 1 GG entzogen wird-&apos;-.

6. Kritik

Unter der Prämisse, daß sich die in Frage stehenden Erklärungen tat-

sächlich in einer derartigen Grauzone bewegen, ist die Gefahrenthese der

dissentierenden Richter sicher richtig und wird von der anderen Richter-

gruppe auch gar nicht bestritten. Allerdings ist jedoch nicht nur die Prä-

misse dieser These bezweifelbar, sondern auch das hieraus abgeleitete
Postulat einer um den Grauzonenbereich erweiterten Zustimmungspflicht
des Bundestages nach Art. 59 Abs. 2 GG.69 Die Schwäche dieses Postu-

lats liegt offenkundig in der seinerseits fehlenden Abgrenzbarkeit dieses

Grauzonenbereichs, dem damit verbundenen Zwang zur Hemmung und

Formalisierung delikater außenpolitischer Verhandlungsprozesse und

schließlich in der Gefahr ständiger Organstreitigkeiten vor dem Bundes-

verfassungsgericht um die Zustimmungspflichtigkeit informeller Akte.

Dies betont die Gruppe der die Entscheidung tragenden Richter70 und

entwickelt statt dessen mit dem Erfordernis eines &quot;deutlich zum Ausdruck

gebrachten Vertragsabschlußwillens&quot;71 einen Maßstab, der zwar recht klar

ist, der sich aber entgegenhalten lassen muß, er würde die Einschaltung des

Parlaments in das Belieben der handelnden Regierungen stellen.

65 Nolte(Anm.25),98-110.
66 C. 111. 4. c) (unten S. 745).
67 C. Ill. 4. c) (unten S. 745).
68 C. 111. 4. b) (unten S. 743).
69 C. 111. 4. c) (unten S. 745).
70 C. Ill. 3. a) cc) (unten S. 734-735).
71 C. 111. 3. a) bb) (unten S. 734).
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Abstrakt gesehen läßt sich die Frage, welche von beiden Gefahren ge-
wichtiger ist, nicht eindeutig beantworten und insofern liegt in ihr ein

legitimer Anlaß für Meinungsverschiedenheiten. Letztlich sollte der ent-

scheidende Gesichtspunkt aber wohl sein, daß das Phänomen des völker-
rechtlichen soft law bzw. die Organpraxis internationaler Organisationen
noch in keiner der großen westlichen Demokratien zum Anlaß genom-

72men wurde, die Regeln über die Parlamentsbeteiligung zu ändern. Dies
deutet die tragende Richtergruppe an, wenn sie meint, eine Praxis der

Bundesrepublik entsprechend einer erweiternden Auslegung des Art. 59
73Abs. 2 GG würde andere Staaten und Organisationen befremden.

7. Die Aufgaben von NATO und WEU

Beide Richtergruppen haben es vermieden, eine klare Aussage darüber
zu treffen, ob es zum vertraglichen Aufgabenprogramm von NATO und
WEU gehört, Beschlüsse des Sicherheitsrates umzusetzen. Das tragende

74Votum äußert sich indirekt befürwortend, das dissentierende etwas

deutlicher ablehnend.75 Letztlich haben beide Richtergruppen ihre Ent-

scheidung zu Art.59 Abs.2GG aber mit anderen Erwägungen begrün-
det: Die tragende Auffassung hat in erster Linie die Erklärungen selbst
betrachtet und sie als bloße politische Absichtserklärungen qualifiziert,
die dissentlerenden Richter haben diese zwar in einen stärkeren Bezug zu

den Verträgen gesetzt, sie aber letztlich einer Grauzone zugeschlagen, auf
die Art. 59 GG anwendbar sein soll. Beiden Voten liegt also die Auffas-

sung zugrunde, daß die Erklärungen die nach NATO- und WEU-Vertrag
bestehende Rechtslage nicht verändert hätten.
Nun ist es zwar richtig, daß die Erklärungen nicht den Anspruch erhe-

ben, &quot;Pflichten-&apos; im Sinne von konkreten Verhaltenspflichten zu begrün-
den. Gegenstand der Erklärungen ist vielmehr nur die Ankündigung, in
bestimmten Bereichen im Rahmen der Organisationen zukünftig zusam-

menarbeiten zu wollen, wenn jeder der Teilnehmerstaaten sich hierzu im

72 Zu Frankreich: E. Z o 11 e r, Droit des relations ext (1992), 214 ff.; P. G a i a,
Le Conseil Constitutionnel et Pinsertion des engagements internationaux dans Pordre juri-
dique interne (1991), 42f.; zu USA: M. Glennon, Constitutional Diplomacy (1990),
164-169; L. Henkin, Constitutionalism, Democracy and Foreign Affairs (1990), 57-62;
zum Vereinigten Königreich: Halsbury&apos;s Laws of England, Stichwort &quot;Royal Prerogative&quot;,
Bd. 8 (4. Aufl. 1974 mit Cumulative Supplement 1993), Nr. 986.

73 C. 111. 3. b) dd) (unten S. 742).
74 C. 111. 3. a) cc) (unten S. 734-735).
75 C. 111. 4. a) (unten S. 742).
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konkreten Fall bereiterklärt. Aber auch wenn sie noch keine konkrete

Verhaltenspflicht begründet, enthält eine solche Erklärung jedenfalls min-
destens eine Feststellung zum Aufgabenkreis der Organisation und damit
eine Feststellung zur Reichweite der Handlungsbefugnis ihrer Organe.
Wenn die Mitgliedstaaten darüber hinaus auch noch veranlaßt haben3 daß
die Organisation bis auf weiteres entsprechend dieser Feststellung han-

delt, haben sie dadurch bestätigt, daß die Erklärungen nicht lediglich der

Vorbereitung dienten. Ob sich eine solche Feststellung zum Aufgaben-
kreis einer Organisation noch im Rahmen ihres Gründungsvertrages hält,
muß dann geklärt werden. Dieser Frage kann nicht mit Hinweis auf eine

76fehlende weitergehende Regelungsabsicht ausgewichen werden.
Anstatt abstrakte Maßstäbe für die ganze Vielfalt der theoretisch mögli-

chen Fälle fließender Übergänge zwischen Vertragsauslegung und Ver-

tragsänderung&quot; zu entwickeln,77 hätten beide Richtergruppen den An-

spruch der Erklärungen auf bloße Ausgestaltung des Vertragsprogrammes
im Sinne eines &quot;breiten sicherheitspolitischen Ansatzes&quot; genauer prüfen
sollen. Wäre dieser Anspruch von den Vertragsparteien deutlicher zum

Ausdruck gebracht worden, hätte das Gericht Farbe bekennen müssen.

Die Bundesrepublik ist durch die richterliche Auslegung der Erklärungen
allerdings nicht daran gehindert, diesen Anspruch eines Tages, wenn das
Provisorium permanent geworden sein sollte, gemeinsam mit ihren Ver-

tragspartnern zu erheben. Insofern muß sie dem vom Urteil indirekt aus-

gehenden Druck, den Inhalt der Erklärungen in die Form eines Vertrages
zu bringen, nicht nachgeben. Insgesamt hat also der Versuch beider Rich-

tergruppen, der Beantwortung der Frage nach der Konkretisierungswir-
kung der Erklärungen auszuweichen, nicht nur unnötige Rechtsunsicher-
heit geschaffen, sondern auch zu einer zumindest unvollständigen und
damit irreführenden Bewertung der völkerrechtlichen Rechtslage geführt.

H. Der Parlamentsvorbehalt

Zur politischen Befriedungswirkung des Urteils dürfte entscheidend

beitragen, daß das Gericht jeden bewaffneten Einsatz der Streitkräfte ei-
78ner &quot;konstitutiven&quot; Zustimmung des Bundestages unterworfen hat.

76 Vgl. C. 111. 4. b) aa) (unten S. 744).
77 C. 111. 3. b) dd) (unten S. 735).
78 C. IV. (unten S. 749-755).
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1. Dogmatische Ableitung

Der Begründungsweg ist in gewisser Weise das Spiegelbild der Erörte-

rung zu Art. 87a Abs. 2 GG: Zwar beschränkt das Grundgesetz die Rolle
des Bundestages in Art. 115a Abs. 1 auf &quot;die Feststellung, daß das Bun-

desgebiet mit Waffengewalt angegriffen wird oder ein solcher Angriff un-

mittelbar droht (Verteidigungsfall)-&apos;-. Durch diese im Jahr 1968 erlassene
Vorschrift hätte aber, so das Gericht, das in der Vorgängervorschrift des
Art. 59a GG a.F. enthaltene Grundprinzip einer parlamentarischen Zu-

stimmungspflicht &quot;für alle damals als möglich angesehenen&quot; Streitkräfte-
einsätze nicht beseitigt werden sollen.79 Dieses Grundprinzip sei auch
anwendbar auf Einsatzmöglichkeiten, welche sich nun im Rahmen des
Art. 24 Abs. 2 GG eröffneten. Der Haupteinwand gegen diese Begrün-
dung liegt auf der Hand: Selbst wenn Art. 59a GG a.F. ein solches
Grundprinzip enthalten haben sollte und mit dessen Aufhebung insofern
auch kein Änderungswille verbunden gewesen ist, kann das Gericht die

Fortgeltung dieser Vorschrift als konkrete Verfahrensnorm nicht ohne
weiteres dekretieren. Immerhin hat der Verfassungsgeber von 1968 die
Vorschrift des Art. 59a GG a.F. insofern geändert, als er für die Feststel-
lung des Verteidigungsfalles nunmehr eine Zweidrittel-Mehrheit vorge-
schrieben hat. Ob er es für den darüber hinausgehenden &quot;Bündnisfall&quot;,
der ihm, wie Art. 80a Abs. 3 GG zeigt, ja auch vor Augen gestanden
hat&apos;80 beim Erfordernis einer einfachen Mehrheit belassen wollte, ist frag-
lich. 81 Bezweifeln kann man auch, ob aus einem Grundprinzip &quot;umfas-
sender parlamentarischer Kontrolle der Streitkräfte&quot; wirklich ein konkre-
tes Zustimmungserfordernis für alle bewaffneten Einsätze folgt. Die vom
Gericht herangezogenen übrigen wehrrechtlichen Vorschriften des

Grundgesetzes begründen ebensogut einen Umkehrschluß. Schließlich
kann man bezweifeln, ob der Übergang der Befehlsgewalt auf den Bun-
deskanzler gemäß Art. 115b GG wirklich zeigt, daß die Feststellung des

Verteidigungsfalls gleichzeitig zum militärischen Einsatz der Streitkräfte

ermächtigt.

79 C. IV. 1. (unten S. 749).
80 D.h. beim Angriff eines Drittstaates auf das Gebiet eines Bündnispartners, der nicht

gleichzeitig auch ein Angriff auf das Bundesgebiet ist; näher W. G r a f V i t z t h u in, Der
Spannungs- und Verteldigungsfall, in HStR VII (1993), § 170 Rdnr. 26.

81 Diese Frage klärt auch nicht der dem Gericht vorgelegte Vermerk der Bundesregie-
rung vom 12.4.1994 (A. 1. 3.); näher K. I p s e n, Verteidigungsfall und Bündnisfall, DÖV
1971, 583, 587f.
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Ungeachtet dieser Einwände erscheint es möglich, aus der Verfassung
ein parlamentarisches Zustimmungserfordernis für bewaffnete Einsätze
der Streitkräfte abzuleiten. Voraussetzung ist allerdings die Anerkennung
eines erheblichen Maßes an Rechtsfortbildungskompetenz des Bundesver-

fassungsgerichts. Angesichts der Besonderheit des Verhältnisses zwischen
dem geschriebenen Wehrverfassungsrecht, den diesem ursprünglich zu-

grundeliegenden Annahmen sowie den inzwischen eingetretenen Verän-

derungen bei den Sicherheitsrisiken und Handlungsmöglichkeiten, sollte
die sinngemäße Umsetzung eines erkennbaren Grundprinzips in nahelie-

gende Verfahrensnormen als berechtigt anerkannt werden. Hätte das Ge-

richt statt dessen die Entscheidung über die Entsendung deutscher Streit-

kräfte zu VN-Einsätzen ganz pauschal der Exekutive überlassen, hätte

man eine erhebliche wehrverfassungsrechtliche Diskrepanz ausmachen
können insofern als der Verteidigungsfall zwar genau geregelt und in der
Sache einer scharfen parlamentarischen Kontrolle unterworfen ist, die Be-

teiligung der Bundeswehr an möglicherweise ähnlich schicksalhaften Ak-
tionen im Rahmen kollektiver Sicherheitssysteme jedoch überhaupt nicht
näher ausgestaltet iSt.82 Diese Ausgestaltung glaubte das Gericht wohl
deshalb nicht dem Verfassungsgesetzgeber überlassen zu müssen, weil die

gegebenen wehrverfassungsrechtlichen Vorschriften bereits eine ausrei-

chende Grundlage bieten. Hätte es statt dessen festgestellt, daß die Bun-

desrepublik nicht an Operationen im Rahmen kollektiver Sicherheitssy-
steme teilnehmen könnte, solange keine klare Entscheidung des Verfas-

sungsgebers über deren gewaltenteiligen Modalitäten getroffen sei, hätte
es sich über Sinn und Zweck des Art. 24 Abs. 2 GG hinweggesetzt, der

Beteiligung an solchen Einsätzen ja gerade ermöglichen will. So gesehen
hat das Gericht den Weg des geringsten Übels gewählt.

2. Parlamentsvorbehalt und Sonderabkommen

nach Art. 43 SVN

Der Grundsatz eines parlamentarischen Zustimmungsvorbehalts für

J e d e Art von bewaffnetem Streitkräfteeinsatz stößt allerdings auf völker-
rechtliche Grenzen. Könnte die Bundesrepublik keine Ausnahme hiervon

machen, könnte sie mit den Vereinten Nationen keine Sonderabkommen
nach Art. 43 SVN abschließen, in denen sie dem Sicherheitsrat zusichert,
auf dessen Ersuchen schnell und unbedingt Truppen zur Verfügung zu

stellen. Wenn nur wenige andere wichtige Staaten einen entsprechenden

82 So die Ausführungen der Antragsteller bei A. 111. 2. a) aa) (unten S. 708).
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einsatzbezogenen Parlamentsvorbehalt geltend machen würden, würde
dies die eines Tages anstehende Verwirklichung des Herzstücks des kol-
lektiven Sicherheitssystems der Vereinten Nationen verhindern. Sonder-
abkommen nach dem Modell des Jahres 1947 würden ein nationales
Rückrufrecht jedenfalls nur zum Zweck der Selbstverteidigung oder zur

Bekämpfung eines inneren Notstandes zulassen.83 Sonderabkommen, die
darüber hinaus einen Rückrufvorbehalt zur Gewährleistung der Rechte
nationaler Parlamente enthalten, würden daher die Entwicklung der Ver-
einten Nationen hin zu ihrer vollen Funktionsfähigkeit verhindern.
Die beschriebene chartafeindliche Wirkung wird nicht dadurch ausge-

schlossen, daß das Gericht bei Gefahr im Verzug Einsatzentscheidungen
allein durch die Exekutive zugelassen hat.84 Der Abschluß von Sonderab-
kommen nach Art. 43 SVN soll gerade dazu dienen, das nationale Ent-
scheidungsverfahren vorzuziehen, damit der Sicherheitsrat schnell und ef-
fizient handeln kann. Mitwirkungsansprüche nationaler Parlamente wer-

den durch die Ratifikationsklausel des Art. 43 Abs. 3 Satz 2 SVN befrie-
digt.&quot; Auch der Umstand, daß Art. 43 SVN nur eine Verhandlungs-
pflicht begründet und ein einsatzbezogener Parlamentsvorbehalt deshalb
nicht chartawidrig St&apos;86 löst die verfassungsrechtliche Spannung nicht
auf. Es gilt insofern das gleiche wie bei der grundsätzlichen Frage nach
der Pflicht zur Leistung militärischer Beiträge zu einem kollektiven Si-
cherheitssystem: Auch wenn dessen Gründungsvertrag keine harte Pflicht
zur Leistung militärischer Beitrage vorsieht, setzt es doch die prinzipielle
Bereitschaft zur Mitwirkung entsprechend seiner Vorgaben voraus und

87würde ohne diese Mitwirkung nicht funktionieren.
Die durch den Parlamentsvorbehalt aufgeworfene Schwierigkeit ist al-

lerdings lösbar. Das Grundgesetz enthält mit Art. 24 Abs. 1 eine Vor-
schrift, die es ermöglicht, Ausnahmen vom Grundsatz des einsatzbezoge-
nen-Parlamentsvorbehalts durch einfachgesetzliche Übertragung von Ho-
heitsrechten und damit ohne Verfassungsänderung zu begründen.88 Auch
wenn nicht Jede denkbare Form von Sonderabkommen eine Übertragung
von Hoheitsrechten nach den strengen Maßstäben des Gerichts vorsehen

83 Siehe oben Anm. 51.
84 C. IV. 3. b) (unten S. 753-754).
85 J.A. F r o w e i n, in: B. Simma (Hrsg.), Charta der Vereinten Nationen (1991),

Art. 43 Rdnr. 6.
86 Frowein, ibid., Art. 43 Rdnr. 9.
87 Siehe oben D. (oben S. 655-656).
88 Vgl. H. M o s 1 e r, Die Übertragung von Hoheitsgewalt, in HStR VII (1993), § 175

Rdnr. 54.
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muß, so werden jedenfalls weitestgehend unwiderrufliche Kommando-

übertragungen diesem Begriff unterfallen. Gegen eine Anwendung von

Art. 24 Abs. 1 GG neben dessen Abs. 2 bzw. auf den Parlamentsvorbehalt

könnte man allenfalls einwenden, daß dessen Regeln leges speciales seien

und unwiderrufliche Übertragungen militärischer Kommandogewalt an

zwischenstaatliche Einrichtungen nicht zuließen. Daß dies jedoch nicht

richtig sein kann, zeigt sich daran, daß es der Bundesrepublik dann ohne

Verfassungsänderung unmöglich wäre, sich an einer Organisation nach
89dem Muster des EVG-Vertrags zu beteiligen.

3. Rechtspolitische Fragwürdigkeit des Parlamentsvorbehalts

Als Rechtsproblein erweist sich ein Parlamentsvorbehalt nur, wenn das

kollektive Sicherheitssystem diesen ausschließen möchte. Solange sich der

VN-Sicherheitsrat also noch darauf beschränkt, die Mitgliedstaaten bzw.

ihre Organisationen zum Ergreifen militärischer Zwangsmaßnahmen auf-

grund des Kapitels VII lediglich zu ermächtigen, ist deren Mitwirkung
freiwillig und kann jeder Art von innerstaatlichem Willensbildungsprozeß
unterworfen werden.90 Aus diesem Grund ist es auch keine Rechtsfrage,
ob ein solcher Willensbildungsprozeß als VN-freundlich betrachtet wer-

den kann. Unerheblich ist diese Frage deshalb jedoch nicht. So ist es

möglich, daß der Einwand, die Bundesrepublik könne wegen ihres Parla-

mentsvorbehalts nicht &apos;&lt;uneingeschränkt&quot; an VN-Aktionen teilnehmen,
eine Rolle in der Diskussion um einen deutschen Sitz im Sicherheitsrat

spielen wird. An diesem Einwand ist richtig, daß prinzipiell jedes inner-

staatliche Zustimmungsverfahren den ohnehin schwierigen Entschei-

dungsprozeß innerhalb der VN-Organe erschwert. Praktisch gesehen ge-
währleistet das deutsche parlamentarische Regierungssystem, daß die

Bundesrepublik nicht weniger handlungsfähig ist als andere Staaten. Bei

der Unterschiedlichkeit der Regierungssysteme der VN-Mitgliedstaaten
wird dieser Umstand jedoch international nicht ohne weiteres zu vermit-

teln sein. jedenfalls ist der Grundsatz parlamentarischer Zustimmung aus

universeller Sicht nicht verallgemeinerungsfähig.

89 Für eine Komplementarität von Art. 24 Abs. 1 und 2 GG spricht nicht zuletzt, daß das

Gericht in seinem jetzigen Urteil die Anwendung des Abs. 1 auf die NATO im Nachrü-

stungsurteil nicht aufgegeben, sondern nur eingegrenzt hat (siehe oben F. 1., S. 662-663).
90 Eine im rechtlich erheblichen Sinne geringere Legitimationswirkung darf man sol-

chen Beschlüssen des Sicherheitsrates allerdings nicht zuschreiben, vgl. aber C z e m p 1 e 1

(Anm. 36), FR vom 24.8.1994, 5, und die Ausführungen unter A. 111. 2. dd. (3) (unten
S.710).
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L Die Ausgestaltungsbefugnis des Gesetzgebers
In den Ausführungen des Gerichts zu Reichweite und Ausgestaltung

des Parlamentsvorbehalts werden Zielkonflikte erkennbar: Der Gegen-
stand des Parlamentsvorbehalts soll klar abgrenzbar sein und wird daher
weit definiert. Dies führt jedoch dazu, daß Einsatzformen unterschied-
lichster Art das gleiche schwerfällige Grundverfahren durchlaufen müssen

(1.). Dem sollte durch eine gesetzlich zu schaffende Möglichkeit der
Übertragung von Entscheidungsbefugnissen auf einen Ausschuß des Bun-

destages abgeholfen werden (2.). Ob eine Befugnis des Bundestages zur

Rücknahme seiner Zustimmung besteht, bleibt offen. Für eine solche Be-

fugnis spricht, daß damit das Prinzip der Parlamentsverantwortung ange-
messen zur Geltung gebracht würde (3.).

1. Gegenstand des Parlamentsvorbehalts

Gegenstand des Parlamentsvorbehalts sind alle Einsätze bewaffneter
Streitkräfte, und zwar unabhängig davon, ob sie der Verteidigung des

Bundesgebietes, der Verteidigung eines Bündnispartners oder sonstigen
Zwecken im Rahmen eines kollektiven Sicherheitssystems dienen.91 Hier-
unter fallen nicht etwa nur Kampfeinsätze, sondern auch solche, bei de-
nen die Verwendung der mitgeführten Waffen unwahrscheinlich ist. Nur

&quot;Hilfeleistungen im Ausland&quot;, bei denen die Soldaten &quot;nicht in bewaff-
nete Unternehmungen einbezogen sind&quot;, erfordern keine parlamentari-
sche Zustimmung.92 Damit ist der Kreis der zustimmungspflichtigen Ein-

sätze erheblich weiter gezogen als es etwa der US Kongress in der &quot;War
Powers Resolution&quot; beansprucht hat. Diese ist nämlich nur anwendbar,
wenn der Präsident die Streitkräfte in akute Kampfsituationen (hostilities)
schickt oder &quot;into situations where imminent involvement in hostilities is

clearly indicated by the circumstances&quot;.93 Ein Einsatz der Bundeswehr
wie derjenige in Somalia überschreitet also nicht die Schwelle der War
Powers Resolution, fällt aber schon eindeutig in den Bereich des deut-
schen Parlamentsvorbehalts.

Eine Grenzziehung, die einen großen Sicherheitsabstand zu eigentli-
chen Kampfeinsätzen für geboten hält bzw. das Prinzip der &quot;umfassenden

parlamentarischen Kontrolle der Streitkräfte&quot; stärker betont, ist grund-

91 C. IV. 3. a) (unten S. 753).
92 C. IV. 3. a) (unten S. 753).
93 Sect. 4 (a) (1) 50 U.S.C.A. % 1541-1548; abgedruckt in F r a n c k / G 1 e n n o n

(Anm. 6), 560ff.
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sätzlich legitim. Ein Fall wie der Adria-Einsatz in seiner frühen Phase

zeigt jedoch, daß auch diesem berechtigten Grundanliegen teleologische
und funktionelle Grenzen gesetzt sind. Wo Kriegsschiffe auf hoher See

über ihre gewöhnlichen Aktivitäten in Friedenszeiten nur insofern hin-

ausgehen als sie nicht-militänschen Verkehr beobachten, ist der Bezug
zur &quot;Grundentscheidung über Krieg und Frieden&quot;, ja sogar zur &quot;umfas-

senden parlamentarischen Kontrolle der Streitkräfte&quot; nicht mehr ersicht-

lich. Es. kommt hinzu, daß solche Maßnahmen typischerweise gerade
auch im Vorfeld eines Konflikts getroffen werden und eine öffentliche

Einschaltung des Parlaments geeignet sein kann, diesen zu verschärfen.

Das gleiche gilt für Einsatze zur Luftaufklärung wie sie etwa von den

AWACS-Verbänden durchgeführt werden. Erst wenn solche Verbände

einen Auftrag erhalten, der in der äußeren Erscheinungsform über die

gewöhnlichen Aufklärungs-, Übungs- oder Patrouillenaktivitäten zu Frie-

denszeiten hinausgeht (hierzu würde auch ihre Verwendung als Feuerleit-

systeme gehören), erscheint eine Beteiligung des Parlaments überhaupt
sinnvoll und geboten.

2. Verfahren im Parlament

Das Gericht hat den Gesetzgeber aufgefordert, &quot;die Form und das
&quot; 94Ausmaß der parlamentarischen Mitwirkung näher auszugestalten je

nachdem, wie weit diese Ausgestaltungsbefugnis reicht, sind die Vorga-
ben des Urteils praktikabel. Wenn ein Hauptzweck der Ausgestaltungs-
befugnis darin liegt, die Intensität der Kontrolle des Parlaments bei Ein-

sätzen, die von &quot;erkennbar geringer Bedeutung-95 sind, näher zu um-

grenzen, dann erscheint es wenig sinnvoll, wenn solche Entscheidungen
von den zuständigen Ausschüssen vorbereitet und dann im Plenum des

Bundestages erörtert werden müßten. Statt dessen sollte es ausreichen,
wenn über bestimmte gesetzlich festzulegende Einsatzformen von &quot;er-

kennbar geringer Bedeutung&quot; (also keine Kampfeinsätze) lediglich von ei-

nem Ausschuß des Bundestages entschieden wird. Diese Verfahrensweise
könnte auch in Fällen, in denen eine öffentliche Erörterung zur Verschär-

fung eines Konflikts beitragen kann, eine gleichzeitig diskrete und wirk-

same Form der parlamentarischen Mitwirkung ermöglichen. Dem steht

nicht entgegen, daß das Gericht selbst im Falle einer reinen Beobach-

94 C. IV. 4. b) (unten S. 755).
95 C. IV. 4. a) (unten S. 754).
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tungsmission, wie sie in der frühen Phase des Adria-EinsatzeS96 vorlag,
eine Verletzung des Parlamentsvorbehalts festgestellt hat. Eine gesetzlich
vorgesehene Übertragung einer solchen Entscheidungsbefugnis auf einen
Ausschuß des Bundestages ist dadurch nicht ausgeschlossen, unterfällt
vielmehr der Ausgestaltungsbefugnis. In der Verfassungspraxis nimmt

man die Delegierbarkeit von Kompetenzen des Bundestages sogar in ei-

nem Fall an, in dem das Grundgesetz hierfür gar keinen Anhaltspunkt
bietet: Obwohl Art. 94 Abs. 1 Satz 1 GG vorschreibt, daß die Mitglieder
des Bundesverfassungsgerichts je zur Hälfte vom Bundestag und vom

Bundesrat gewählt werden, hält die überwiegende Meinung den 5 6

BVerfGG, welcher das Prinzip der indirekten Richterwahl durch einen

Wahlmännerausschuß festlegt, doch für verfassungsgemäß.97 Anders als
im Fall der Richterwahl würde die hier vorgeschlagene Regelung bei
Streitkräfteeinsätzen von &quot;erkennbar geringer Bedeutung&quot; auch dem
Grundzweck jeder Delegation entsprechen, nämlich die Entlastung des
Parlaments von weniger wesentlichen Entscheidungen ermöglichen.

3. Zurücknahme der Zustimmung

Nicht völlig eindeutig ist, ob der Bundestag eine einmal erteilte Zu-

stimmung zum Streitkräfteeinsatz aus eigener Initiative wieder zurück-
nehmen kann. Zwar sagt das Gericht ausdrücklich, daß der Zustim-

mungsvorbehalt dem Bundestag keine Initiativbefugnis verleiht.98 Diese

Aussage dient aber nur zur Begründung des Satzes, daß das Parlament die

Regierung nicht zu einem Einsatz der Streitkräfte verpflichten kann.
Auch die Feststellung, das Parlament könne einen Einsatz unterbinden,
.21wenn er ausnahmsweise ohne seine Zustimmung schon begonnen
hat&quot;,99 steht in diesem Zusammenhang und ist deshalb nicht notwendig
abschließend gemeint. Nicht völlig eindeutig ist selbst die Aussage, die

Bestimmung der Dauer der Einsätze gehöre zum, Eigenbereich der Exeku-
tive und werde durch den Parlamentsvorbehalt nicht berührt.&apos; 00 Im glei-
chen Zusammenhang werden nämlich auch die Modalitäten und der Um-

fang der Einsätze genannt, so daß es naheliegt, hier einen engeren Begriff

96 Als alle Schiffe des NATO-Verbandes noch lediglich einen Beobachtungsauftrag hat-
ten.

97 Darstellung des Streitstandes bei D. M a j e r, in: D. Umbach/Th. Clemens (Hrsg.),
Bundesverfassungsgerichtsgesetz (1992), § 6 BVerfGG Rdnrn. 32-42.

98 C. IV. 3. d) (unten S. 754).
99 C. IV. 3. d) (unten S. 754).
1()0 C. IV. 3. d) (unten S. 754).
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der Dauer im Sinne des &quot;Zeitrahmens&quot; zu sehen, den das Parlament bei

der Erteilung der Zustimmung sinnvollerweise nur verantworten konnte.

Schließlich enthält auch die Aussage, der Bundestag sei &quot;an die mit seiner

Zustimmung zustandegekommenen rechtlichen Festlegungen gebun-
den&quot;,&apos;()&apos; keine klare Stellungnahme zur Frage der Rücknehmbarkeit. Sie

ist ausdrücklich auf das vom Bundestag einzuhaltende Verfahren bezogen
und kann daher auch nur auf die damit angesprochene Situation ange-
wandt werden, daß wenn die Lage eine gründliche Erörterung durch die

Ausschüsse und im Plenum nicht erlaubt hat. Damit wäre nur der Vorbe-

halt einer späteren -gründlicheren&quot; Entscheidung ausgeschlossen. Der

Wortlaut der Urtellsbegründung ergibt also keine eindeutigen Aussagen
gegen eine Rücknahmebefugnis.
Für eine Rücknahmebefugnis sprechen Gründe, die es nahelegen, den

vorhandenen Interpretationsspielraum zu nutzen. Ein vollständiger Aus-

schluß der Initiativbefugnis des Bundestages würde die Gefahr einer Aus-

höhlung des Grundprinzips der Parlamentsverantwortung begründen.
Wenn der Parlamentsbeschluß wirklich konstitutiv sein soll, muß der Ge-

genstand der Zustimmung so klar formulierbar sein, daß die Entschei-

dung verantwortet werden kann. Der Einsatz bewaffneter Streitkräfte er-

folgt jedoch in Situationen, die häufig unvorhersehbare Wendungen neh-

men. Die gleiche Aktion kann entsprechend den wechselnden Umständen

schnell einen ganz anderen Sinn erhalten. So sollte etwa die Teilnahme

des deutschen Kontingents an der Mission UNOSOM II dazu dienen,
logistische Funktionen für andere Streitkräfte zu erfüllen. Als diese Streit-

kräfte dann nicht eintrafen, wurden die Soldaten für andere Zwecke ver-

wendet. Häufig werden die Situations- und Aufgabenwechsel noch klarer

sein. In solchen Fällen kann es innerstaatlich leicht zum Streit um die

Erforderlichkeit einer erneuten bzw. erweiterten parlamentarischen Legi-
timation bzw. um die Wünschbarkeit eines Rückzugs der Soldaten kom-

men. Für den Verteidigungsfall legt Art. 1151 Abs. 2 GG ausdrücklich

fest, daß der Bundestag diesen jederzeit durch Beschluß für beendet er-

klären kann. Für sonstige Einsätze der Streitkräfte sollte nichts anderes

gelten. Der Sinn einer Beschränkung der Initiativbefugnis kann nur darin

liegen, daß das Parlament nicht in den Eigenbereich der Regierung, näm-

lich in die Führung der laufenden außenpolltischen Geschäfte eingreifen
können So11.102 Schon aus strukturellen Gründen besitzt es hierzu nicht

die Kompetenz. Hinzu kommt, daß eine notwendigerweise nicht voll in-

101 C. IV. 3. c) (unten S. 754).
102 C. IV. 4. a) (unten S. 755).
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formierte Öffentlichkeit mit dem Parlament keinen Hebel besitzen sollte,
mit dem sie auf laufende Geschäfte des Truppeneinsatzes einwirken
könnte. Für die Grundentscheidung aber, die Beendigung des Verteidi-
gungsfalls, macht Art. 1151 Abs. 2 Satz 1 GG eine Ausnahme. 103 Dies
sollte auch für sonstige Streitkräfteeinsätze im Rahmen von kollektiven

Sicherheitssystemen gelten.
Hiergegen mag man einwenden, daß die Frage, ob der Verteidigungs-

fall vorliegt, typischerweise nach klaren faktischen Gegebenheiten beant-
wortbar ist, in erster Linie die Bundesrepublik selbst betrifft und offen-

kundig nicht mehr allein in den Bereich der Regierungsfunktion der Füh-

rung der laufenden außenpolltischen Geschäfte fällt. Die Rücknahme ei-
ner Zustimmung zur Beteiligung an einer VN-Aktion könnte demgegen-
über großen außenpolitischen Schaden zur Folge haben, ohne daß dies
durch ein entsprechendes existentielles Interesse der Bundesrepublik auf-

gewogen würde. Insofern müßte die Analogie eher in der fehlenden

Kompetenz des Parlaments liegen, die Kündigung eines Vertrages zu ver-

anlassen, dem es einmal zugestimmt hat.104 Andererseits zeigen Fälle wie
der zweite Golfkrieg, daß die Grenze zwischen kollektiver Selbstverteidi-

gung gemäß Art. 51 SVN und der Teilnahme an einer VN-Aktion sowohl
rechtlich wie faktisch fließend sein kann.105 Wegen der potentiell existen-
tiellen Bedeutung jedes bewaffneten Streitkräfteeinsatzes sollte der
Grundsatz der Rücknahmebefugnis gemäß Art. 1151 GG daher ebenso er-

weiternd ausgelegt werden, wie das Gericht den Grundsatz der Parla-

mentszustimmung für jeden Einsatz gemäß Art. 115a Abs. 1 GG erwei-

ternd ausgelegt hat.
Es ist wohl nicht zu befürchten, daß eine Rücknahmebefugnis das Par-

lament-dazu veranlassen würde, durch die Drohung mit ihrer Ausübung
einen faktisch unangemessen starken Einfluß auf den der Exekutive vor-

behaltenen Bereich der Führung der laufenden außenpolitischen Ge-
schäfte zu nehmen. Eine solche Drohung ist angesichts der Bedeutung
einer solchen Angelegenheit in einem parlamentarischen System erst dann

glaubwürdig, wenn die Abgeordneten gleichzeitig auch bereit sind, sich
den mit der Vertrauensfrage verbundenen Risiken zu stellen.
Für eine Rücknehmbarkeit der Zustimmung spricht auch, daß sich da-

103 Der gleiche Rechtsgedanke liegt auch den Art. 35 Abs. 3 und 87a Abs. 4 GG zu-

grunde.
104 C. 111. 1. b) aa) (unten S. 732) und BVerfGE 68, 1, 85f.
105 D. S c h e f f e r, Use of Force After the Cold War: Panama, Iraq, and the New

World Order, in: L. Henkin [et al.] (Hrsg.), Right v. Might - International Law and the
Use of Force (2nd ed. 1991), 109 (128-132).
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durch die Wahrscheinlichkeit einer rein politisch motivierten, d.h. durch

kein ernsthaftes Rechtsschutzinteresse geleiteten Anrufung des Bundes-

verfassungsgenchts durch eine der Oppositionsfraktionen vermindern

dürfte. Es ist klar, daß ein außenpolitischer Schaden allein schon durch
die aus einer solchen Situation resultierende Rechtsunsicherheit entstehen

kann: Ist eine parlamentarische Zustimmung nicht zurücknehmbar, so

wird sie im Zweifel möglichst genau formuliert und an viele politische
Bedingungen geknüpft werden. Um so früher wird sich dann die Frage
stellen, ob sich der jeweilige Einsatz noch in ihrem Rahmen hält. Um zu

vermeiden, daß eine der Oppositionsfraktionen einen rechtlich nur halb-

wegs plausiblen Antrag an das Bundesverfassungsgericht stellt, eine Ver-

letzung der Parlamentsrechte durch Überschreitung des Zustimmungsbe-
schlusses festzustellen, muß die Regierungsmehrheit die jeweilige Zustim-

mung immer klar auf den aktuellen Fall bezogen halten. Dies Wird ihr aus

den gleichen politischen Gründen gelegentlich schwerfallen, die ein Parla-

ment dazu veranlassen würden, eine Zustimmung zurückzunehmen,
wenn es die Befugnis hierzu besäße. Könnte die Regierungsmehrheit statt

dessen von vornherein eine unbestimmtere und damit auch weitergehende
Ermächtigung erteilen, ein Schritt, der ihr bei einer Rücknehmbarkeit der

Ermächtigung politisch leichter fiele, könnte die Regierung einer solchen

politischen Schwächeperiode vorbauen und es den Oppositionsfraktionen
damit schwerer machen, die Frage mit guten Gründen beim Bundesver-

fassungsgericht anhängig zu machen. Das Gericht dürfte dann auch nicht

so leicht in die Verlegenheit kommen, sich im Spannungsfeld zwischen

dem Wortlaut eines Zustimmungsbeschlusses, der Staatsräson und dem

notwendigen Erhalt der eigenen Glaubwürdigkeit zu verstricken. Prak-

tisch gesehen dürfte gerade die Rücknehmbarkeit einer Ermächtigung die

vom Gericht beabsichtigte Wirkung haben, daß nämlich die Regierung
nach einer einmal getroffenen parlamentarischen Grundentscheidung die

Modalitäten und die Dauer der Streitkräfteeinsätze bestimmt.

J. Schluß

Die Urteilsbegründung ist in einigen Punkten dogmatisch gewagt.
Hierfür dürfte hauptsächlich das Bestreben des Gerichts verantwortlich

sein, den verfassungsrechtlichen Fragenkomplex des Auslandseinsatzes

der Streitkräfte auch über die ihm unterbreiteten Fallkonstellationen hin-

aus zu klären. Diese Abweichung vom gewöhnlichen richterlichen Vorge-
hen erscheint aufgrund der ansonsten bestehenden Gefahr für die außen-

politische Handlungsfähigkeit der Bundesrepublik ausnahmsweise ge-
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rechtfertigt. Unvermeidliche Folge dieses Vorgehens ist aber, daß sich die

Angemessenheit der dabei entwickelten Grundsätze in der Praxis erst

noch erweisen muß. Eine Feinabstimmung ist deshalb in manchen Punk-
ten wohl noch erforderlich. So begründet die an sich begrüßenswerte Ein-

beziehung von Verteidigungsbündnissen in den Begriff des kollektiven

Sicherheitssystems die Gefahr einer Einebnung des qualltatitiven Unter-

schiedes zwischen der Weltorganisation der Vereinten Nationen und allen
anderen Sicherheitsorganisationen. Die Erstreckung des Parlamentsvorbe-
halts auf alle bewaffneten Streitkräfteeinsätze kann in Grenzfällen zu er-

heblichen praktischen Problemen führen. Der Gesetzgeber sollte seine

Ausgestaltungsbefugnis daher weit auslegen.
Soweit sie sich im Rahmen des allgemeinen Völkerrechts halten, sind

Bundeswehreinsätze im Rahmen kollektiver Sicherheitssysteme verfas-

sungsrechtlich nun fast unbegrenzt möglich. Offen ist praktisch nur

noch, ob die Bundeswehr an der Verteidigung eines Staates mitwirken
kann, mit dem die Bundesrepublik nicht durch ein kollektives Sicher-

heitssystem verbunden ist, oder ob sie für völkerrechtlich zulässige einsei-

tige Interventionen verwendet werden darf. Es ist zu hoffen, daß der jetzt
eröffnete Handlungsspielraum für die politischen Bedürfnisse zukünftiger
Bundesregierungen ausreicht.

Summary106

The Participation of German Troops in
CoHectiVe Security Operations

The judgment of the Federal Constitutional Court of 12 July 1994

In its judgment of 12 July 1994 the Federal Constitutional Court decided that
the German constitution permits the deployment of German troops both for col-
lective peace-keeping and collective peace-enforcement missions. Three aspects of
the judgment merit Particular attention:

1. The Court gave the term &quot;collective security system&quot; a wide interpretation.
Such a system would not only include arrangements like the United Nat
which include the potential enemy but also homogenous organizations like

106 Summary by the author.
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NATO and WEU which primarily serve defence purposes provided they have

attained a certain level of military integration. It is contended that the Court, by
choosing the wide interpretation, has opened the door for almost any German

participation in treaty-based multilateral action while it has preserved the option
of excluding certain forms of unilateral action.

2. The judges disagreed on whether certain communiqu6s and declarations

which were issued within the framework of the Councils of Ministers of NATO

and WEU were in fact informal amendments to the founding treaties of those

organizations and should therefore have been ratified by the German parliament.
By these declarations NATO and WEU ministers had announced, inter alia, that

the organisations might in the future participate in UN enforcement actions. It

appears that neither the opinion of the four judges who did not hold a parliamen-
tary ratification to be necessary, nor the contrary opinion of the other four

judges conceived the problem appropriately as one of a legitimate implicit in-

terpretation of the original treaties by the member states.

3. The Court held that every deployment of German troops abroad for mili-

tary purposes, regardless of whether there is any likelihood of involvement in

hostilities, requires parliamentary approval. Although the textual basis in the

Constitution for such a rule is rather tenuous it can be justified as resulting from

a combination of some general principles. Although the &quot;invention&quot; of the re-

quirement of parliamentary approval was probably essential to make the judg-
ment politically acceptable and to enhance the legitimacy of German participation
in future operations, it should not be overlooked that it can also have the effect of

restricting Germany&apos;s capacity to cooperate promptly and effectively within the

United Nations or other collective security systems.

Despite the possible criticisms the judgment should be welcomed as it faith-

fully keeps within the spirit of the founding fathers of the Federal Republic by
opening the way for German support of multilateral action without encouraging
unilateral action.
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Anhang:
Urteil des Zweiten Senats vom 12. Juli 19941Ö7

2 BvE 3/92; 2 BvE 5/93; 2 BvE 7/93; 2 BvE 8/93

Leitsätze

1. Die Ermächtigung des Art. 24 Abs. 2 GG berechtigt den Bund nicht nur

zum Eintritt in ein System gegenseitiger kollektiver Sicherheit und zur Einwilli-

gung in damit verbundene Beschränkungen seiner Hoheitsrechte. Sie bietet viel-
mehr auch die verfassungsrechtliche Grundlage für die Übernahme der mit der

Zugehörigkeit zu einem solchen System typischerweise verbundenen Aufgaben
und damit auch für eine Verwendung der Bundeswehr zu Einsätzen, die im Rah-
men und nach den Regeln dieses Systems stattfinden.

2. Art. 87a GG stehf der Anwendung des Art. 24 Abs. 2 GG als verfassungs-
rechtliche Grundlage für den Einsatz bewaffneter Streitkräfte im Rahmen eines

Systems gegenseitiger kollektiver Sicherheit nicht entgegen.
3.a) Das Grundgesetz verpflichtet die Bundesregierung, für einen Einsatz be-

waffneter Streitkräfte die - grundsätzlich vorherige - konstitutive Zustimmung
des Deutschen Bundestages einzuholen.

b) Es ist Sache des Gesetzgebers, jenseits der im Urteil dargelegten Mindestan-

forderungen und Grenzen des Parlamentsvorbehalts für den Einsatz bewaffneter
Streitkräfte die Form und das Ausmaß der parlamentarischen Mitwirkung näher

auszugestalten.
4. Zur Friedenswahrung darf die Bundesrepublik Deutschland gemäß Art. 24

Abs. 2 GG in eine &quot;Beschränkung&quot; ihrer Hoheitsrechte einwilligen, indem sie

sich an Entscheidungen einer internationalen Organisation bindet, ohne dieser
damit schon im Sinne des Art. 24 Abs. 1 GG Hoheitsrechte zu übertragen.

5.a) Ein System gegenseitiger kollektiver Sicherheit im Sinne des Art. 24 Abs. 2

GG ist dadurch gekennzeichnet, daß es durch ein friedenssicherndes Regelwerk
und den Aufbau einer eigenen Organisation für jedes Mitglied einen Status völ-
kerrechtlicher Gebundenheit begründet, der wechselseitig zur Wahrung des Frie-
dens verpflichtet und Sicherheit gewährt. Ob das System dabei ausschließlich
oder vornehmlich unter den Mitgliedstaaten Frieden garantieren oder bei Angrif-
fen von außen zum kollektiven Beistand verpflichten soll, ist unerheblich.

b) Auch Bündnisse kollektiver Selbstverteidigung können Systeme gegenseiti-
ger kollektiver Sicherheit im Sinne von Art. 24 Abs. 2 GG sein, wenn und soweit
sie strikt auf die Friedenswahrung verpflichtet sind.

107 Vom Abdruck der Ausführungen der Beteiligten, des Gerichts und einzelner Richter
zur Zulässigkeit der Anträge wurde abgesehen.
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6. Hat der Gesetzgeber der Einordnung in ein System gegenseitiger kollektiver

Sicherheit zugestimmt, so ergreift diese Zustimmung auch die Eingliederung von

Streitkräften in integrierte Verbände des Systems oder eine Beteiligung von Solda-

ten an militärischen Aktionen des Systems unter dessen militärischem Kommando,
soweit Eingliederung oder Beteiligung in Gründungsvertrag oder Satzung, die der

Zustimmung unterlegen haben, bereits angelegt sind. Die darin liegende Einwilli-

gung in die Beschränkung von Hoheitsrechten umfaßt auch die Beteiligung deut-

scher Soldaten an militärischen Unternehmungen auf der Grundlage des Zusam-

menwirkens von Sicherheitssysternen in deren jeweiligem Rahmen, wenn sich

Deutschland mit gesetzlicher Zustimmung diesen Systemen eingeordnet hat.

7a) Akte der auswärtigen Gewalt, die vom Tatbestand des Art. 59 Abs. 2

Satz 1 GG nicht erfaßt werden, sind grundsätzlich dem Kompetenzbereich der

Regierung zugeordnet. Art. 59 Abs. 2, Satz 1 GG kann nicht entnommen werden,
daß immer dann, wenn ein Handeln der Bundesregierung im völkerrechtlichen

Verkehr die politischen Beziehungen der Bundesrepublik Deutschland regelt oder

Gegenstände der Bundesgesetzgebung betrifft, die Form eines der gesetzgeberi-
schen Zustimmung bedürftigen Vertrages gewählt werden muß. Auch insoweit

kommt eine analoge oder erweiternde Auslegung dieser Vorschrift nicht in Be-

tracht (im Anschluß an BVerfGE 68, 1 [84 f.]).
b) Zur Reichweite des Zustimmungsrechtes des Gesetzgebers aus Art. 59 Abs. 2

Satz 1 GG.

IM NAMEN DES VOLKES

In den Verfahren

1. über die Anträge festzustellen:

1. Die Bundesregierung hat

a) durch die Zustimmung zu und Mitwirkung an folgenden Akten der NATO

und der WEU:
- Beschluß des NATO-Verteidigungsplanungsausschusses vom 24. März 1992

über die Aufstellung des NATO-Einsatzverbandes Mittelmeer;
- Petersberger Erklärung der WEU vom 19. Juni 1992;
- Beschluß des NATO-Außenministerrates vom 10. Juli 1992 bezüglich einer

Aktion von Seestreitkräften zur Überwachung der Beachtung der Resolutionen

713 und 757 des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen;
- Beschluß der WEU-Minister vom 10. Juli 1992 bezüglich einer Aktion von

Seestreitkräften zur Überwachung der Beachtung der Resolutionen 713 und 757

des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen;
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b) durch Unterstellung von Streitkräften der Bundeswehr unter den gemäß
dem Beschluß des NATO-Verteidigungsplanungsausschusses vom 24. März 1992

errichteten Verband;
c) durch ihren Beschluß über eine Beteiligung der Bundeswehr an Überwa-

chungsmaßnahmen von WEU und NATO im Mittelmeer vom 15. Juli 1992

gegen Artikel 20 Absatz 3 in Verbindung mit Artikel 79 Absatz 1 und 2 und
Artikel 87a Absatz 2, gegen die Artikel 115a, 59 Absatz 2, 24 Absatz 1 des

Grundgesetzes sowie gegen den ungeschriebenen Verfassungsgrundsatz der Ver-

fassungsorgantreue verstoßen und damit Rechte des Bundestages und der Antrag-
steller zu 2) verletzt.

2. Der Bundesminister der Verteidigung hat durch die Einsatzbefehle, die in
Ziffer 1 genannten Akte der NATO, der WEU und der Bundesregierung auszu-

führen, gegen die in Ziffer 1 genannten Verfassungsvorschriften verstoßen und
damit Rechte des Bundestages sowie der Antragsteller zu 2) verletzt.

Antragsteller:
1) die Fraktion der SPD im Deutschen Bundestag, vertreten durch den Vorsit-

zenden Hans-Ulrich Klose,
2) die Abgeordnete Brigitte Adler und weitere 227 der SPD-Bundestagsfrak-

tion angehörende Abgeordnete,
Antragsgegner:
1) die Bundesregierung, vertreten durch den Bundeskanzler,
2) der Bundesminister der Verteidigung,
- 2 BvE 3/92 -,

II. über den Antrag festzustellen, daß die Entscheidungen
1. der Bundesregierung vom 2. April 1993, die Soldaten (Feuerleit-Offiziere)

der deutschen Bundeswehr auch bei der durch VN-Sicherheitsrats-Resolution 816

nun angelegten militärischen Durchsetzung der Überflugverbote über Bosnien in
den AWACS-Frühwarn- und Einsatzführungssystemen dritter Staaten weiter
Dienst tun zu lassen bzw. sie von dort nicht zurückzurufen sowie

2. des Bundesministers der Verteidigung, die betreffenden Soldaten eben die-
sen Dienst in den AWACS-Maschinen auch in der jetzigen Phase möglicher mili-
tärischer Verwicklung weiter ausüben zu lassen,

gegen Artikel 20 Absatz 3 sowie gegen Artikel 87a Absatz 2, 79 Absatz 1 und
2 des Grundgesetzes verstoßen.

Antragsteller:
1) die Fraktion der F.D.P. im Deutschen Bundestag, vertreten durch den Vor-

sitzenden, Dr. Hermann Otto Solms,
2) die Abgeordnete Ina Albowitz und weitere 54 der F.D.P.-Bundestagesfrak-

tion angehörende Abgeordnete,
Antragsgegner:
1) die Bundesregierung, vertreten durch den Bundeskanzler,
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2) der Bundesminister der Verteidigung,
- 2 BvE 5/93 -,

Ill. über den Antrag festzustellen:

1. Die Bundesregierung hat

a) durch ihren Beschluß vom 2. April 1993, mit dem der Verbleib der Soldaten

der Bundeswehr in der zur Überwachung des Luftraums über Bosnien-Herzego-
wina eingesetzten AWACS-Einheit angeordnet wird;

b) durch ihre Mitwirkung an den Beschlüssen des NATO-Rates vom 2. April
und vom 8. April 1993 zur Durchsetzung des Flugverbotes über Bosnien-Herze-

gowina, soweit diese den Einsatz der sogenannten AWACS-Einheit unter Beteili-

gung deutscher Soldaten zum Gegenstand haben,

gegen Artikel 20 Absatz 3 in Verbindung mit Artikel 79 Absatz 1 und 2 und

Artikel 87a Absatz 2, gegen Artikel 115a, Artikel 59 Absatz 2, 24 Absatz 1 des

Grundgesetzes sowie gegen den ungeschriebenen Verfassungsgrundsatz der Ver-

fassungsorgantreue verstoßen und damit Rechte des Bundestages sowie der An-

tragsteller zu 2) verletzt.

2. Der Bundesminister der Verteidigung hat durch die Einsatzbefehle, die den

in Ziffer 1 genannten Beschluß der Bundesregierung ausführen, gegen die in Zif-

fer 1 genannten Verfassungsvorschriften verstoßen und damit Rechte des Bundes-

tages sowie der Antragsteller zu 2) verletzt.

Antragsteller:
1) die Fraktion der SPD im Deutschen Bundestag, vertreten durch den Vorsit-

zenden Hans-Ulrich Klose,
2) die Abgeordnete Brigitte Adler und weitere 225 der SPD-Bundestagesfrak-

tion angehörende Abgeordnete,
Antragsgegner:
1) die Bundesregierung, vertreten durch den Bundeskanzler,

2) der Bundesminister der Verteidigung,
- 2 BvE 7/93 -,

IV. über die Anträge
1. festzustellen:

a) Die Bundesregierung hat

aa) durch ihren Beschluß vom 21. April 1993, mit dem den Vereinten Natio-

nen für die Durchführung der Operation in Somalia (UNOSOM II) ein Kontin-

gent der Bundeswehr zur Verfügung gestellt wurde,
bb) durch den Abschluß von Übereinkommen mit den Vereinten Nationen,

die die Überstellung und die Aufgaben des unter aa) genannten Kontingents zum
Gegenstand haben, insbesondere den Briefwechsel vom 26./28. April 1993 sowie.

vom 11./12. Mai 1993
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gegen Artikel 20 Absatz 2, 79 Absatz 1 und 2, 87a Absatz 2 sowie gegen
Artikel 59 Absatz 2 und 24 Absatz 1 des Grundgesetzes verstoßen und damit die
Rechte des Bundestages sowie der Antragsteller zu 2) verletzt.

b) Der Bundesminister der Verteidigung hat durch die Befehle, die den unter

a) aa) genannten Beschluß der Bundesregierung sowie die unter a) bb) genannten
Übereinkommen ausführen, gegen die in Ziffer 1. a) genannten Verfassungsvor-
schriften verstoßen und damit Rechte des Bundestages sowie der Antragsteller zu

2) verletzt.
2. anzuordnen, daß die in Vollzug der unter 1. genannten Beschlüsse, Über-

einkommen und Befehle sowie in Vollzug des Beschlusses des Bundestages vom
2. Juli 1993 getroffenen Maßnahmen, insbesondere die Dislozierung von Soldaten
der Bundeswehr in Somalia, so schnell wie möglich rückgängig zu machen sind.

Antragsteller:
1) die Fraktion der SPD im Deutschen Bundestag, vertreten durch den Vorsit-

zenden Hans-Ulrich Klose,
2) die Abgeordnete Brigitte Adler und weitere 220 der SPD-Bundestagsfrak-

tion angehörende Abgeordnete,
Antragsgegner:
1) die Bundesregierung, vertreten durch den Bundeskanzler,
2) der Bundesminister der Verteidigung,
- 2 BvE 8/93 -

hat das Bundesverfassungsgericht - Zweiter Senat - unter Mitwirkung der
Richter aufgrund der mündlichen Verhandlung vom 19. und 20. April 1994

am 12. Juli 1994 durch

Urteil

für Recht erkannt:
1. Die Anträge der jeweiligen Antragsteller zu 2) werden verworfen. Die An-

träge der Antragsteller zu 1) in den Verfahren 2 BvE 3/92, 2 BvE 7/93 und 2 BvE

8/93 werden insoweit verworfen, als sie sich gegen den Antragsgegner zu 2) rich-
ten.

2. a) Das Grundgesetz verpflichtet die Bundesregierung, für einen Einsatz be-
waffneter Streitkräfte die - grundsätzlich vorherige - konstitutive Zustimmung
des Deutschen Bundestages einzuholen.

Die Bundesregierung hat gegen dieses Gebot verstoßen, indem sie aufgrund
ihrer Beschlüsse vom 15. Juli 1992, 2. April 1993 und 21. April 1993 bewaffnete
Streitkräfte eingesetzt hat, ohne vorher die konstitutive Zustimmung des Deut-
schen Bundestages einzuholen.

b) Im übrigen werden die Anträge zurückgewiesen.
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Gründe:

A.

Die zur gemeinsamen Verhandlung und Entscheidung verbundenen Organ-
streitverfahren betreffen im wesentlichen die Frage nach den Mitwirkungsrechten
des Deutschen Bundestages und von Bundestagsabgeordneten bei der Entschei-

dung über den Einsatz deutscher Streitkräfte im Rahmen von Aktionen der

Nordatlantikpakt-Organisation (NATO) und der Westeuropäischen Union

(WEU) zur Umsetzung von Beschlüssen des Sicherheitsrates der Vereinten Na-

tionen, sowie über eine Beteiligung deutscher Streitkräfte an von den Vereinten

Nationen aufgestellten Friedenstruppen.

1.

1. Das Grundgesetz konnte in seiner ursprünglichen Fassung vom 23. Mai

1949 der Bundesrepublik Deutschland noch keine außen- und militärpolitische
Handlungsfreiheit sichern (vgl. Verfassungskonvent auf Herrenchlemsee vom 10.

bis 23. August 1948, in: Der Parlamentarische Rat, 1948-1949. Akten und Proto-

kolle, Bd. 2, 1981, Dokument Nr. 14, S. 507f.). Die Oberbefehlshaber der Be-

satzungsstreitkräfte hatten in ihrer Proklamation Nr. 2 vom 20. September 1945

angeordnet, daß alle deutschen Streitkräfte vollständig und endgültig aufzulösen

seien (Amtsblatt des Kontrollrats in Deutschland, Nr. 1 vom 29. Oktober 1945,
S. 8). Vor diesem Hintergrund stellte sich bei den Beratungen über das Grundge-
setz in den Jahren 1948/49 die Frage, wie die Bundesrepublik Deutschland ohne

eigene Streitkräfte ihre äußere Sicherheit gewährleisten könne.

a) Schon der Verfassungskonvent bemühte sich um Aussagen zur Gewährlei-

stung der militärischen Sicherheit für und in Deutschland. Dabei war das Verbot

des Angriffskrieges (später Art. 26 GG) vorausgesetzt. Solange Deutschland nicht

über eigene Streitkräfte verfüge, müsse der militärische Schutz in einem System
kollektiver Sicherheit gesucht werden, das &quot;auf objektiven Rechts- und Friedens-

gedanken- aufbaue, zugleich aber einem Staat, der auf das Recht der Selbst-

verteidigung verzichten müsse, anderweitige Sicherheitsgarantien gebe (Abg. Dr.

Kordt, Verfassungskonvent auf Herrenchiemsee, Ausschuß für Grundsatzfragen,
2. Sitzung vom 18. August 1948, Sitzungsprotokolle der Unterausschüsse,
Bd. 2/1, S. 58 f.). Ein solches System kollektiver Sicherheit meine ein System von

Rechtsbeziehungen, das &quot;auch die Unterwerfung unter den Beschluß bestimmter

Organe vorsieht, also insofern die eigene Handlungsfreiheit von vornherein weg-
nimmt-&quot; (Abg. Dr. Carlo Schmid, a.a.O., S. 61 f.).

b) Der Parlamentarische Rat nahm diese Vorschläge auf und machte sie sich zu

eigen. Militärische Gewalt solle nicht mehr &quot;als nationaler Souveränitätsakt aus-

geübt werden sondern als Akt des kollektiven Selbstschutzes aller Nationen,
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die dafür sorgen, daß auf der ganzen Welt der Friede erhalten bleibt und es An-

greifern unmöglich gemacht wird, den Frieden zu stören&quot; (Abg. Dr. Carlo

Schmid, Hauptausschuß, 6. Sitzung vom 19. November 1948, Sten.Prot., S. 69

[72]). Wenn Deutschland in seinem damaligen &quot;Zustand absoluter Wehrlosigkeit
einem System kollektiver Sicherheit beitritt, dann kann uns ein solches System
nur schützen. Daß man dabei aber auch Risiken übernehmen muß, ist klar&quot;

(Abg. Dr. Carlo Schmid, 12. Sitzung des Ausschusses für Grundsatzfragen vom
15. Oktober 1948 [Wortprotokoll], in: Der Parlamentarische Rat, 1948-1949.

Akten und Protokolle, Bd. 5/1, 1993, Dokument Nr. 15, S 313 [328]).
Dem Parlamentarischen Rat waren die - auch militärischen - Voraussetzungen

für ein effektives System kollektiver Sicherheit und eine entsprechende Verpflich-
tung auch der Bundesrepublik Deutschland durchaus bewußt. Der Abg. Renner

(KPD) hatte beantragt, als Voraussetzung für die Einordnung in ein System ge-

genseitiger kollektiver Sicherheit festzuschreiben,
&quot;daß dieses System nicht der Vorbereitung eines Krieges dient und keine militäri-

schen Hilfeleistungen irgendwelcher Art von der Republik oder ihren Angehörigen ge-
fordert oder erwartet werden&quot;

(Parlamentarischer Rat, Hauptausschuß, 6. Sitzung vom 19. November 1948,
Sten.Prot., S. 71).

Die Mitglieder des Ausschusses lehnten diesen Antrag gegen eine Stimme ab

(Parlamentarischer Rat, Hauptausschuß, a.a.O.). Auch die Aufnahme des

Grundrechts auf Kriegsdienstverweigerung (Art. 4 Abs. 3 GG) zeigt, daß dem
Parlamentarischen Rat die Möglichkeit militärischer Verteidigung vor Augen
stand.

c) Am 23. Mai 1949 wurde das Grundgesetz mit den bis heute in unveränder-

ter Fassung geltenden Art. 24 Abs. 1 und 2, Art. 26 und Art. 4 Abs. 3 GG

verkündet. Bereits am 12. Mai 1949 hatten die Militärgouverneure und Oberbe-
fehlshaber der westlichen Alliierten das Besatzungsstatut erlassen (Amtsblatt der
Alliierten Hohen Kommission in Deutschland, Nr. 1 vom 23. September 1949,
S. 2, 13); sie hatten sich darin die Zuständigkeit für die Entwaffnung und Entmili-

tarisierung ausdrücklich vorbehalten.

2. Der Vertrag über die Beziehungen zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land und den Drei Mächten vom 26. Mai 1952 war darauf gerichtet, das Besat-

zungsregime zu beenden (BTDrucks. 1/3500). Er sollte jedoch erst zusammen mit

dem Vertrag über die Gründung der Europäischen Verteldigungsgemeinschaft
vom 27 Mai 1952 in Kraft treten. Die Frage, ob das Grundgesetz ohne vorherige
Ergänzung die Aufstellung von Streitkräften und die Beteiligung an der Europäi-
schen Verteidigungsgemeinschaft erlaube, war Gegenstand mehrerer Verfahren

vor dem Bundesverfassungsgericht (vgl. BVerfGE 1, 281; 1, 396; 2, 79; 2, 143);
zu einer Sachentscheidung kam es indessen nicht.

&quot;Zur Klarstellung von Zweifeln über die Auslegung des Grundgesetzes&quot; - so
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der Vorspruch des Gesetzes - beschloß der Bundestag das Gesetz zur Ergänzung
des Grundgesetzes vom 26. März 1954 (BGBl. 1 S. 45). Durch dieses Gesetz

wurde die Gesetzgebungskompetenz des Bundes gemäß Art. 73 Nr. 1 GG um

&quot;die Verteidigung einschließlich der Wehrpflicht für Männer vom vollendeten 18.

Lebensjahr an und des Schutzes der Zivilbevölkerung&quot; ergänzt. Eingefügt wur-

den außerdem Art. 79 Abs. 1 Satz 2 sowie Art. 142a, der ausdrücklich feststellte,
daß die Bestimmungen des Grundgesetzes dem Abschluß und dem Inkraftsetzen

des Deutschland-Vertrages und des EVG-Vertrages nicht entgegenstünden. Die

Beratung der in den Entwürfen (BTDrucks. 11/124, 125, 171) enthaltenen weiter-

gehenden Ergänzungsvorschläge wurde vertagt.
Am 30. August 1954 versagte die französische Nationalversammlung dem

EVG-Vertrag ihre Zustimmung. Die Mitglieder der NATO und der WEU be-

schlossen daraufhin, die Bundesrepublik in diese Bündnisse aufzunehmen. Die

drei Westmächte und die Bundesrepublik Deutschland kamen überein, den am

26. Mai 1952 in Bonn unterzeichneten Vertrag über die Beendigung des Besat-

zungsregimes - mit einigen Änderungen - in Kraft treten zu lassen. Auf der

Pariser Außenministerkonferenz vom 20. bis 23. Oktober 1954, an der die Mit-

glieder der WEU und der NATO sowie die Bundesrepublik Deutschland teilnah-

men, wurden in einem umfangreichen Vertragswerk die erforderlichen Regelun-
gen getroffen. Der Gesetzgeber stimmte dem Beitritt zum Brüsseler Vertrag
(WEU) und zum Nordatlantikvertrag durch Gesetz vom 24. März 1955 zu

(BGBl. II S. 256).
Die Beratung der noch nicht erledigten Teile der Vorlagen zur Ergänzung des

Grundgesetzes wurde erst wieder aufgenommen, nachdem der Bundesrat bei der

Einbringung des Soldatengesetzes zum wiederholten Male geltend gemacht hatte,
daß im Bereich des Wehrwesens eine Verwaltungszuständigkelt des Bundes nicht

vorgesehen sei (Stellungnahme des Bundesrates zum Regierungsentwurf eines

Soldatengesetzes, BTDrucks. 11/1700, S. 37). Durch das Gesetz zur Ergänzung
des Grundgesetzes vom 19. März 1956 (BGBl. I S. 111) wurde daraufhin die

sogenannte Wehrverfassung in das Grundgesetz eingefügt. Sie regelte die Aufstel-

lung von Streitkräften (Art. 87a a.F.) und die Befehls- und Kommandogewalt
(Art. 65a), stärkte die Stellung des Parlaments in der Wehrverfassung (Art. 45a,

45b, 49, 59a, 87a), ermächtigte zur Einschränkung von Grundrechten (Art. 12,

17a), schuf die verfassungsrechtlichen Voraussetzungen für eine besondere Wehr-

verwaltung und Wehrgerichtsbarkeit (Art. 87b, 96 Abs. 3, 96a), begrenzte die

Wählbarkeit von Soldaten (Art. 137) und begründete einen Verfassungsvorbehalt
für eine Regelung des Streitkräfteeinsatzes im inneren Notstand (Art. 143). Der

eingefügte Art. 59a GG lautete:

(1) Die Feststellung, daß der Verteidigungsfall eingetreten ist, trifft der Bundestag.
Sein Beschluß wird vom Bundespräsidenten verkündet.

(2) Stehen dem Zusammentritt des Bundestages unüberwindliche Hindernisse entge-

gen, so kann bei Gefahr im Verzug der Bundespräsident mit Gegenzeichnung des Bun-

http://www.zaoerv.de
© 1994, Max-Planck-Institut für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht

Bun-http://www.zaoerv.de


694

deskanzlers diese Feststellung treffen und verkünden. Der Bundespräsident soll zuvor

die Präsidenten des Bundestages und des Bundesrates hören.

(3) Der Bundespräsident darf völkerrechtliche Erklärungen über das Bestehen des

Verteidigungsfafles erst nach Verkündung abgeben.
(4) Über den Friedensschluß wird durch Bundesgesetz entschieden.

3. Die sogenannte Notstandsverfassung wurde durch das Gesetz zur Ergän-
zung des Grundgesetzes vom 24. Juni 1968 (BGBl. I S. 709) in das Grundgesetz
eingefügt; Art. 59a und Art. 143 wurden durch dieses Gesetz aufgehoben,
Art. 87a GG erhielt seine bis heute geltende Fassung.

Der erste, bereits 1960 in der 3. Wahlperiode eingebrachte Entwurf eines Ge-

setzes zur Ergänzung des Grundgesetzes betreffend das Notstandsrecht

(BTDrucks. 111/1800) hatte nicht zwischen innerem und äußerem Notstand un-

terschieden; er sah die Einführung eines beide Fälle umfassenden Abschnitts
&quot;X a. Ausnahmezustand&quot; vor. Der Ausnahmezustand sollte vom Bundestag be-
schlossen werden (Art. 115a Abs. 1 des Entwurfs). Der bisherige Art. 59a GG

sollte beibehalten, Art. 143 GG aufgehoben werden.
In der 4. Wahlperiode brachte die Bundesregierung einen grundlegend überar-

beiteten Entwurf eines Gesetzes zur Ergänzung des Grundgesetzes ein

(BTDrucks. IV/891), der u.a. einen &quot;Abschnitt X a. Zustand der äußeren Ge-
fahr&quot; und einen &quot;Abschnitt X b. Zustand der inneren Gefahr&quot; vorsah. Der bishe-

rige Art. 59a GG sollte erhalten bleiben. Dafür sprach sich auch der Rechtsaus-
schuß aus:

&quot;Der Rechtsausschuß hat ausführlich die Frage behandelt, ob im Hinblick auf die

vorgeschlagene Einfügung von Vorschriften zur Feststellung des Zustandes der äußeren
Gefahr die bisherigen Vorschriften über die Feststellung des Verteidigungsfalles noch
erforderlich sind, bzw. ob sie im Hinblick auf die neuen Regelungen in diesen besser
koordiniert werden sollten. Der Ausschuß ist dabei davon ausgegangen, daß der Wehr-

verteidigungsfall und der Zustand der äußeren Gefahr einheitlich und faktisch zusam-

menfallen könnten, daß es aber dennoch zweckmäßig erscheint, beide Möglichkeiten
gesondert vorzusehen, weil es z.B. auf Grund von außenpolitischen Entwicklungen
oder als Folge einer eingegangenen Bündnisverpflichtung erforderlich sein kann, die

Feststellung zu treffen, daß der Verteidigungsfall eingetreten ist, ohne daß die Voraus-

setzungen des Zustandes der äußeren Gefahr, nämlich einer unmittelbaren Bedrohung
des Bundesgebietes mit Waffengewalt schon vorliegen.&quot;

(zu BTDrucks. IV/3494, S. 11)
In der 5. Wahlperiode nahm im Jahr 1967 die von CDU/CSU und SPD ge-

meinsam getragene Bundesregierung die Bemühungen um eine verfassungsrechtli-
che Notstandsregelung wieder auf. Ihr Entwurf eines Gesetzes zur Ergänzung
des Grundgesetzes (BTDrucks. V/1879) sah in Art. 91 Regelungen über den in-

neren Notstand, in Art. 115aff. Regelungen für den Zustand äußerer Gefahr und
darüber hinaus erstmals die Streichung von Art. 59a GG vor. Die Bundesregie-
rung beriet über diesen Entwurf auf der Grundlage einer Kabinettsvorlage des
Bundesministeriums des Innern vom 24. Februar 196Z In ihm wurde die Strei-
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chung des Art 59a, gleichzeitig jedoch eine Ergänzung des Art. 59 um folgenden
Absatz 3 vorgeschlagen:

&quot;Die Feststellung, daß ein Verteidigungsfall eingetreten ist, der nicht zugleich den

Zustand äußerer Gefahr im Sinne von Abschnitt X a umfaßt, trifft der Bundestag. Sein

Beschluß wird gemäß Artikel 82 vom Bundespräsidenten verkündet. Der Bundespräsi-
dent darf völkerrechtliche Erklärungen über das Bestehen eines Verteidigungsfalles erst

nach Verkündung abgeben.&quot;
Zur Begründung der geplanten Neuregelung führte die Kabinettsvorlage aus:

&quot;Der Rechtsausschuß des 4. Deutschen Bundestages hatte vorgeschlagen, die in

Art. 59a enthaltene Regelung der Feststellung des Verteidigungsfalles im wesentlichen

unverändert zu lassen. Er ist dabei davon ausgegangen, daß der Verteidigungsfall und

der Zustand äußerer Gefahr zeitlich und faktisch zusammentreffen können, aber nicht

müssen.

Auch der Bundesregierung erscheint es geboten, in dem nunmehr vorliegenden Ent-

wurf von einer völligen Vereinheitlichung des Verteidigungsfalles und des Zustandes

äußerer Gefahr abzusehen. Wenn sie dennoch eine Aufhebung des Art. 59a und eine

teilweise Übernahme seines Inhalts in Art. 59 bzw. in Art. 115a vorschlägt, so deshalb,
weil dadurch nach ihrer Auffassung zugleich mit einer Verdeutlichung des Gewollten

eine Vereinfachung verbunden werden kann.

Nach Art. 115a wird der Eintritt des Zustandes äußerer Gefahr festgestellt, wenn das

Bundesgebiet mit Waffengewalt angegriffen wird oder ein solcher Angriff droht. Diese

Feststellung löst die in Art. 96a Abs. 2 (neu) und in Abschnitt X a festgelegten weittra-

genden, die innerstaatliche Rechtsordnung ergreifenden Rechtsfolgen aus.

Art. 59 Abs. 3 (neu) regelt demgegenüber, wie ein Verteidigungsfall festzustellen ist,

der nicht zugleich einen Zustand äußerer Gefahr umfaßt, und unter welchen Vorausset-

zungen dann der Bundespräsident völkerrechtliche Erklärungen darüber abgeben kann,
womit er nach den Regeln des Völkerrechts nach außen verbindlich feststellen, unter

Umständen auch bewirken kann, daß sich die Bundesrepublik Deutschland (völker-
rechtlich) im Kriegszustand befindet.

Ein Bedürfnis dafür kann in Betracht kommen im sogenannten Bündnisfall, das ist

der Fall, in dem ein mit der Bundesrepublik Deutschland vertraglich zur gegenseitigen
Verteidigungshilfe verbündeter Staat angegriffen wird, ohne daß gleichzeitig ein Angriff
auf das Bundesgebiet droht oder erfolgt, oder im Fall einer sonstigen Verteidigungshilfe,
z.B. aufgrund eines Beschlusses der Vereinten Nationen bei einem bewaffneten Angriff
auf ein neutrales Land.

In diesen Fällen soll die Feststellung des Bestehens eines Verteidigungsfalles dem

Bundestag obliegen, wie es bisher schon in Art. 59a Abs. 1 vorgesehen ist. ...&quot;

Die Bundesregierung beriet über die Vorlage des Bundesministers des Innern

vom 24. Februar 1967 in ihrer Sitzung am 10. März 1967 Über den Inhalt des

Kabinettsprotokolls hat die Antragsgegnerin zu 1) in einem Vermerk vom 12.

April 1994 folgendes mitgeteilt:
&quot;In der Einzelberatung zu Art. 59 Abs. 3 GG vertrat ein Bundesminister die Auffas-

sung, daß diese Bestimmung überflüssig sei. Er könne sich nicht vorstellen, daß der in

dieser Vorschrift geregelte Fall nicht gleichzeitig einen drohenden Angriff auf das Bun-
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desgebiet darstelle. Die Vorschrift des Art. 115a reiche völlig aus. Ein anderer Teilneh-
mer betonte demgegenüber, daß es solche Fälle - wie in Art. 59 Abs. 3 geregelt werden
solle - wohl geben könne. Der Öffentlichkeit werde aber diese Unterscheidung schwer
verständlich zu machen sein, zumal sie mit dem Hinweis auf den Vietnam-Konflikt
verbunden werden müsse. Deshalb spreche auch er sich für die Streichung des Art. 59
Abs. 3 aus. Das Kabinett beschloß daraufhin, die Vorschrift des Art. 59 Abs. 3 aus dem
Entwurf zu streichen.

Ausführungen zur vorgesehenen Streichung des Art. 59a GG sind nicht verzeichnet.
Die Bundesregierung beschloß den Regierungsentwurf in der als BTDrucks. V/1879

eingebrachten Fassung.&quot;
Dort hieß es in der Begründung (BTDrucks. V/1879, S. 22):

&quot;Die Regelung in bezug auf den Verteidigungsfall wird mit der des Zustands äußerer
Gefahr verbunden. Art. 59a kann daher aufgehoben werden.&quot;
Im Rechtsausschuß wurde die Aufhebung des Art. 59a GG nicht diskutiert.
Das IZ Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes trat am 28. Juni 1968 in

Kraft.

4. Durch Gesetz vom 6. Juni 1973 (BGBl. II S. 430) stimmte der Deutsche

Bundestag dem Beitritt zu der Charta der Vereinten Nationen zu. Am 18. Sep-
tember 1973 wurden die Bundesrepublik Deutschland und die Deutsche Demo-
kratische Republik durch Beschluß der Generalversammlung in die Organisation
der Vereinten Nationen aufgenommen.

5. Nach dem weltpolitischen Umbruch der Jahre 1989 bis 1991, mit dem die

Auflösung des Warschauer Paktes sowie der Sowjetunion einherging, haben die

Mitgliedstaaten von NATO und WEU Erklärungen über die Anpassung der Ziele
und Aufgaben dieser Organisationen an die grundlegend gewandelten sicherheits-
politischen Rahmenbedingungen abgegeben.

a) Für die NATO nahm diese Entwicklung ihren Anfang mit der Londoner

Erklärung der Staats- und Regierungschefs des Nordatlantikrats vom 6. Juli 1990:

&quot;23. Mit dem heutigen Tag leitet unser Bündnis eine umfassende Neugestaltung ein.

Wir sind entschlossen, in Zusammenarbeit mit allen Staaten Europas dauerhaften Frie-
den auf diesem Kontinent zu schaffen.&quot;

(Bulletin Nr. 90 vom 10. Juli 1990, S. 777)
In der Kopenhagener Erklärung der NATO-Außenminister vom 6./7. Juni

1991 werden der &quot;Zweck des Bündnisses&quot; (&quot;wesentliches Ziel&quot;), das &quot;Wesen des
Bündnisses&quot; und seine &quot;grundlegenden Aufgaben&quot; definiert. Zu den Aufgaben
des Bündnisses heißt es u.a.:

1. Es [das Bündnis] bietet eines der unverzichtbaren Fundamente für ein stabiles
sicherheitspolitisches Umfeld in Europa, ein Europa, in dem kein Staat in der Lage
ist, eine europäische Nation einzuschüchtern oder einem Zwang auszusetzen oder sich
durch die Androhung oder Anwendung von Gewalt die Vorherrschaft zu sichern.

2. Es dient gemäß Artikel IV des Nordatlantikvertrags als ein transatlantisches
Forum für Konsultationen unter den Verbündeten über Fragen, die ihre vitalen Interes-
sen einschließlich möglicher Entwicklungen berühren, die Risiken für die Sicherheit der
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Bündnismitglieder mit sich bringen, und als Forum für sachgerechte Koordinierung ih-

rer Bemühungen in Bereichen, die sie gemeinsam angehen.
(Bulletin Nr. 66 vom 11. Juni 1991, S. 527)

In der Erklärung heißt es weiter:

&quot;Mit der Formulierung der Kernfunktionen des Bündnisses im oben dargelegten
Sinne bestätigten die Mitgliedstaaten, daß der Wirkungsbereich des Bündnisses wie auch

ihre Rechte und Pflichten aus dem Nordatlantikvertrag unverändert bleiben.&quot;

Auf der Tagung der Staats&apos;- und Regierungschefs des Nordatlantikrats am 7/8.

November 1991 in Rom erklärten die Mitgliedstaaten:
&quot;l. Die weitreichenden Entscheidungen, die wir hier getroffen haben, kennzeich-

nen einen wichtigen Abschnitt in der Umgestaltung des Bündnisses, die wir im vergan-

genen Jahr in London auf den Weg brachten.
5. Die militärische Dimension unseres Bündnisses bleibt ein wesentlicher Faktor.

Neu ist )edoch, daß mehr als je zuvor diese Dimension einem breit angelegten Sicher-

heitskonzept dienen wird Unsere Streitkräfte werden sich ihren neuen Aufgaben an-

passen Sie werden so strukturiert, daß sie sowohl zur Krisenbewältigung als auch zur

Verteidigung in der Lage sind

6. Wir bekräftigen den von unseren Außenministern in Kopenhagen gefundenen
Konsens. Die Entwicklung einer europäischen Sicherheitsidentität und Rolle in der Ver-

teidigung, reflektiert in der weiteren Stärkung des europäischen Pfeilers im Bündnis,
wird die Integrität und Wirksamkeit des Atlantischen Bündnisses verstärken. Die Aus-

weitung der Rolle und Verantwortung der europäischen Bündnismitglieder ist eine

wichtige Grundlage für die Umgestaltung der Allianz. Diese beiden positiven Prozesse

stärken sich gegenseitig.&quot;
(Bulletin Nr. 128 vom 13. November 1991, S. 1033 f.)
Am Tag davor hatten sie &quot;das neue Strategische Konzept des Bündnisses&quot;

(a.a.O., S. 1039ff.) vorgestellt. Eine Analyse des strategischen Umfeldes führe zu

zwei Schlußfolgerungen: Die erste sei, &quot;daß das neue Umfeld weder den Zweck
noch die sicherheitspolitischen Aufgaben des Bündnisses verändert, deren fort-

dauernde Gültigkeit vielmehr unterstreicht&quot;. Die zweite sei, &quot;daß das veränderte
Umfeld dem Bündnis neue Möglichkeiten biete, seine Strategie innerhalb eines

breitangelegten sicherheitspolitischen Ansatzes zu konzipieren&quot; (a.a.O., Teil 1

Nr. 15). Als grundlegende Sicherheitsaufgaben definiert die Erklärung sodann
vier sicherheitspolitische Kernfunktionen: Die NATO als unverzichtbares Fun-

dament für ein stabiles sicherheitspolitisches Umfeld in Europa, als transatlanti-

sches Forum für Konsultationen unter den Verbündeten, als Institution, die jede
Aggressionsdrohung abschreckt und jeden Angriff gegen das Hoheitsgebiet eines

NATO-Mitgliedstaates abwehrt, sowie als Bündnis, das das strategische Gleich-

gewicht in Europa wahrt (a.a.O., Teil 11 Nr. 21). Mit der Formulierung dieser
Kernfunktionen des Bündnisses &quot;b die Mitgliedstaaten, daß der Wir-

kungsbereich des Bündnisses, wie auch ihre Rechte und Pflichten aus dem Nord-

atlantikvertrag unverändert bleiben&quot; (a.a.O., Nr. 23).
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Der &quot;breit angelegte sicherheitspolitische Ansatz&quot; (a.a.O., Teil III Nr. 24f.)
sieht auch einen Unterabschnitt &quot;Krisenbewältigung und Konfliktverhütung&quot;
(a.a.O., Rdnrn. 32-34) vor, nach dem der Erfolg der Bündnispolitik von einer
wirksamen vorbeugenden Diplomatie und der erfolgreichen Bewältigung von

Krisen abhängt, die die Sicherheit der Bündnispartner berühren. Für einen Er-

folg der Bündnispolitik sei &quot;ein von der politischen Führung des Bündnisses

festzulegender kohärenter Ansatz erforderlich, wobei sie nach Bedarf die geeig-
neten Krisenbewältigungsmaßnahmen aus einer Palette politischer und sonstiger
Optionen, darunter auch aus dem militärischen Bereich, auswählt und koordi-
niert&quot;. Dabei müßten die Möglichkeiten des Dialogs und der Zusammenarbeit
in ganz Europa voll ausgeschöpft werden. &quot;Zu diesem Zweck werden die Bünd-

nispartner die Rolle des KSZE-Prozesses und seiner Institutionen unterstützen.
Andere Institutionen, darunter die Europäische Gemeinschaft, die Westeuropal-
sche Union und die Vereinten Nationen, können hier ebenfalls eine wichtige
Rolle spielen.&quot;
Im Rahmen der &quot;Verteidigungsrichtlinien&quot; (Teil IV Nr. 35-57) können die

Bündnispartner im Frieden &quot;dazu aufgerufen werden, einen Beitrag zu Stabilität
und Frieden in der Welt zu leisten, indem sie Streitkräfte für Missionen der
Vereinten Nationen zur Verfügung stellen&quot; (a.a.O., Nr. 42). &quot;Im Falle von Kri-

sen, die möglicherweise zu einer militärischen Bedrohung der Sicherheit der

Bündnismitglieder führen, können die Streitkräfte des Bündnisses innerhalb ei-

nes breit angelegten sicherheitspolitischen Ansatzes politische Maßnahmen er-

gänzen und ihnen Nachdruck verleihen und damit zur Bewältigung derartiger
Krisen und ihrer friedlichen Lösung beitragen&quot; (a.a.O., Nr. 43).

Die Bündnispartner betonen, daß die Umgestaltungen nicht das Bündnis als
solches verändern sollten. So heißt es unter Nr. 41: &quot;Die Hauptaufgabe der
Streitkräfte des Bündnisses, die Sicherheit und territoriale Unversehrtheit der
Mitgliedstaaten zu gewährleisten, bleibt unverändert.&quot;

In einer Zusammenfassung (Teil V) stellt die Erklärung fest, daß dieses Stra-

tegische Konzept erneut den defensiven Charakter des Bündnisses bestätige und
daß die Sicherheitspolitik des Bündnisses auf Dialog, Kooperation und wirksa-
mer kollektiver Verteidigung als sich gegenseitig verstärkender Instrumente zur

Wahrung des Friedens beruhe (a.a.O., Nr. 58). Für die betroffenen Bündni-

spartner werde &quot;das Strategische Konzept&quot; die Grundlage für die Weiterent-

wicklung der Verteidigungspolltik des &quot;Bündnisses, für seine Einsatzpläne, sein
konventionelles und nukleares Streitkräftedispositiv und seine kollektiven Vor-

kehrungen zur Verteidigungsplanung bilden&quot;.
Auf der Ministertagung des Nordatlantikrats am 4. Juni 1992 in Oslo stellte

das Bündnis erstmals ein militärisches Handeln aufgrund eines Mandats der
KSZE oder der Vereinten Nationen als konkrete Möglichkeit in Aussicht

(Nrn. 11 und 13 des Kommuniqu Bulletin Nr. 64 vom 12. Juni 1992, S. 613

[615]). Am 10. Juli 1992 beschloß der NATO-Außenministerrat in Helsinki die
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Teilnahme der Allianz an der Seeüberwachung des Waffen- und Handelsembar-

gos gegen die Föderative Republik Jugoslawien (Serbien und Montenegro).
Die Ministerratstagung am 10. Juni 1993 in Athen bekräftigte, daß die Allianz

ihre Bereitschaft unter Beweis gestellt habe,
&quot;... friedenswahrende Operationen der VN oder KSZE zu unterstützen, die neue

Anforderungen an sie stellen. Die Streitkräfte, internen Strukturen und Verfahren der

Allianz werden gegenwärtig dem neuen Sicherheitsumfeld angepaßt. Das Bündnis wird

diesen Prozeß fortführen, um uns in die Lage zu versetzen, schneller und wirksamer auf

Ersuchen um Unterstützung friedenswahrender Operationen zu reagieren und alle

Bündnispartner voll in die neue Bündnisrolle in der Friedenswahrung einzubeziehen,

wobei wir anerkennen, daß die nationale Beteiligung nationaler Entscheidung vorbehal-

ten bleibt&quot;

(Nr. 6 des Kommuniqu Bulletin Nr. 55 vom 19. Juni 1993, S. 577 [578]).
Die Staats- und Regierungschefs der NATO-Mitgliedstaaten erklärten auf ihrer

Gipfelkonferenz am 11. Januar 1994 in Brüssel:

In der Wahrnehmung unserer gemeinsamen transatlantischen Sicherheitserforder-

nisse wird die NATO zunehmend aufgefordert werden, Aufträge durchzuführen, zu-

sätzlich zur traditionellen und grundlegenden Aufgabe derko Verteidigung ih-

rer Mitglieder, die eine Kernfunktion bleibt. Wir bekräftigen unser Angebot, von Fall

zu Fall in Übereinstimmung mit unseren eigenen Verfahren friedenswahrende und an-

dere Operationen unter der Autorität des VN-Sicherheitsrates oder der Verantwortung
der KSZE zu unterstützen ...&quot;

(Nr. 7 der Erklärung, Bulletin Nr. 3 vom 17. Januar 1994, S. 20 f.).
Demgemäß blieben die Überwachung des gegen die Föderative Republik Ju-

goslawien (Serbien und Montenegro) verhängten Waffen- und Handelsembargos
in der Adria und die Durchsetzung des Flugverbotes über Bosnien-Herzegowina,
die Gegenstand der Verfahren 2 BvE 3/92, 2 BvE 5/93 und 2 BvE 7/93 sind, nicht

die einzigen Maßnahmen der NATO zur Durchsetzung von Beschlüssen des Si-

cherheitsrates der Vereinten Nationen:

Auf der Grundlage der Resolution Nr. 836 vom 4. Juni 1993 (VN 1993 S. 156),
in der der Sicherheitsrat die Mitgliedstaaten autorisiert hatte, die Schutztruppe
der Vereinten Nationen, UNPROFOR, beim Schutz der um Sarajewo und wei-

tere Städte eingerichteten Sicherheitszonen zu unterstützen, beschloß der Nord-

atlantikrat am 2. August 1993, mit Luftangriffen gegen diejenigen zu drohen, die

entweder Einheiten der UNPROFOR angriffen oder Sarajewo weiter von der

Versorgung abschnitten und humanitäre Hilfslieferungen behinderten. Der Rat

sicherte zu, das Vorgehen in vollem Umfang mit den Vereinten Nationen abzu-

stimmen (Presseerklärung des Generalsekretärs der NATO, Dr. Manfred Wör-

ner, am 2. August 1993, Europa-Archiv 1994, D 214f.). Auf der Sitzung am 9.

August 1993 stellte der Nordatlantikrat fest, daß der erste Einsatz von Luftstreit-

kräften im Kampfgebiet vom VN-Generalsekretär zu genehmigen sei (Europa-
Archiv 1994, D 216f.).
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Am 9. Februar 1994 beschloß der NATO-Rat, nachdem der VN-Generalse-
kretär erneut um Luftunterstützung für UNPROFOR gebeten hatte, ein Ultima-
tum zum Schutz der belagerten Stadt Sarajewo: Er drohte an, nach Ablauf einer
Frist von zehn Tagen NATO-Schläge aus der Luft gegen schwere Waffen zu

führen, die nicht zeitig aus der Sperrzone Sarajewos abgezogen oder der Kon-

trolle von UNPROFOR unterstellt worden seien (Bulletin Nr. 16 vom 22. Fe-
bruar 1994, S. 152).

Durch Beschluß vom 22. April 1994 ermächtigte der NATO-Rat den Oberbe-
fehlshaber Europa-Süd, auch zum Schutz der Sicherheitszone um Gorazde

Schläge aus der Luft gegen schwere Waffen zu führen (Bulletin Nr. 39 vom 2.

Mai 1994, S. 346 [347]). Der Rat vereinbarte außerdem, daß auch im Fall von

Angriffen mit schweren Waffen auf die übrigen Schutzzonen diese Waffen in

Übereinstimmung mit den nach den Ratsbeschlüssen vom 2. und 9. August 1993

zwischen NATO und UNPROFOR ausgearbeiteten verfahrensmäßigen Vorkeh-

rungen Ziele für NATO-Schläge aus der Luft sein würden (Bulletin Nr. 39 vom

2. Mai 1994, S. 347).
b) Auch die W E U formulierte ihre Strategie unter den geänderten sicherheits-

politischen Rahmenbedingungen neu. Ihre Aufgabe wurde zudem durch den Ver-

trag über die Europäische Union vom 7 Februar 1992 (BGBl. 11 S. 1253) belebt.
Darin ersucht die Europäische Union die WEU, &quot;die integraler Bestandteil der

Entwicklung der Europäischen Union ist, die Entscheidungen und Aktionen der

Union, die verteidigungspolitische Bezüge haben, auszuarbeiten und durchzufüh-
ren&quot; (Art. J.4 Abs. 2 EUV).

Als Ergebnis der Diskussion verabschiedeten die Außen- und Verteidigungs-
minister am 19. Juni 1992 die sogenannte Petersberg-Erklärung (Bulletin Nr. 68

vom 23. Juni 1992, S. 649ff.):
&quot;1.2. In dem Maße, wie die WEU ihre operationellen Fähigkeiten im Einklang mit

der Maastrichter Erklärung weiterentwickelt, sind wir bereit, je nach den Umständen
des betreffenden Falles und nach Maßgabe unserer eigenen Verfahren die wirksame

Durchführung von Konfliktverhütungs- und Krisenbewältigungsmaßnahmen ein-
schließlich friedenserhaltender Aktivitäten der KSZE oder des Sicherheitsrates der Ver-
einten Nationen zu unterstützen. Dies wird unbeschadet möglicher Beiträge anderer
KSZE-Staaten und anderer Organisationen zu diesen Aktivitäten geschehen.

11.4. Militärische Einheiten der WEU-Mitgliedstaaten, die unter der Befehlsgewalt
der WEU eingesetzt werden, könnten neben ihrem Beitrag zur gemeinsamen Verteidi-

gung in Übereinstimmung mit Artikel 5 des Washingtoner Vertrags bzw. Artikel V des

geänderten Brüsseler Vertrags auch für folgende Zwecke eingesetzt werden:
- humanitäre Aufgaben und Rettungseinsätze;
- friedenserhaltende Aufgaben;
- Kampfeinsätze bei der Krisenbewältigung, einschließlich Maßnahmen zur Herbei-

führung des Friedens.&quot;
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Die Minister fügten der Petersberg-Erklärung eine &quot;Erklärung zur Krise in

Jugoslawien bei. Darin äußern sie die Bereitschaft der WEU,
&quot;im Rahmen ihrer Möglichkeiten einen Beitrag zur wirksamen Umsetzung von Reso-

lutionen des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen im Zusammenhang mit dem Kon-

flikt im ehemaligen Jugoslawien zu leisten. Sie beauftragten eine aus Vertretern der Au-

ßen- und der Verteidigungsministerien zusammengesetzte Ad-hoc-Gruppe, die Mög-
lichkeiten der WEU ZU Prüfen, an der Umsetzung der einschlägigen Resolutionen des

Sicherheitsrates der Vereinten Nationen mitzuwirken (vgl. Nr. 8 der &quot;Erklärung zur

Krise in Jugoslawien&quot;).
Am 10. Juli 1992 erklärte auch die WEU sich bereit, an der Überwachung des

von den Vereinten Nationen gegen das ehemalige Jugoslawien verhängten Waf-

fen- und Handelsembargos mitzuwirken. Auf der Tagung des Ministerrats der

WEU am 9. Mai 1994 in Luxemburg bekräftigten die Minister ihre Bereitschaft,
mit dem Atlantischen Bündnis insbesondere bei der Krisenbewältigung zusam-

menzuarbeiten und die Strukturen beider Organisationen aufeinander abzustim-

men:

&quot;Um die Fähigkeit der WEU auszubauen, die in der Petersberg-Erklärung definier-

ten Aufgaben zu erfüllen, bestätigten die Minister das Konzept, die zur Durchführung
der notwendigen militärischen Aufgaben erforderlichen Ressourcen und Potentiale zu

bestimmen.&quot;

(Nr. 3 der Kirchberg-Erklärung, Bulletin Nr. 46 vom 20. Mai 1994, S. 405

[406]).
6. Um den Streit über die verfassungsrechtliche Zulässigkeit eines von den

Vereinten Nationen autorisierten Einsatzes deutscher Streitkräfte zu beenden, ha-

ben die Fraktion der SPD und die Gruppe PDS/Linke Liste Gesetzentwürfe zur

&quot;Änderung des Grundgesetzes&quot; (BTDrucks. 12/2895 und 12/4534, 12/3055), die
Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. einen Gesetzentwurf zur &lt;&apos;klarstellenden

Ergänzung des Grundgesetzes&quot; (BTDrucks. 12/4107 und 12/4135) eingebracht.
Die Gruppe Bündnis 90/Die Grünen hat in einem Entschließungsantrag gefor-
dert, die Art. 24 und Art. 87a GG neu zu fassen (BTDrucks. 12/3014). Die

Vorlagen wurden zur Beratung an die Ausschüsse überwiesen und sind dort noch

anhängig.

Den Verfahren liegen folgende Sachverhalte zugrunde:
1. Der Organstreit 2 B v E 3 / 9 2 betrifft die Beteiligung der Bundeswehr an

einer Aktion von Seestreitkräften der NATO und der WEU zur Überwachung
eines von den Vereinten Nationen gegen die Föderative Republik Jugoslawien
(Serbien und Montenegro) verhängten Embargos sowie die Zustimmung der Bun-

desregierung zu vorausgegangenen Beschlüssen von NATO- und WEU-Gre-

mien. Antragsteller sind die Fraktion der SPD im Deutschen Bundestag und 228

ihrer Mitglieder.
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a) Durch die Resolution Nr. 713 vom 25. September 1991 (VN 1991, S. 175)
beschloß der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen nach Kapitel VII der Satzung
der Vereinten Nationen (SVN), daß alle Staaten zur Herstellung von Frieden und
Stabilität in Jugoslawien alle Lieferungen von Waffen und militärischen Ausrü-

stungen nach Jugoslawien sofort mit einem allgemeinen und vollständigen Ein-

bargo zu belegen hätten. Durch die Resolution Nr. 724 vom 15. Dezember 1991

(VN 1992, S. 74) richtete er einen aus allen Ratsmitgliedern bestehenden Aus-
schuß ein und beauftragte diesen, dem Rat Empfehlungen zur Behandlung etwai-

ger ihm von den Staaten zur Kenntnis gebrachten Informationen über Verletzun-

gen des Embargos und zu den Möglichkeiten zur Erhöhung der Wirksamkeit des

Embargos zu geben.
Durch die Resolution Nr. 757 vom 30. Mai 1992 (VN 1992, S. 110) verhängte

der Sicherheitsrat gemäß Kapitel VII SVN ein Handelsembargo gegen die Födera-
tive Republik Jugoslawien (Serbien und Montenegro), von dem nur gewisse Lie-

ferungen für rein medizinische Zwecke und von Nahrungsmitteln ausgenommen
sind. Die Tätigkeit des mit Resolution 724 eingesetzten Ausschusses wurde auf
das Handelsembargo erstreckt.

b) Zur Überwachung dieses Waffen- und Handelsembargos faßte der NATO-
Außenministerrat auf seiner Sitzung am 10. Juli 1992 in Helsinki folgenden Be-
schluß:

&quot;L agreed on a NATO maritime operation, drawing on STANAVFORMED [Stand-
ing Naval Force Mediterranean] and other assets as appropriate, to monitor compliance
with UN-Security Council resolutions 713 and 757 in coordination and cooperation
with the operation decided by the WEU. The participation of the member states will be
subject to the provisions of their national constitutions;

2. agreed that practical details and modalities to implement the decisions by Ministers
should be worked out by NATO Military Authorities, in coordination with those of
the WEU, for decision by the appropriate fora.&quot;
Der WEU-Ministerrat, der gleichzeitig mit dem NATO-Außenministerrat in

Helsinki tagte, faßte am 10. Juli 1992 folgenden Beschluß (Bulletin Nr. 79 vom
17. Juli 1992, S. 760):

Beschluß, die Operationen zur Überwachung auf See durchzuführen, wie von der

Ad-hoc-Gruppe zu Jugoslawien auf ihrer Tagung am 3. Juli in Rom vorgeschlagen
wurde:

An der Überwachung des durch die Sicherheitsratsresolutionen 713 und 757 verhäng-
ten Embargos werden mindestens fünf bis sechs Schiffe, vier Seefernaufklärungsflug-
zeuge, ein Unterstützungsschiff sowie landgestützte Hubschrauber beteiligt sein.

Diese Überwachung wird in internationalen Gewässern, im Otranto-Kanal und an

anderen Punkten vor der jugoslawischen Küste, einschließlich der montenegrinischen
Küste, nach Konsultationen mit UNPROFOR durchgeführt werden.

Die genannten Marineoperationen werden so bald wie möglich unter italienischer

Koordinierung beginnen. Die Teilnahme der Mitgliedstaaten erfolgt nach Maßgabe ihrer

jeweiligen Verfassung.
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Diese WEU-Operationen sind für die Teilnahme anderer Verbündeter offen und

werden in Zusammenarbeit mit der NATO koordiniert. Einsatzrichtlinien (rules of en-

gagement) und die operative Koordinierung werden von den zuständigen Marinebehör-

den auf Veranlassung der Präsidentschaft erstellt bzw. durchgeführt werden.

Die Ad-hoc-Gruppe wird laufend Optionen betreffend die Durchsetzung eines Ein-

bargos durch die Marine aktualisieren, für die eine weitere Resolution des VN-Sicher-
heitsrates notwendig wäre.&quot;

Unter Bezugnahme auf den Beschluß des NATO-Außenministerrates legte der

NATO-Militärausschuß in einem vom NATO-Verteidigungsplanungsausschuß
gebilligten Memorandum vom 14. Juli 1992 (MCM-JFC-048-92) fest, daß der

NATO-Beitrag zur Durchführung des VN-Embargos auf die Überwachung von

Aktivitäten auf See beschränkt sei; Überwachung schließe nicht die Befugnis ein,
die Bestimmungen des Embargos durchzusetzen. Zweck der Überwachung sei,
über den Umfang der Aktivitäten in den überwachten Gewässern zu berichten,
festzustellen, in welchem Ausmaß diese Aktivitäten gegen das Embargo versto-

ßen, und mögliche Embargobrecher zu identifizieren und zu melden. Der Alli-

ierte Oberste Befehlshaber Europa (SACEUR) legte in zwei speziell auf diese

Operation zugeschnittenen rules of engagement&quot; fest, daß NATO-Schiffe sich

allen Handelsschiffen bis auf 500 Yards, NATO-Flugzeuge bis auf 500 Fuß nä-

hern dürften; die NATO-Kräfte seien befugt, Suchscheinwerfer einzusetzen.

c) Zur Umsetzung der Beschlüsse des NATO-Außenminister- und des WEU-

Ministerrates beschloß die Bundesregierung am 15. Juli 1992:

-Die Bundesrepublik Deutschland wird sich mit eigenen Beiträgen an der Durchfüh-

rung der Beschlüsse von WEU und NATO vom 10. Juli 1992 auf der Grundlage der

VN-Resolutionen Nr. 713 und 757 zu Überwachungsmaßnahmen im Mittelmeer betei-

ligen.
Die Bundesmarine wird hierfür drei Seeraumüberwachungsflugzeuge der Marineflie-

gerkräfte sowie die derzeit am Ständigen Einsatzverband Mittelmeer der NATO teilneh-

mende Schiffseinheit, Zerstörer Bayern, die am 30./31. Juli 1992 durch die Fregatte
Niedersachsen abgelöst werden soll, bereitstellen.&quot;

Der Bundesminister der Verteidigung führte diesen Beschluß durch entspre-
chende Einsatzbefehle aus. &quot;Operational Control&quot; über die drei Seeraumüberwa-

chungsflugzeuge wurde dem Befehlshaber der italienischen Flotte übertragen, der
NATO-Kommandobehörde ist, indes unter der politischen Kontrolle des WEU-
Rates handelt. &quot;Operational Control- über das entsandte Schiff liegt beim Alliier-

ten Befehlshaber der Marinekräfte Südeuropa (COMNAVSOUTH), der dies im

Rahmen des &quot;Operational Command- des Alliierten Obersten Befehlshabers Eu-

ropa (SACEUR) ausübt.

&quot;Operational Command&quot;und &quot;Operational Control&quot; sind Teilbefugnisse aus

dem sogenannten &quot;full command&quot;. Diese aus dem Sprachgebrauch der NATO
stammenden Begriffe werden in der Zentralen Dienstvorschrift 1/50 der Bundes-

wehr wie folgt definiert:

http://www.zaoerv.de
© 1994, Max-Planck-Institut für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht

http://www.zaoerv.de


704

F u 11 C o in in a n d ist die nur nationalen militärischen Führern zustehende, alle
Gebiete des militärischen Bereichs umfassende Befehlsgewalt. Ein NATO-Befehlsha-
ber hat niemals Full Command über Streitkräfte, die ihm assigniert sind; denn mit der

Assignierung von Streitkräften für die NATO übertragen die Staaten nur Operational
Command oder Operational Control.
0p e r a t i o n a 1 C o in in a n d ist die einem Befehlshaber/Kommandeur übertragene

Befugnis, nachgeordneten Befehlshabern bzw. Kommandeuren Aufgaben zuzuweisen
oder Aufträge zu erteilen, Truppenteile zu dislozieren, die Unterstellung von Kräften
neu zu regeln sowie Operational Control und/oder Tactical Control je nach Notwen-

digkeit selbst auszuüben oder zu übertragen. Die truppendienstliChe Befehlsbefugnis
oder die logistische Verantwortlichkeit ist im allgemeinen nicht darin eingeschlossen.
0 p e r a t i o n a 1 C o n t r o 1 ist die einem Befehlshaber/Kommandeur übertragene Be-

fugnis, ässignierte Kräfte so zu führen, daß er bestimmte Aufgaben oder Aufträge
durchführen kann, die im allgemeinen nach Art, Zeit und Raum* begrenzt sind; ferner
die betreffenden Truppenteile zu dislozieren und die Tactical Control über diese Trup-
penteile selbst auszuüben oder zu übertragen. Der Begriff umfaßt weder die Befugnis,
den gesonderten Einsatz von Teilen dieser Truppenteile anzuordnen, noch sind im all-

gemeinen truppendienstliche oder logistische Führungsaufgaben mit eingeschlossen.&quot;
d) Ein Entschließungsantrag der SPD-Bundestagsfraktion festzustellen, daß die

Bundesregierung durch ihre Zustimmung zu den Beschlüssen des NATO-Außen-
ministerrates und der WEU-Minister vom 10. Juli 1992 sowie durch ihren Be-
schluß vom 15. Juli 1992 gegen das Grundgesetz verstoßen habe, fand in der
dafür einberufenen Sondersitzung des Bundestages keine Mehrheit (Deutscher
Bundestag, 12. WP., 101. Sitzung vom 22. Juli 1992, Sten.Ber. S. 8655;
BTDrucks. 12/3072).

e) Durch die Resolution 787 vom 16. November 1992 (VN 1992, S. 220) auto-

risierte der Sicherheitsrat die Mitgliedstaaten, die Einhaltung des Embargos künf-

tig nicht nur zu überwachen, sondern dieses auch militärisch durchzusetzen. Er
forderte, tätig werdend nach Kapitel VII und VIII der Charta der Vereinten Na-
tionen,

&quot;die Staaten, die einzelstaatlich oder über regionale Einrichtungen oder Abmachun-

gen tätig werden, auf, unter der Aufsicht des Sicherheitsrates die erforderlichen, den
Umständen angemessenen Maßnahmen anzuwenden, um alle einlaufenden und auslau-
fenden Seetransporte zur Kontrolle und Überprüfung ihrer Fracht und ihres Bestim-

mungsorts anzuhalten und die strikte Anwendung der Bestimmungen der Resolutionen
713 (1991) und 757 (1992) sicherzustellen.&quot;
Die Bundesregierung faßte daraufhin am 19. November 1992 folgenden Be-

schluß:

&quot;Das deutsche Schiff bleibt auch künftig im Rahmen seines bisherigen Auftrags im
NATO-Verband in der Adria präsent. Eine Teilnahme an Zwangsmaßnahmen (Stop
and Search) kommt nicht in Betracht. Die im Rahmen der WEU durchgeführten Auf-
klärungsflüge durch deutsche Flugzeuge werden zwecks Embargoüberwachung eben-
falls im bisherigen Umfang fortgesetzt.&quot;
2. Die Verfahren 2 B v E 5 / 9 3 und 2 B v E 7 / 9 3 betreffen den Beschluß der

Bundesregierung über die Beteiligung deutscher Soldaten an der Durchsetzung
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des von den Vereinten Nationen verhängten Flugverbotes im Luftraum von Bos-

nien-Herzegowina. Antragsteller im Verfahren 2 BvE 5/93 sind die Fraktion der
F.D.P. im Deutschen Bundestag und 55 ihrer Mitglieder. Antragsteller im Ver-

fahren 2 BvE 7/93 sind die Fraktion der SPD im Deutschen Bundestag und 226

ihrer Mitglieder.
Der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen verhängte mit Resolution Nr. 781

vom 9. Oktober 1992 (VN 1992, S. 219) ein Flugverbot für Militärflugzeuge im

Luftraum über Bosnien-Herzegowina und ersuchte die Schutztruppe der Verein-

ten Nationen (UNPROFOR), es zu überwachen. Er forderte die Staaten auf, der

Schutztruppe dabei Unterstützung zu gewähren. Die Mitglieder der NATO
übernahmen diese Aufgabe und setzten dazu AWACS-Fernaufklärer ein, in de-

nen Soldaten verschiedener NATO-Mitgliedstaaten als integrierte Einheit tätig
sind. Am 31. März 1993 verabschiedete der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen

die Resolution Nr. 816, die das Flugverbot auf alle Flüge mit Starrflügel- und

Drehflügelluftfahrzeugen ausdehnte und die Mitgliedstaaten ermächtigte, einzeln

oder durch regionale Organisationen oder Abmachungen alle notwendigen Maß-

nahmen zu ergreifen, um die Einhaltung dieses Verbots sicherzustellen (Nr. 1

und Nr. 4 der Resolution Nr. 816 vom 31. März 1993, VN 1993, S. 73).
Am 2. April 1993 traf die Bundesregierung gegen die Stimmen der F.D.P.-

Minister folgende Entscheidung:
&quot;Sie ist einverstanden, daß der NATO-AWACS-Verband nunmehr in Übereinstim-

mung mit Sicherheitsratsresolution Nr. 816 vom 31. März 1993 auch unter deutscher

Beteiligung daran mitwirkt, dieses Flugverbot durchzusetzen.&quot;

Der NATO-Rat erklärte mit Beschlüssen vom 2. und 8. April 1993 seine Be-

reitschaft, die Umsetzung der vom Sicherheitsrat beschlossenen Resolution Nr.

816 zu unterstützen. Er bestätigte darüber hinaus seine Zustimmung zu den ein-

zelnen Durchsetzungsphasen, den Einsatzrichtlinien sowie den sonstigen Pla-

nungen (vgl. im einzelnen die Darstellung des Sachverhalts in dem Urteil des

Bundesverfassungsgerichts vom 8. April 1993 über die Anträge auf Erlaß einer

einstweiligen Anordnung - 2 BvE 5/93 und 2 BvQ 11 /93 - [BVerfGE 88, 173]).
3. Das Verfahren 2 B v E 8 / 9 3 betrifft die Beteiligung deutscher Soldaten an

UNOSOM II, einer vom Sicherheitsrat der Vereinten Nationen aufgestellten
Streitmacht zur Herstellung friedlicher Verhältnisse in Somalia. Antragsteller sind
die Fraktion der SPD im Deutschen Bundestag und 221 ihrer Mitglieder.
Wegen anhaltender politischer Unruhen und einer schweren Hungersnot in

Somalia beschloß der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen mit der Resolution
Nr. 751 vom 24. April 1992 (VN 1993, S. 63) die Operation UNOSOM. Sie

sollte die Einstellung der Feindseligkeiten und die Einhaltung einer Waffenruhe
im ganzen Land erleichtern und verfolgte das Ziel, den Prozeß der Versöhnung
und einer politischen Konsolidierung in Somalia zu fördern und dringende huma-
nitäre Hilfe zu leisten. Mit der Resolution Nr. 794 vom 3. Dezember 1992 (VN

http://www.zaoerv.de
© 1994, Max-Planck-Institut für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht

http://www.zaoerv.de


706

1993, S. 65) autorisierte der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen eine Gruppe
von Mitgliedstaaten nach Kapitel VII SVN, Maßnahmen zu ergreifen, um so bald
wie möglich ein sicheres Umfeld für die humanitären Hilfsmaßnahmen zu schaf-
fen. Dieses Mandat erfüllte der unter wesentlicher Beteiligung der Vereinigten
Staaten von Amerika handelnde Vereinte Eingreifverband UNITAF. Ihm folgte
das mit der Resolution Nr. 814 vom 26. März 1993 (VN 1993, S. 66) beschlos-
sene Unternehmen UNOSOM 11. Nach dem Willen der Vereinten Nationen und
der Bundesregierung sollten sich deutsche Einheiten an UNOSOM 11 beteiligen.

a) Am 21. April 1993 faßte das Bundeskabinett folgenden Beschluß (Bulletin
Nr. 32 vom 23 April 1993, S. 280):

&quot;l. Die Bundesregierung beschließt, entsprechend der mit Note der Vereinten Natio-
nen vom 12. April 1993 unterbreiteten Bitte die Operationen der Vereinten Nationen-in
Somalla (UNOSOM 11) durch Entsendung eines verstärkten Nachschub- und Trans-
portbataillons der Bundeswehr zu unterstützen. Das Bataillon wird im Rahmen der
humanitären Bemühungen der Vereinten Nationen in einer nach Feststellung des
Generalsekretärs der Vereinten Nationen befriedeten Region in Somalla bei Aufbau,
Unterstützung und Sicherstellung der Verteilerorganisation für Hilfs- und Logistikgüter
mitwirken. Der deutsche Verband wird nicht die Aufgabe haben, militärischen Zwang
anzuwenden oder bei der Ausübung solchen Zwangs durch andere mitzuwirken. Davon
unberührt bleibt sein Recht zur Selbstverteidigung. Der Kommandeur von

UNOSOM 11 erhält wie üblich &apos;operational control&apos;, die Befehls- und Kommandoge-
walt bleibt bei dem Bundesminister der Verteidigung.&quot;
Der Deutsche Bundestag nahm am selben Tag einen Entschließungsantrag der

Fraktionen der CDU/CSU und der F.D.P. (BTDrucks. 12/4759) an, wonach er

der Entscheidung der Bundesregierung zustimmte, die Vereinten Nationen in be-
friedeten Regionen Somalias durch Soldaten der Bundeswehr bei humanitären
Einsätzen zu unterstützen (vgl. im einzelnen die Darstellung des dem Verfahren

zugrundeliegenden Sachverhalts unter A. 1. in dem Urteil des Zweiten Senats
vom 23. Juni 1993 über den Antrag auf Erlaß einer einstweiligen Anordnung im
Verfahren 2 BvQ 17/93, BVerfGE 89, 38).

b) Gegenstand des Verfahrens ist darüber hinaus ein Briefwechsel zwischen der

Bundesregierung und dem Generalsekretär der Vereinten Nationen, in dem die

Bedingungen für eine Entsendung des deutschen Unterstützungsverbandes nach
Somalia festgelegt worden sind.

Der Generalsekretär der Vereinten Nationen trat mit Schreiben vom 12. April
1993 an die Bundesregierung mit der Bitte heran, Militärpersonal zum Dienst im
Rahmen von UNOSOM II zur Verfügung zu stellen. Dieses Kontingent solle,
stationiert in einer sicheren Umgebung, insbesondere bei der Errichtung, der
Aufrechterhaltung und dem Schutz eines Verteilungsnetzes für Hilfs- und Nach-
schubgüter helfen und werde unter dem Kommando und der Kontrolle des
Oberbefehlshabers von UNOSOM II stehen.
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Mit Schreiben vom 26. April 1993 teilte der Ständige Vertreter Deutschlands

bei den Vereinten Nationen dem Generalsekretär mit, daß die Bundesregierung
am 21. April 1993 beschlossen habe, dieser Bitte nachzukommen. Das deutsche

Kontingent solle nicht die Aufgabe haben, militärischen Zwang auszuüben oder

an der Ausübung solchen Zwanges mitzuwirken. Der Oberbefehlshaber von

UNOSOM 11 solle &quot;Operational Control&quot; haben, &quot;Operational Command&quot;

werde beim Verteidigungsminister der Bundesrepublik Deutschland bleiben.

Mit Antwortschreiben vom 28. April 1993 bestätigte das Generalsekretariat

der Vereinten Nationen, daß dem Oberbefehlshaber von UNOSOM 11 &quot;Opera-
tional Control&quot; über den deutschen Verband zustehe, &quot;Operational Command&quot;

jedoch beim deutschen Verteidigungsminister verbleiben werde.

Mit Schreiben vom 11. Mai 1993 bat das Generalsekretariat der Vereinten

Nationen, den zugesagten Unterstützungsverband nicht, wie ursprünglich vor-

gesehen, nach Bosasso und in den Nordosten Somalias, sondern in den Raum

Belet Huen zu entsenden; diese Region sei sicher und ruhig. Der Ständige Ver-

treter erklärte tags darauf schriftlich das Einverständnis der Bundesregierung.
Am 12. Mai 1993 entsandte der Antragsgegner zu 2) ein Vorauskommando nach

Belet Huen. Er erklärte dazu (Bulletin Nr. 39 vom lZ Mai 1993, S. 347), die

Vereinten Nationen hätten zum Ausdruck gebracht, daß sie gerade im Bereich

der Logistik dringenden Unterstützungsbedarf hätten. Im Rahmen der schritt-

weisen Erweiterung des Operationsgebietes von UNOSOM 11 in den Norden

Somalias werde der deutsche Unterstützungsverband anderen Verbänden in die

von diesen befriedeten Regionen folgen und die Logistik sicherstellen. Dieser

humanitäre Einsatz unter militärischer Absicherung entspreche den neuen Auf-

gaben, die durch die Bundeswehr heute und künftig im Rahmen ihres Auftrages
zu erfüllen seien.

c) Aufgrund des Urteils des Bundesverfassungsgerichts vom 23. Juni 1993 im

Verfahren der einstweiligen Anordnung (BVerfGE 89, 38) befaßte sich der Bun-

destag erneut mit dem Einsatz deutscher Streitkräfte in Somalia. In seiner Sit-

zung am 2. Juli 1993 stimmte er auf Antrag der Fraktionen der CDU/CSU und

F.D.P. (BTDrucks. 12/5248) dem Beschluß der Bundesregierung vom 21. April
1993 in vollem Umfang zu (Deutscher Bundestag, 12. WP., 169. Sitzung vom

2. Juli 1993, Sten.Ber. S. 14608).

Iii.

Die Antragsteller haben die aus dem Rubrum ersichtlichen Anträge gestellt.
Im Verfahren 2 BvE 3/92 wurden in der mündlichen Verhandlung die Anträge
zu 1 a), erster Spiegelstrich, und zu 1 b), im Verfahren 2 BvE 5/93 mit Schrifts-

atz vom 11. Juni 1993 der Antrag zu 2) zurückgenommen. Im Verfahren 2 BvE

8/93 wurde der Antrag zu 2) mit Schreiben vom 14. April 1994 für erledigt er-

klärt.
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Zur Begründung tragen die Antragsteller im wesentlichen vor:

1. Die Anträge seien zulässig.

2. Die Anträge seien begründet.
a) Art. 87a Abs. 2 GG sei verletzt.

aa) Art. 87a Abs. 2 GG gelte nicht nur für nach innen gerichtete Einsätze der

Streitkräfte, sondern auch für Außeneinsätze. Eine andere Auslegung sei mit dem
Wortlaut des Art. 87a Abs. 2 GG nicht zu vereinbaren. Angesichts des Wirkens
deutscher Streitkräfte während des Zweiten Weltkrieges wäre es auch nicht ver-

ständlich, wenn die Verfassung allein den Einsatz der Streitkräfte im Innenbe-
reich eingehend verfassungsrechtlich regelte, den für Deutschland politisch hoch-
sensiblen Außeneinsatz hingegen ganz dem völkerrechtlichen Regime überließe.
Selbst wenn Außeneinsätze bei der Einfügung des Art. 87a Abs. 2 GG nicht
bedacht worden sein sollten, rechtfertige dies nicht die Schlußfolgerung, daß Au-
ßeneinsätze damit nach dem Willen des Verfassungsgebers freigegeben seien. An-
dere Einsätze als die zur Verteidigung habe der Verfassungsgeber gerade nicht

erwogen, damit aber auch nicht freigegeben. Die Streitkräfte brauchten auf jeden
Fall eine konstitutive verfassungsrechtliche Zuständigkeits- und Befugniseröff-
nung; der Grundsatz -was nicht verboten ist, ist erlaubt&quot; gelte für den Einsatz
der Streitkräfte nicht.

bb) Bei allen drei Aktionen handele es sich um einen Einsatz im Sinne von

Art. 87a Abs. 2 GG. Diese Vorschrift wolle die spezifisch militärische Machtent-

faltung einer verfassungsrechtlichen Beschränkung unterwerfen. Damit sei Ein-

satz alles, was sich faktisch als spezifisch militärische Machtentfaltung darstelle.
Vom Geltungsbereich des Art. 87a Abs. 2 GG ausgenommen seien nur solche

Tätigkeiten, die sinnvoll auch durch Zivil- oder Privatpersonen ausgeführt wer-

den könnten.

Die A d r i a - A k t i o n sei danach als Einsatz im Sinne des Art. 87a Abs. 2 GG

zu qualifizieren. Es gehe nicht um eine Art von Informationsbeschaffung, die
man auch einem zivilen Auftragnehmer hätte übertragen können. Die Überwa-
chung sei verbunden mit dem militärischen Schutz der kontrollierenden Schiffe,
der sicherstelle, daß die zu Kontrollierenden keine Gegenmaßnahmen ergriffen.
Insgesamt stelle sich die Aktion als eine spezifisch militärische Machtentfaltung,
nämlich als eine Flottendemonstration, dar. Das Mandat zu militärischer Macht-

entfaltung habe der Sicherheitsrat dadurch verdeutlicht, daß er - nach Beginn der
Aktion - die Befugnis auch zum Anhalten und Durchsuchen der Schiffe erteilt
habe. Daß sich das deutsche Schiff an diesen Zwangsmaßnahmen nicht beteiligen
solle, ändere nichts an dem Charakter der Gesamtaktion, in die deutsche Streit-
kräfte eingebunden seien.

Der Dienst deutscher Soldaten in den AWAC S-Systemen sei selbst dann ein

&quot;Einsatz&quot;, wenn man - mit der Bundesregierung - darunter nur ein Tätigwerden
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der Streitkräfte mit Regelungscharakter, Angriffsmöglichkeiten und Anordnungs-
sowie Zwangsbefugnissen verstehe; der Auftrag zur Durchsetzung des Flugverbo-
tes enthalte gerade diese Komponenten.

Auch bei der Verwendung deutscher Soldaten in S o in a 1 i a handele es sich nicht

um eine rein humanitäre und logistische Operation unterhalb der Einsatzschwelle,
sondern um einen Kampfeinsatz. Man könne Streitkräfte, die den Nachschub für

eine kämpfende Truppe sicherstellen, nicht anders beurteilen als die kämpfende
Truppe selbst. Außerdem seien die deutschen Soldaten zum Waffengebrauch in

&quot;Nothilfe&quot; berechtigt.
cc) In keinem der Verfahren handele es sich um einen Einsatz &quot;zur Verteidi-

gung&quot; (Art. 87a Abs. 1 und 2 GG). &quot;Verteidigung&quot; sei nur die Verteidigung gegen

einen Angriff auf die Bundesrepublik Deutschland selbst oder auf einen Bündnis-

partner. Bei Einführung der Wehrverfassung im Jahr 1956 sei das Mandat der

Streitkräfte eng auf die historische Notwendigkeit, d.h. die Bekämpfung einer

manifesten Bedrohung im Rahmen eines Bündnisses, beschränkt worden. Ein An-

iff auf die Bundesrepublik Deutschland oder einen ihrer Bündnispartner liege beigri
keinem der streitigen Einsätze vor.

dd) Art. 24 Abs. 2 GG enthalte keine anderweitige ausdrückliche Zulassung
dieser Einsätze im Sinne von Art. 87a Abs. 2 GG.

(1) Art. 24 Abs. 2 GG sei allenfalls eine implizite, nicht aber eine &quot;ausdrückli-

che&quot; Zulassung eines Streitkräfte-Einsatzes. Truppeneinsätze seien in dieser Vor-

schrift nicht erwähnt. Auch der Zweck eines Systems gegenseitiger kollektiver

Sicherheit weise nicht zwingend auf die Beteiligung an Militäraktionen hin; Bei-

standsleistungen in einem solchen System könnten auch nicht-militärischer Art

sein. Im übrigen lasse Art. 24 Abs. 2 GG nur das Einwilligen in die Beschränkung
von Hoheitsrechten zu. Wenn von dieser Möglichkeit durch die Beteiligung deut-

scher Truppenkontingente an VN-Maßnahmen Gebrauch gemacht werde, ergebe
sich die Zulässigkeit des Einsatzes dieser Kontingente nicht, wie Art. 87a Abs. 2

GG es verlange, aus dem Grundgesetz selbst, sondern erst aus der Charta der

Vereinten Nationen in Verbindung mit der Vereinbarung zwischen der Bundesre-

publik Deutschland und den Vereinten Nationen über das Bereitstellen von Trup-
pen.

(2) Es könne auch nicht eingewandt werden, daß die Neufassung des Art. 87a

GG im Jahr 1968 die durch Art. 24 Abs. 2 GG bereits eröffneten Einsatzmöglich-
keiten der Streitkräfte nicht nachträglich habe beschränken sollen. Auch vor 1968

habe Art. 24 Abs. 2 GG keine militärische Option enthalten. jeder Versuch einer

Normierung von Wehrstrukturen wäre bei der Schaffung des Grundgesetzes auf

den strikten Widerstand der Alliierten gestoßen. Auch mit der Einführung der

Wehrverfassung im Jahr 1956 sei Art. 24 Abs. 2 GG keine militärische Bedeutung
zugewachsen. Die Streitkräfte seien ausschließlich -zur Verteidigung&quot; aufgestellt
worden; alles andere hätte jeden - ohnehin mühsamen - Konsens gesprengt.
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(3) Zu einem verfassungsrechtlichen Wertungswiderspruch zwischen Art. 87a

Abs. 2 GG und Art. 24 Abs. 2 GG führe diese Auslegung nicht. Außerhalb von

Sonderabkommen nach Art. 43 SVN bestehe gegenüber den Vereinten Nationen

keine Pflicht zu militärischen Hilfeleistungen. Art. 24 Abs. 2 GG enthalte keine

Ermächtigung an die Exekutive, alles zu tun, was im Rahmen eines Systems der
kollektiven Sicherheit notwendig oder nützlich sei. Ihren rechtlichen Pflichten

zur Kooperation mit den Vereinten Nationen, deren Erfüllung durch Art. 24

Abs. 2 GG verfassungsrechtlich gesichert und legitimiert werden solle, könne die

Bundesrepublik Deutschland - wie in der Vergangenheit - auch anders als durch
militärische Beiträge nachkommen. Wollte man Militäraktionen, zu deren Durch-

führung keine Verpflichtung nach der Satzung der Vereinten Nationen bestehe,
generell durch Art. 24 Abs. 2 GG rechtfertigen, wären die Grenzen des Zulässi-

gen kaum mehr erkennbar; damit wäre die Kontrollfunktion des Art. 87a Abs. 2

GG in Frage gestellt. Unterhalb der Verpflichtung seien die Formen der Auton-

sierung durch den Sicherheitsrat vielfältig. Eine Auslegung, die eine irgendwie
geartete Anlehnung des Einsatzes deutscher Streitkräfte an Entscheidungen inter-

nationaler Organisationen zur verfassungsrechtlichen Legitimation solcher Ein-

sätze ausreichen ließe, würde sich an der ratio des Art. 87a Abs. 2 GG stoßen,
nur Maßnahmen unbezweifelbarer Legitimation zu gestatten. In der gegenwärti-
gen historischen Situation vermittelten die Vereinten Nationen diese Legitimation
nicht oder nicht ohne weiteres. Der Sicherheitsrat habe sich bei seinen Entschei-

dungen im Golfkrieg und jetzt auch beim Flugverbot über Bosnien-Herzegowina
seines Gewaltmonopols, ja seines Entscheidungsmonopols über den Einsatz mili-
tärischer Gewalt begeben. Bei der Aktion in S o m a 1 i a sei weder das Konzept
klar noch die Leitung und Verantwortung der Vereinten Nationen.

(4) Selbst wenn man die Einsätze für an sich verfassungsrechtlich zulässig
halte, liege eine Verletzung von Art. 87a Abs. 2 GG jedenfalls deshalb vor, weil
die nach der Grundentscheidung des Grundgesetzes für die parlamentarische Bin-

dung des Einsatzes von Streitkräften notwendige parlamentarische Zustimmung
fehle.

b) Sollte es sich entgegen der Auffassung der Antragsteller bei dem Einsatz um

&quot;Verteidigung&quot; handeln, so sei die Bundesregierung jedoch nicht berechtigt, aus

eigener Kompetenz über den Einsatz zu entscheiden. Es bedürfe eines parlamen-
tarischen Beschlusses gemäß Art. 115a Abs. 1 GG, der für diese Frage unmittel-
bar oder jedenfalls analog anwendbar sei. Früher habe Art. 59a GG a.F. unmiß-
verständlicher formuliert, daß der Bundestag das Eintreten des Verteidigungsfalls
festzustellen habe. Darunter habe ohne weiteres auch der sogenannte Bündnisfall
subsumiert werden können. Nach der Entstehungsgeschichte des Art. 115a GG

könne ausgeschlossen werden, daß der verfassungsändernde Gesetzgeber im Jahr
1968 an dem Prinzip etwas habe ändern wollen, daß der Außeneinsatz der Bun-

deswehr in jedem der jeweils im Blickfeld des Verfassunggebers stehenden Fälle
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von einer parlamentarischen Zustimmung abhängig sei. Die Auffassung, daß

Art. 115a GG lediglich die Konsequenzen der Feststellung des Verteidigungsfalles
für die innerstaatliche Rechtsordnung im Auge habe und die Frage der Entschei-

dung über den Einsatz der Bundeswehr gar nicht regele, widerspreche dem

Grundanliegen der Wehrverfassung, militärische Machtentfaltung parlamentari-
scher Kontrolle vorzubehalten.

c) Auch Art. 79 Abs. 1 und 2 GG sei verletzt. Die begonnene Beratung von

Verfassungsänderungen werde durch die Beteiligung der Bundeswehr an den

streitigen Einsätzen nicht nur politisch belastet; es würden auch Tatsachen ge-

schaffen, die es dem Bundestag erheblich erschwerten, solche Einsätze verfas-

sungsrechtlich nicht zu legalisieren. Damit werde in die Freiheit des Gesetzge-
bers, durch Verfassungsänderung zulässige Einsätze der Bundeswehr neu zu defi-

nieren, eingegriffen; zumindest werde diese Freiheit gefährdet.
d) Es seien außerdem Rechte des Bundestages aus Art. 59 Abs. 2 GG verletzt.

aa) Die Mitwirkung der Bundesregierung an den NATO- und WEU-Beschlüs-

sen zur Überwachung des Embargos und zur Durchsetzung des Flugverbotes sei

Bestandteil eines bewußt gesteuerten Prozesses des inhaltlichen Wandels des

NATO-Vertrages und damit eine Umgehung des Vertragsänderungsverfahrens
gemäß Art. 59 Abs. 2 GG. Ziel des NATO- und des WEU-Vertrages sei die

Verteidigung der Mitglieder des Bündnisses gegen einen Angriff von außen. In

den vorliegenden Fällen sei kein WEU- oder NATO-Land angegriffen worden

oder von einem Angriff bedroht. Sollten die NATO und die WEU nunmehr

unter der Leitung, im Auftrag oder auf Ersuchen der Vereinten Nationen Aufga-
ben der Friedenssicherung wahrnehmen, bedeute dies materiell eine Änderung
der Zielsetzung und der Pflichten aus dem NATO- und dem WEU-Vertrag. Die

Bundesregierung mache geltend, der NATO-Vertrag stehe einer Übernahme sol-

cher neuer Aufgaben nicht entgegen. Daß etwas nicht verboten sei, heiße aber

nicht, daß es geboten sei. Nicht alles, was der NATO-Vertrag nicht verbiete,
mache er auch zum Vertragsprogramm. Pflichten zur Kooperation bei der

Durchführung von Maßnahmen, wie sie hier in Streit stünden, seien im Koopera-
tions- und Integrationsprogramm des NATO-Vertrages nicht angelegt. Der ver-

fassungsrechtlich korrekte Weg, das Ziel einer Änderung der Pflichten der Bun-

desrepublik aus den Bündnisverträgen zu erreichen, sei der Abschluß von Ände-

rungsverträgen. Hier sei versucht worden, auf &quot;infonnellem&quot; Weg völkerrecht-

lich das gleiche Ergebnis zu erreichen. Art. 59 Abs. 2 GG dürfe jedoch nicht

dahin ausgelegt werden, daß er die Begründung neuer Vertragspflichten der Bun-

desrepublik Deutschland unter Umgehung der in dieser Bestimmung vorgesehe-
nen Kontrolle zulasse.

bb) Die Petersberg-Erklärung und die Beschlüsse der Ministerräte von NATO

und WEU vom 10. Juli 1992 hätten gemäß Art. 59 Abs. 2 GG einer parlamenta-
rischen Zustimmung bedurft. Zwar unterfielen Art. 59 Abs. 2 GG nur alle auf
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Erzeugung einer völkerrechtlichen Verpflichtung gerichteten wechselseitigen Wil-

1.enserklärungen; um solche handele es sich hier jedoch. Die Wortwahl der Be-

schlüsse lege jedenfalls nahe, daß eine rechtliche Bindung gewollt sei.

Die Beschlüsse regelten auch die politischen Beziehungen des Bundes. Sachlich

seien sie ein Ausdruck der politischen Grundentscheidung, das Bündnis schritt-

weise zu ändern. Wenn die dafür vorgesehene Form nicht gewählt werde, d.h.
der neue Weg insgesamt nicht in der notwendigen Form festgelegt werde, müßten
die einzelnen rechtlichen Schritte auf diesem Weg, der nur nach einer parlamenta-
rischen Zustimmung eingeschlagen werden dürfe, dem Zustimmungserfordernis
unterstellt werden. Sonst wäre es möglich, Art. 59 Abs. 2 GG mit einer &quot;Salami-
taktik&quot; zu unterlaufen.

Zustimmungsbedürftig seien die Beschlüsse auch deswegen, weil Gegenstände
der Bundesgesetzgebung geregelt würden. Es handele sich um Angelegenheiten
der Verteidigung, durch die Dienstpflichten und unter Umständen auch sonstige
persönliche Rechte der Soldaten wesentlich betroffen seien.

Eine Zustimmungsbedürftigkeit ergebe sich selbst dann, wenn keine rechtliche,
sondern nur eine politische Verbindlichkeit gewollt sei. Die generelle Befreiung
der politischen Verpflichtungen vom Erfordernis des Art. 59 Abs. 2 GG öffne
dem Formenmißbrauch Tür und Tor. Die Grenze des verfassungsrechtlich Hin-

nehmbaren sei jedenfalls dann erreicht, wenn (wie hier möglicherweise) politische
Verpflichtungen zur Änderung von Rechtspflichten verwandt würden, die mit

parlamentarischer Zustimmung eingegangen worden seien.

cc) Bezüglich der Überstellung eines Bundeswehrkontingents an UNOSOM 11

seien zwischen den Vereinten Nationen und der Bundesrepublik Deutschland

wechselseitig Erklärungen abgegeben worden, die auf die Erzeugung gegenseiti-
ger Rechte und Pflichten gerichtet seien und folglich insgesamt einen völkerrecht-
lichen Vertrag darstellten. Dies ergebe sich insbesondere aus dem Anforderungs-
schreiben des Generalsekretärs vom 12. April 1993, der Note des Ständigen Ver-

treters der Bundesrepublik Deutschland vom 26. April 1993, der Antwort des
Generalsekretärs vom 28. April 1993, einem weiteren Schreiben des Generalse-
kretärs vom 11. Mai 1993 und der Antwort des Ständigen Vertreters vom 12. Mai

1993.

(1) Der Vertrag sei zustimmungsbedürftig, da er sich auf Gegenstände der

Bundesgesetzgebung beziehe. Die Grundrechte der Soldaten wÜrden durch die

Überstellung wesentlich berührt. Ihre Dienstpflichten würden neu definiert. Von
den Soldaten werde nach dem Recht der Vereinten Nationen verlangt, daß sie
ihre nationale Loyalität hinter der Loyalität gegenüber den Vereinten Nationen

zurücktreten ließen. Eine wesentliche Berührung von Grundrechten der Soldaten

sei auch wegen der strafrechtlichen Konsequenzen der Überstellung gegeben.
Ohne gesetzliche Regelung werde die rechtmäßige Ausübung eines VN-Mandats
nicht als strafrechtlicher Rechtfertigungsgrund akzeptiert.
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Der Vertrag sei ferner zustimmungsbedürftig, weil er die politischen Bezie-

hungen des Bundes regele. Dies ergebe sich schon aus den Ausführungen der

Bundesregierung, die selbst darauf abstelle, daß die Beteiligung an Friedensstreit-

kräften der Vereinten Nationen für die Rolle der Bundesrepublik in den interna-

tionalen Beziehungen und insbesondere in den Vereinten Nationen von aus-

schlaggebender Bedeutung sei. Da UNOSOM II das Mandat für Zwangsmaßnah-
men nach Kapitel VII SVN besitze, müßten Verträge, mit denen Mitgliedstaaten
für diese Streitmacht Kontingente zur Verfügung stellen, als solche im Sinne des

Art. 43 SVN qualifiziert werden.
(2) Die notwendige parlamentarische Zustimmung liege nicht bereits im Zu-

stimmungsgesetz zur Satzung der Vereinten Nationen. Der Hinweis in Art. 43

SVN auf die verfassungsrechtlichen Verfahren der Mitgliedstaaten beim Abschluß

derartiger Verträge belege, daß solche militärischen Aktivitäten in der Satzung
nicht unmittelbar angelegt seien. Die Mitgliedstaaten seien verpflichtet, über sol-

che Abkommen in positivem Sinne zu verhandeln, nicht aber, sie automatisch

auch abzuschließen.
Selbst wenn man Art. 24 Abs. 2 GG als Modifikation zu Art. 87a Abs. 2 GG

verstehe, könne diese Vorschrift nicht von den üblichen Abschlußverfahren für

völkerrechtliche Verträge dispensieren. Auch ergebe sich aus der Rechtsprechung
zum Wesentlichkeitsprinzip, daß das Zustimmungsgesetz zur Satzung der Ver-

einten Nationen nicht ausreiche. Diesem eine genügend deutliche gesetzgeberi-
sche Entscheidung hinsichtlich soldatischer Loyalitätspflichten von deutschen

Blauhelmen oder strafrechtlicher Rechtfertigungsgründe entnehmen zu wollen,
sei abwegig.

e) Darüber hinaus sei auch Art. 24 Abs. 1 GG verletzt. Die Einordnung von

Kräften der Bundeswehr in internationale Verbände der NATO, der WEU und

der Vereinten Nationen bedeute eine Übertragung von Hoheitsrechten, für die

eine gesetzliche Grundlage fehle.

aa) Eine Übertragung von Hoheitsrechten liege immer dann vor, wenn Perso-

nen, die an sich deutscher Hoheitsgewalt unterstünden, einer internationalen Ho-

heitsgewalt unterstellt würden. Daß die deutsche Hoheitsgewalt vollständig und

unwiderruflich zurückgedrängt werde, sei nicht erforderlich.

(1) Das dem SACEUR übertragene sogenannte &quot;Operational Command&quot; über

das in die Adria entsandte Schiff stelle ebenso wie das dem Oberbefehlshaber der

Seestreitkräfte im Bereich Europa Süd (CINCNAVSOUTH) übertragene &apos;Ope-
rational Control&quot; über die Seeraurnüberwachungsflugzeuge eine solche Übertra-

gung von Hoheitsgewalt dar. Das gelte für die Integration deutscher Soldaten im

AWACS-Verband unter einheitlicher Befehlsstruktur erst recht. Die Tatsache,
daß der deutsche Befehlshaber die Befehlsgewalt jederzeit wieder an sich ziehen

könne, ändere nichts an der Tatsache, daß befohlen werde, einem fremden Befehl

zu folgen. Eben dies sei Übertragung von Hoheitsrechten.
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(2) Auch bei der Bereitstellung deutscher Soldaten für UNOSOM 11 sei Ho-

heitsgewalt übertragen worden. Die Überstellung des deutschen Kontingents an

die Vereinten Nationen sei ein Prozeß der Aus- und Eingliederung: Das deutsche

Kontingent werde aus dem Hoheitsverband des Heimatstaates (jedenfalls in

gewissem Umfang) aus- und in den der Vereinten Nationen eingegliedert.
UNOSOMII sei ein Organ der Vereinten Nationen. Völkerrechtlich würden

Diensthandlungen der Friedensstreitkräfte den Vereinten Nationen zugerechnet.
Intern würden einheitliche, durch die Vereinten Nationen festgelegte Verhaltens-

regeln für die Streitkräfte gelten. Es bestehe eine durchgehende Befehlskette vom
Generalsekretär der Vereinten Nationen über den Oberbefehlshaber der jeweili-
gen Streitmacht und die Befehlshaber der nationalen Kontingente bis zu dem ein-

zelnen Soldaten. Dies ergebe sich aus dem Anforderungsschreiben der Vereinten

Nationen, den &quot;Guidelines for governments contributing troops to

UNOSOM II&quot; sowie aus organisationsinternem Gewohnheitsrecht. Die Bundes-

regierung versuche dieses Ergebnis dadurch zu erschüttern, daß sie auf die von

der üblichen VN-Praxis abweichende Wortwahl &quot;Operational Command&quot; und

&quot;Operational Control&quot; im Kabinettsbeschluß vom 21. April 1993 und in dem
Briefwechsel zwischen dem Generalsekretär und dem Ständigen Vertreter der

Bundesrepublik Deutschland bei den Vereinten Nationen vom 26./28. April 1993

hinweise. Hier werde ein Sprachgebrauch aus der NATO-Terminologie über-

nommen, der sich auf die Verhältnisse der Vereinten Nationen nicht ohne weite-

res übertragen lasse. Die Verwendung der NATO-Begriffe könne jedenfalls nicht
dazu führen, den Bereich Logistik, für den der deutsche Unterstützungsverband
zuständig sei, aus den Befugnissen der Vereinten Nationen herauszudefinieren.

Es könne auch keinem Zweifel unterliegen, daß der UNOSOM II-Befehlsha-
ber die operative Führung über den UNOSOM-Verband insgesamt besitze. Ob
und wann Streitkräfte in den Norden Somalias vorrückten, sei eine Entscheidung
des Generalsekretärs und des Befehlshabers von UNOSOM 11, mit der der Bun-

desminister der Verteidigung nichts zu tun haben könne. Falle diese Entschei-

dung, dann müsse auch das deutsche Kontingent seine logistischen Aufgaben ent-

sprechend der Entscheidung der Vereinten Nationen erfüllen.
Soweit die Absprachen Aufgaben des deutschen Verbandes einschränkten,

könne dies nur den Sinn haben, den zuständigen Befehlshaber von UNOSOM 11

zu hindern, dem Kontingent Befehle zu erteilen, die inhaltlich der vertraglich
vereinbarten Aufgabenstellung widersprächen. Gewollt sei eine gewisse inhalt-
liche Beschränkung der Befehlsgewalt des Generalsekretärs und des Oberbefehls-
habers von UNOSOM Il. Der Tatbestand einer Übertragung von Befehlsgewalt
bleibe jedoch bestehen.

bb) Für diese Übertragungen von Hoheitsrechten fehle eine gesetzliche
Grundlage.
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(1) Die Zustimmungsgesetze zum NATO- und zum WEU-Vertrag seien selbst

dann keine hinreichende Grundlage für eine Übertragung von Hoheitsrechten,

wenn man die Auffassung des Bundesverfassungsgerichts im Pershing-Urteil (vgl.
BVerfGE 68, 1 [98]) zugrunde lege. Sowohl beim Adria- als auch beim AWACS-

Einsatz handele es sich um Einsätze im Rahmen einer gewandelten Zwecksetzung
außerhalb des Programms des NATO- und des WEU-Vertrages.

(2) Hoheitsgewalt sei auf die Vereinten Nationen nicht bereits durch das Zu-

stimmungsgesetz zur Satzung der Vereinten Nationen übertragen worden. Die

VN-Satzung habe keine dem NATO-Vertrag vergleichbare spezifische Zielrich-

tung auf militärische Integration. Im Gegenteil: An der Stelle, an der die Satzung
die militärische Integration anspreche, sage sie ausdrücklich, daß diese nicht zum

unmittelbaren Vertragsprogramm gehöre. Streitkräfte sollten dem Sicherheitsrat

gemäß Art. 43 SVN nur aufgrund besonderer Abkommen zur Verfügung stehen,
die erst von den Unterzeichnerstaaten nach Maßgabe ihres Verfassungsrechts rati-

fiziert werden müßten.

f) Die Bundesregierung habe durch ihre Beschlüsse vom 15. Juli 1992 und vom

2. April 1993 den Verfassungsgrundsatz der Organtreue verletzt. Durch ihren

Beschluß vom 15. Juli 1992 über die Beteiligung der Bundeswehr an Überwa-

chungsmaßnahmen von NATO und WEU habe sie vollendete Tatsachen geschaf-
fen, bevor das Parlament sich mit dem Einsatz habe befassen können. Ihre Ent-

scheidung sei einen Tag vor einer bereits einberufenen gemeinsamen Sitzung des

Auswärtigen Ausschusses und des Verteidigungsausschusses gefallen und bekannt

gegeben worden. Der Vollzug habe wenige Stunden vor der Sitzung begonnen.
Bei der parlamentarischen Debatte vom 26. März 1993 zum Thema des

AWACS-Einsatzes habe die entscheidende Resolution des Sicherheitsrates noch

nicht vorgelegen. Der Grundsatz der Organtreue hätte es erfordert, den Deut-

schen Bundestag nach Ergehen dieser Resolution erneut zu befassen, bevor end-

gültig über den ersten Kampfeinsatz deutscher Soldaten von der Bundesregierung
beschlossen worden wäre.

iv.

Die Antragsgegner halten die Anträge für überwiegend unzulässig, jedenfalls
aber für unbegründet.

2. Die Anträge seien jedenfalls unbegründet.
a) Die Beschlüsse der Bundesregierung über die Beteiligung deutscher Streit-

kräfte an den streitigen Maßnahmen seien mit Art. 87a Abs. 2 GG vereinbar.

aa) Die Beteiligung deutscher Streitkräfte an der Aktion in der A d r 1 a zur

Überwachung des vom Sicherheitsrat verhängten Waffen- und Wirtschaftsembar-

gos sowie an der Operation UN0 S 0M 11 sei kein Einsatz im Sinne von

Art. 87a Abs. 2 GG. Der Einsatzbegriff sei auf Maßnahmen der vollziehenden
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Gewalt unter Ausschluß von sonstigen Verwendungsarten zu beschränken. Allen

im Grundgesetz aufgeführten Arten des Einsatzes der Streitkräfte (Art. 35 Abs. 2

und 3 GG, Art. 87a Abs. 3 und 4 GG) sei gemeinsam, daß diese Einsatzarten -

wie auch immer geartete - Eingriffsbefugnisse einschlössen. Es gehe um hoheitli-
ches Handeln mit der Tendenz zur Zwangsausübung, sei es - bei den Einsätzen

im Innern - auf der Basis der einschlägigen staatlichen Gesetze, sei es - beim

Einsatz zur Verteidigung - auf der Basis des im internationalen bewaffneten Kon-

flikt anwendbaren Völkerrechts. Dieses Verständnis des &quot;Einsetzens&quot; und der

von Art. 87a Abs. 2 GG nicht erfaßten sonstigen Verwendungen entspreche auch
der bisherigen Staatspraxis.

Die für die Aktion in der A d r 1 a bereitgestellten Streitkräfte hätten eine Auf-

gabe, die nicht mit Eingriffsbefugnissen im dargestellten Sinne verbunden sei.
Der NATO-Militärausschuß habe ausdrücklich festgelegt, daß die Überwachung
nicht das Recht umfasse, die Bestimmungen des Embargos auch durchzusetzen.
Auch der Auftrag des Deutschen Unterstützungsverbandes S om a 11 a sei auf hu-
manitäre Hilfe und logistische Unterstützung beschränkt.

bb) Die Beteiligung deutscher Soldaten am NATO- AWA C S-Verband zur

Durchsetzung des vom VN-Sicherheitsrat verhängten Flugverbotes über Bosnien-

Herzegowina sei zwar ein Einsatz im Sinne von Art. 87a Abs. 2 GG, dieser sei

jedoch durch Art. 24 Abs. 2 GG gerechtfertigt. Das gelte auch für die Entsen-

dung des Unterstützungsverbandes S o m a 1 i a, wenn man dessen Aufgabe als mi-
litärischen Einsatz ansehe.

cc) (1) Art. 87a Abs. 2 GG entfalte keine Sperrwirkung gegenüber Art. 24

Abs. 2 GG. Da die Bundesrepublik nach der Präambel des Grundgesetzes als

gleichberechtigtes Glied in einem vereinten Europa dem Frieden der Welt dienen

wolle, müsse angenommen werden, daß schon die Schöpfer des Grundgesetzes
von der Vorstellung ausgegangen seien, die Bundesrepublik werde Rechte und
Pflichten in einem System gegenseitiger kollektiver Sicherheit im Rahmen der

verfassungsrechtlichen Möglichkeiten wahrnehmen. Diese seien hinsichtlich eines

militärischen Beitrags spätestens mit der Einführung des Art. 87a GG a.F. durch
Gesetz vom 19. März 1956 geschaffen worden. Eine Einschränkung der Anwen-

dung von Art. 24 Abs. 2 GG sei mit der Einführung des Art. 87a Abs. 2 GG

nicht beabsichtigt gewesen.

(2) Die Vereinten Nationen seien ein System gegenseitiger kollektiver Sicher-
heit im Sinne dieser Vorschrift. Die Bundesrepublik Deutschland sei seit dem 18.

September 1973 Mitglied der Vereinten Nationen. Sie habe ihren Beitritt ohne
Vorbehalt hinsichtlich der Anwendbarkeit bestimmter Vorschriften der VN-Sat-

zung erklärt. Es könne daher nicht angenommen werden, daß die grundgesetzli-
che Befugnis zur Einordnung in ein System gegenseitiger kollektiver Sicherheit
nicht zugleich die von Verfassungs wegen erteilte Legitimation umfasse, sich an

der Durchführung von satzungsgemäß ergangenen Beschlüssen zu beteiligen. Die
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Auffassung der Antragsteller, militärische Sanktionsmaßnahmen der VN seien

nur auf der Grundlage von Abkommen nach Art. 43 SVN möglich, treffe nicht

zu; diese Norm schließe das Zurverfügungstellen von Truppen an die VN auf

freiwilliger Basis nicht aus.

(3) Ihre Legitimation erführen die Einsätze dadurch, daß Grundlage ein sat-

zungsgemäßer Beschluß eines Systems gegenseitiger kollektiver Sicherheit im

Sinne von Art. 24 Abs. 2 GG sei, dem die Bundesrepublik Deutschland in verfas-

sungsrechtlich zulässiger Weise beigetreten sei. Für Art. 24 Abs. 2 GG sei es

auch unerheblich, daß die Durchsetzung des Flugverbotes nicht von jeweils für

sich allein handelnden Mitgliedstaaten, sondern von der NATO als internationa-

ler Einrichtung im Sinne von Art. 48 Abs. 2 SVN übernommen werde. Dieser

Umstand sei verfassungsrechtlich allein mit Blick auf Art. 59 Abs. 2 Satz 1 GG

oder Art. 24 Abs. 1 GG zu werten.

b) Die Beschlüsse der Bundesregierung verstießen nicht gegen Art. 79 GG.

Der verfassungsändernde Gesetzgeber werde durch die Beteiligung deutscher

Streitkräfte an den Maßnahmen nicht präjudiziert. Soweit die Bundesregierung
durch ihre Beschlüsse eine bestimmte Staatspraxis begründe, komme dieser kein

eigenständiger Normgehalt zu.

c) Die Beschlüsse der Bundesregierung über die Beteiligung deutscher Streit-

kräfte an den Maßnahmen verstießen auch nicht gegen Art. 115a GG. Diese Vor-

schrift begründe keine Entscheidungskompetenz des Bundestages für den Einsatz

der Streitkräfte. Die Entscheidung über den Einsatz der Streitkräfte komme - wie

sich aus Art. 20 Abs. 3 in Verbindung mit Art. 65 GG ergebe - der Bundesregie-
rung zu.

d) Art. 59 Abs. 2 GG sei nicht verletzt.

aa) Die Überwachungsaktion in der Adria und die Durchsetzung des Flugver-
botes über Bosnien-Herzegowina hielten sich im Rahmen des NATO- und des

WEU-Vertrages. Beiden Verträgen habe der Bundestag gemäß Art. 59 Abs. 2

GG zugestimmt. Hauptaufgabe von NATO und WEU sei die gemeinsame Ver-

teidigung gegen bewaffnete Angriffe von dritter Seite. Beide Organisationen seien

jedoch nicht auf den Aufgabenbereich einer reinen Verteidigungsallianz be-
schränkt. Schon die Präambel des NATO-Vertrages erkläre, daß die Parteien ent-

schlossen seien, &quot;ihre Bemühungen für eine gemeinsame Verteidigung u n d für
die Erhaltung des Friedens u n d der Sicherheit zu vereinigen&quot;. Die Orientierung
der NATO an einem weiten Verteidigungsbegriff komme besonders deutlich in
Art. 2 des NATO-Vertrages zum Ausdruck, in dem die Parteien vereinbarten,
zur weiteren Entwicklung friedlicher und freundschaftlicher internationaler Be-

ziehungen bei(zu)tragen&quot;. Auch die Konsultationspflicht des Art. 4 sei umfas-

send, erstrecke sich also auch auf mögliche Krisenfälle außerhalb Europas.
Art. 9 des NATO-Vertrages begründe eine Organisationsgewalt des Rates, de-

ren Umfang dem Aufgabenbereich der Organisation entspreche. Der Brüsseler
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Vertrag enthalte entsprechende Regelungen. Zwar verpflichte weder der NATO-

Vertrag noch der Brüsseler Vertrag die Vertragsparteien, einer Streitpartel der

jugoslawischen Krise Beistand zu leisten. Doch lasse sich beiden Verträgen nicht
entnehmen, daß eine Verwendung von Streitkräften nur gegen einen bewaffneten

Angriff auf eine der Vertragsparteien oder zur Vorbereitung der Abwehr eines
solchen zulässig sein solle.
Zu den notwendigen Aufgaben der NATO und der WEU im Rahmen ihres

allgemeinen Auftrages, die Sicherheit ihrer Mitglieder zu gewährleisten, gehöre
auch die Verfügbarkeit und prinzipielle Bereitschaft, als &quot;internationale Einrich-

tungen&quot; im Sinne des Art. 48 Abs. 2 SVN an der Durchsetzung von Beschlüssen
des Sicherheitsrates mitzuwirken. Alle NATO-Partner gingen davon aus, daß die

freiwillige Unterstützung der Vereinten Nationen bei der Durchsetzung des Ein-

bargos und des Flugverbotes in vollem Umfang dem Bereich des NATO-Vertra-

ges unterfalle. Angesichts der veränderten Sicherheitslage in Europa nach Auflö-

sung des Warschauer Paktes und der Sowjetunion hätten die Mitgliedstaaten von

NATO und WEU in einer Reihe von Erklärungen den Gehalt der Gründungs-
verträge beider Organisationen in der nunmehr gegebenen Lage weiter konkreti-
siert. Im Verständnis der Vertragspartner sei der Rahmen der Verträge dadurch
nicht überschritten worden. Nach den grundlegenden Veränderungen in Europa
hätten NATO und WEU die Gelegenheit, bestimmte Handlungsformen, die ihre

Gründungsverträge ermöglichten, auch tatsächlich zu nutzen. Diese Entwicklung
als Überschreitung der Grenzen der Verträge zu bewerten, hieße, eine durch un-

günstige Umstände bedingte langjährige Beschränkung für rechtlich geboten zu

erklären. Die Mitgliedstaaten der NATO und der WEU hätten die Kommando-
strukturen der Bündnisse für ihre gemeinsamen Aktionen verwendet. Sie hätten
dadurch Aktivitäten, die sie auch allein hätten vornehmen können, lediglich ge-
bündelt. Eine derartige Bündelung der Unterstützungsmaßnahmen für die Ver-
einten Nationen sei im Rahmen von Nordatlantikvertrag und Brüsseler Vertrag
völkervertragsrechtlich zulässig.

bb) Bei der Petersberg-Erklärung handele es sich um einen Beschluß des
WEU-Ministerrates auf der Grundlage des Art. VIII des Brüsseler Vertrages. Die

Erklärung sei lediglich deklaratorisch; sie begründe keine Rechtswirkungen, die
nicht bereits im WEU-Vertrag enthalten seien. Insbesondere begründe sie keine

Verpflichtungen der Mitgliedstaaten.
cc) Der Notenwechsel zwischen der Bundesregierung und den Vereinten Na-

tionen vom 26. und 28. April 1993, betreffend die Überstellung des Unterstüt-

zungskontingents Somalia, stelle zwar eine völkerrechtliche Vereinbarung dar; sie
bedürfe jedoch nicht gemäß Art. 59 Abs. 2 GG der Zustimmung des Bundesta-

ges.

Gegenstände der Bundesgesetzgebung seien nicht berührt. Durch die Einglie-
derung deutscher Einheiten in UNOSOM 11 werde an der soldatenrechtlichen
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Lage der Angehörigen der deutschen Streitkräfte nichts geändert. Der Vertrag
regele auch nicht die politischen Beziehungen des Bundes. Hier liege eine freiwil-

lig übernommene Verpflichtung im konkreten Fall vor, die als von dem Konzept
der Vereinten Nationen umfaßt angesehen werden müsse, das der Bundestag mit

dem Beitrittsgesetz gebilligt habe. Es sei nicht erkennbar, inwiefern hier neue

politische Beziehungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und den Ver-

einten Nationen geregelt werden könnten.

e) Auch Art. 24 Abs. 1 GG sei nicht verletzt.

aa) Die Bundesregierung habe für den AWAC S-Einsatz der NATO, für die

Embargoüberwachung in der A d r i a auch der WEU Streitkräfte zur Verfügung
gestellt; hiermit sei jedoch keine Übertragung von Hoheitsrechten verbunden.

Der Bundesminister der Verteidigung habe &quot;full command&quot; behalten. Die inte-

grierte Kommandostruktur der NATO bestehe in einer Form freiwilliger Zusam-
menarbeit, die keine echte Rechtswirkung von Anordnungen der zentralen

NATO-Stäbe auf einzelne Empfänger innerhalb der Bundeswehr erzeuge. Die

Weisungsgewalt der NATO-Kommandobehörden sei lediglich aus der nationalen

Befehlsgewalt abgeleitet, d.h. sie sei inhaltlich begrenzt und von grundsätzlich
anderer Rechtsnatur. Rechtswirkung erhielten die Befehlsbefugnisse der NATO

erst und allein durch den von deutscher Seite erteilten Befehl zur Kooperation
mit den zuständigen NATO-Stellen. Erst durch einen Anwendungsbefehl der

deutschen Rechtsordnung werde der Befehl einer NATO-Kommandobehörde zu

einem solchen gegenüber Angehörigen der Bundeswehr.

Falls die Ausführungen des Bundesverfassungsgerichts im Pershing-Urteil
(BVerfGE 68, 1 [93 ff.]) so zu verstehen sein sollten, daß auch die allgemeine
NATO-Kommandostruktur ein Fall der Übertragung von Hoheitsrechten sei, so

sei eine solche Übertragung im gegebenen Fall durch das Zustimmungsgesetz
zum NATO-Vertrag gedeckt. Es sei unbestritten, daß der NATO-Vertrag eine

Integration der Kommandostrukturen zum Zweck der Verteidigung ermögliche.
Der Vertrag selbst enthalte keinen Anhaltspunkt dafür, daß die Organisationsge-
walt des Nordatlantikrates auf die Einrichtung von Kommandostrukturen für den

Bündnisfall beschränkt sei. Der Umstand, daß die Voraussetzungen, unter denen

eine Unterstützung der Vereinten Nationen in Frage komme, im Vertrag selbst

nicht genau bestimmt seien, schade nicht. Insgesamt seien die Verwendungsmög-
lichkeiten für Aufgaben der Vereinten Nationen durch deren Satzung erheblich

eingegrenzt; darin liege ein Ausgleich für die relativ starke Unbestimmtheit der

Fälle, in denen die NATO übertragene Hoheitsgewalt zur Friedenssicherung aus-

übe.

Bei den Überwachungsmaßnahmen im Rahmen der WEU bestünden zwei Un-

terschiede gegenüber der Aktion im Rahmen der NATO. Zum einen übe der

Befehlshaber der italienischen Flotte &quot;Operational Control&quot; über die drei See-

raumüberwachungsflugzeuge nicht im Rahmen einer integrierten WEU-Kom-
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mandostruktur aus. Zum anderen handele es sich bei dem Befehlshaber der italie-
nischen Flotte nicht um ein vom WEU-Rat eingesetztes ständiges Organ der

WEU. Er sei jedoch für den Fall, daß Art. 24 Abs. 1 GG anwendbar sei, als eine

zwischenstaatliche Einrichtung anzusehen. Dieser Unterschied führe deshalb
nicht zu einer anderen Beurteilung der Überwachungsaktionen am Maßstab des
Art. 24 Abs. 1 GG.

bb) Auch sei das deutsche Kontingent für U N 0 S 0 M 11 nicht aus dem
Hoheitsverband der Bundesrepublik Deutschland ausgegliedert worden. Die Ein-

gliederung des Verbandes in das System &quot;Operational Control&quot; der Vereinten

Nationen erzeuge keine unmittelbare Durchgriffswirkung auf die deutschen Sol-
daten. Befehle an die Angehörigen des deutschen Unterstützungsverbandes erteile
allein der deutsche Kommandeur. Er erhalte von dem &quot;Commander Logistic
Support Command&quot; der Vereinten Nationen konkrete Aufträge. Diese seien

nicht Befehle im Sinne des deutschen Soldatenrechts. Ihre Wirksamkeit bezögen
sie erst aus der in einem bestimmten Rahmen erfolgten Eingliederung der deut-
schen Einheit in UNOSOM II zur Erfüllung des übernommenen allgemeinen
Auftrags. Das bedeute, daß der deutsche Kommandeur bei jeder Präzisierung des

Auftrages verpflichtet sei, die Einhaltung des Rahmens selbst zu überprüfen und
bei Zweifeln sofort seine vorgesetzte nationale Kommandobehörde einzuschalten.
Der deutsche Kommandeur habe die Rolle eines für die Außenvertretung der

Bundesrepublik Deutschland in der konkreten rechtlichen Beziehung zuständigen
Staatsorgans. An dieses Staatsorgan gelangten die im Rahmen des Mandats auf-

grund des Übereinkommens zwischen den Vereinten Nationen und der Bundes-

republik Deutschland verbindlichen Aufträge der zuständigen VN-Stellen. Der

deutsche Kommandeur setze sie in Befehle nach deutschem Soldatenrecht um.

Hier fehle die für die Übertragung von Hoheitsrechten charakteristische Aus-

schaltung eines deutschen Umsetzungsaktes.
Sei man der Auffassung, daß es sich hier um eine Übertragung von Hoheits-

rechten handele, so müsse die gesetzliche Ermächtigung im Zustimmungsgesetz
zum Beitritt zu den Vereinten Nationen gesehen werden. Das Bundesverfas-

sungsgericht habe angenommen, daß im Nordatlantikvertrag das Programm einer

begrenzten Integration enthalten sei (vgl. BVerfGE 68, 1 [98 ff.]). Ebenso müsse

die hier erfolgte Zuteilung von deutschen Truppen im Rahmen von UNOSOM II

auf der Grundlage einer Resolution des Sicherheitsrates gemäß Kapitel VII SVN

als im System der Vereinten Nationen angelegt angesehen werden.

f) Für die Beteiligung deutscher Streitkräfte an den streitigen Maßnahmen sei

weder ein besonderes Gesetz noch eine konstitutive Beschlußfassung des Deut-

schen Bundestages erforderlich. Die Dienstpflicht der Soldaten sei nicht deswe-

gen auf einen anderen als auf den im Soldatengesetz vorgesehenen Gegenstand
bezogen, weil sie für Zwecke der Vereinten Nationen tätig würden. Eine Aus-

dehnung des Erfordernisses einer Zustimmung des Bundestages auf andere Akte
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als die Vertragsabschlußerklärung nach Art. 59 Abs. 2 GG habe das Bundesver-

fassungsgericht im Pershing-Urteil abgelehnt. Aus den gleichen Gründen scheide
auch eine analoge Anwendung von Art. 87a Abs. 4 oder Art. 115a GG aus.

g) Der verfassungsrechtliche Grundsatz der Organtreue sei nicht verletzt. Es

sei dem Bundeskabinett nicht zumutbar, sich in einer eilbedürftigen, weil mit den

Partnerstaaten abgestimmten Sache wie der Entsendung der betreffenden Einhei-

ten in die Adria zu vertagen. Dem Bundestag hätten alle parlamentarischen Wege
offengestanden, die noch nicht umgesetzte Entscheidung der Bundesregierung zu

kritisieren und auf ihre Rücknahme hinzuwirken. Vor ihrem Beschluß über den

Verbleib deutscher Soldaten im AWACS-Verband habe die Bundesregierung die

Debatte des Bundestages vom 26. März 1993 beobachtet und in ihren Meinungs-
bildungsprozeß einbezogen.

v.

Die Regierungen der Länder Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen,
Schleswig-Holstein und Saarland haben im Verfahren 2 BvE 3/92 eine gemein-
same Stellungnahme abgegeben. Sie schließen sich im wesentlichen dem Vorbrin-

gen der Antragsteller an.

Die CDU/CSU-Fraktion des Deutschen Bundestages hat zu den Verfahren

2 BvE 3/92, 2 BvE 5/93 und 2 BvE 8/93 Stellung genommen und ist dem Vortrag
der Antragsteller entgegengetreten. Sie macht u.a. geltend, die von den Antrag-
stellern primär als verletzt gerügte Vorschrift des Art. 87a Abs. 2 GG sei auf

Einsätze der Streitkräfte im Ausland nicht anwendbar; die Vorschrift regele aus-

schließlich den Einsatz der Streitkräfte im Innern. Der militärische Einsatz der
Armee nach außen sei nur in Grenzen ein taugliches Regelungsthema für die

Verfassung. Die Streitkräfte sollten die Bundesrepublik Deutschland verteidigen,
ihre Bündnisfähigkeit sichern sowie ihre sonstigen völkerrechtlichen Verpflich-
tungen in diesem Zusammenhang erfüllbar machen. Diese Aufgaben seien vom

Verteidigungsauftrag des Art. 87a Abs. 1 GG umfaßt.

vi.

In der mündlichen Verhandlung haben sich neben den Streitpartelen die Be-

vollmächtigten der CDU/CSU-Bundestagsfraktion und der Bevollmächtigte der

Regierungen der Länder Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Schles-

wig-Holstein und Saarland geäußert. Die Beteiligten haben ihr schriftsätzliches

Vorbringen vertieft und ergänzt.
Die an den Verhandlungen und Beratungen über die Notstandsverfassung be-

telligten Herren Senatsdirektor a.D. Professor Dr. Claus Arndt und Generalan-
walt Professor Dr. Carl Otto Lenz sind als Auskunftspersonen zu der Frage
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gehört worden, warum der Parlamentsvorbehalt des Art. 59a GG in diesem Zu-

sammenhang entfallen ist.

Der Untergeneralsekretär der Vereinten Nationen, Petrovsky, und der Special
Adviser UN Yugoslavia, Thavor, haben das Zustandekommen und die möglichen
Inhalte von Vereinbarungen zwischen den Vereinten Nationen und den Mitglied-
staaten über die Bereitstellung nationaler Kontingente für VN-Friedenstruppen
und die Kommandostrukturen innerhalb solcher Truppen erläutert.

General Carstens, Chef des Stabes des Obersten Befehlshabers Europa der

NATO, hat zu Fragen der Kooperation zwischen der NATO und den Vereinten
Nationen Stellung genommen.

B.

c.

Die Anträge sind - soweit zulässig - teilweise begründet.
Die von der Bundesregierung beschlossenen Einsätze deutscher Streitkräfte,

denen jeweils ein vom Sicherheitsrat der Vereinten Nationen erteiltes Mandat zu-

grunde liegt, finden ihre verfassungsrechtliche Grundlage in Art. 24 Abs. 2 GG,
der den Bund ermächtigt, sich einem System gegenseitiger kollektiver Sicherheit
einzuordnen (I.). Die Vorschrift des Art. 87a GG steht dieser Auslegung des
Art. 24 Abs. 2 GG nicht entgegen (11.). Die Beschlüsse der Bundesregierung über
den Einsatz deutscher Streitkräfte in Somalia und ihr hierauf bezüglicher Brief-
wechsel mit dem Generalsekretariat der Vereinten Nationen sind mit Art. 59

Abs.2 GG vereinbar. Im übrigen kann wegen Stimmengleichheit im Senat nicht

festgestellt werden, daß die Bundesregierung gegen Art. 59 Abs. 2 Satz 1, 1.

Alternat. GG verstoßen hat (III.). Alle Einsatzentscheidungen bedurften jedoch
einer vorherigen konstitutiven Zustimmung des Bundestages (IV.).

1. Art. 24 Abs. 2 GG

1. Art. 24 Abs. 2 GG ermächtigt den Bund, sich zur Wahrung des Friedens
einem System gegenseitiger kollektiver Sicherheit einzuordnen. Diese Ermächti-

gung berechtigt den Bund nicht nur zum Eintritt in ein solches System und zur

Einwilligung in damit verbundene Beschränkungen seiner Hoheitsrechte. Sie bie-
tet vielmehr auch die verfassungsrechtliche Grundlage für die Übernahme der mit
der Zugehörigkeit zu einem solchen System typischerweise verbundenen Aufga-
ben und damit auch für eine Verwendung der Bundeswehr zu Einsätzen, die im
Rahmen und nach den Regeln dieses Systems stattfinden.
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Ein System gegenseitiger kollektiver Sicherheit stützt sich regelmäßig auch auf

Streitkräfte, die dazu beitragen, den Auftrag des Systems zu erfüllen, und als

ultima ratio gegen einen Friedensstörer eingesetzt werden können. Die Mitglied-
staaten müssen daher grundsätzlich bereit sein, der Sicherheitsorganisation zur

Wahrung oder Wiederherstellung des Friedens auch militärische Mittel zur Ver-

fiigung zu stellen (vgl. dazu Delbr5ck, Collective Security; in: Bernhardt [ed.]
Encyclopedia of Public International Law, Instalment 3, 1982, S. 104 [106]).

Schon im Verfassungskonvent auf Herrenchiemsee wurde an die Möglichkeit
einer Zugehörigkeit der Bundesrepublik zu einem System gegenseitiger kollekti-

ver Sicherheit gedacht:
&quot;Das Deutsche Volk ist gewillt, künftighin auf den Krieg als Mittel der Politik zu

verzichten und hieraus die Folgerungen zu ziehen. Um aber nicht wehrlos fremder Ge-

walt preisgegeben zu sein, bedarf es der Aufnahme des Bundesgebietes in ein System
kollektiver Sicherheit, das ihm den Frieden gewährleistet. Nach der einmütigen Auffas-

sung des Konvents muß der Bund bereit sein, im Interesse des Friedens und einer dau-

erhaften Ordnung der europäischen Verhältnisse in die sich aus einem solchen System
ergebenden Beschränkungen seiner Hoheitsrechte einzuwilligen. Zwar wird damit dem

deutschen Volk eine Vorleistung zugemutet. Nach dem, was im Namen des deutschen

Volkes geschehen ist, ist aber eine solche Vorleistung, die entsprechende Leistungen der

anderen beteiligten Staaten im Gefolge hat, angebracht.&quot;
(Bericht über den Verfassungskonvent auf Herrenchiemsee vom 10. bis 23.

August 1948, in: Der Parlamentarische Rat 1948-1949. Akten und Protokolle,
Bd. 2,1981, Dokument Nr. 14, S. 504ff. [517]).

Gleiches gilt für den Parlamentarischen Rat (vgl. etwa die Äußerung des Abge-
ordneten Dr. Carlo Schmid im Hauptausschuß, 6. Sitzung vom 19. November

1948, Sten.Prot. S. 6*9ff. [70f.]). Der Verfassunggeber von 1949 war sich in die-

sem Zusammenhang der - auch militärischen - Voraussetzungen für ein effektives

System kollektiver Sicherheit und einer entsprechenden Verpflichtung auch der

Bundesrepublik Deutschland durchaus bewußt (vgl. oben A. 1. 1. b. Art. 24

Abs. 2 GG sollte einen Beitritt der Bundesrepublik Deutschland zu einem System
kollektiver Sicherheit - einschließlich seiner Möglichkeiten zu militärischen Sank-

tionen - verfassungsrechtlich eröffnen.

2. Art. 24 Abs. 2 GG regelt die Beteiligung Deutschlands an einem System
gegenseitiger kollektiver Sicherheit sowie die Einwilligung in die damit verbun-

dene Beschränkung von Hoheitsrechten einschließlich militärischer Kommando-

befugnisse. Zur Friedenswahrung darf die Bundesrepublik Deutschland auf der

Grundlage dieser Vorschrift in eine &quot;Beschränkung&quot; ihrer Hoheitsrechte einwilli-

gen, indem sie sich an Entscheidungen einer internationalen Organisation bindet,
ohne dieser damit schon im Sinne des Art. 24 Abs. 1 GG Hoheitsrechte zu über-

tragen.
Die Frage nach den verfassungsrechtlichen Voraussetzungen und Grenzen für

eine Einräumung von Hoheitsrechten an zwischenstaatliche Einrichtungen gemäß
Art. 24 Abs. 1 GG stellt sich nicht, da die Teilnahme deutscher Streitkräfte an
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friedenssichernden Operationen von Systemen gegenseitiger kollektiver Sicher-

heit deren Einordnung in ein solches Organisationssystem zur Folge hat, nicht
aber dem System die Kompetenz zuweist, Hoheitsbefugnisse mit unmittelbarer

Wirkung im innerstaatlichen Bereich auszuüben.

a) aa) Der Tatbestand eines Systems gegenseitiger kollektiver Sicherheit&quot; hat

völkerrechtlich zur Zeit der Entstehung des Grundgesetzes unterschiedliche

Deutungen erfahren (vgl. Tomuschat, BK, Art. 24 [Zweitbearbeitung 1985],
Rdnr. 132f.); und er wird bis heute nicht einheitlich interpretiert (vgl. einerseits

Randelzhofer, in: Maunz/Dürig, Kommentar zum GG, Art. 24 Abs. 2, 1992,
Rdnr. llf. m.N.; andererseits Doehring, in: HStR VII 1992, § 177 Rdnr. 4ff.;
Wolfrum, ebd., § 176 Rdnrn. lf., 17). Auch im Parlamentarischen Rat bestan-
den keine klaren Vorstellungen über den Tatbestand der gegenseitigen kollekti-

ven Sicherheit. Der Abg. Dr. von Mangoldt verwies im Ausschuß für Grund-

satzfragen darauf, daß das System gegenseitiger kollektiver Sicherheit das Welt-

system der Vereinten Nationen sei, dieses aber auch durch den Art. 53 SVN die

regionalen Pakte zulasse. Dem stimmte der Abg. Dr. Carlo Schmid zu: &quot;Die

einzige echte Realität auf dem Gebiet der Sicherheit, die im Rahmen der UN

geschaffen worden ist, sind die regionalen Pakte&quot; (20. Sitzung des Ausschusses
für Grundsatzfragen vom 10. November 1948 [Wortprotokoll], in: Der Parla-
mentarische Rat 1948-1949. Akten und Protokolle, Bd. 5/2, 1993, Dokument

Nr. 25, S. 521 [543]). Damals bestand - neben dem auf dem Rio-Pakt vom 2.

September 1947 (UNTS 21, 78) basierenden interamerikanischen Sicherheitssy-
stern und der 1945 gegründeten Arabischen Liga (Satzung vom 22. März 1945,
UHTS 70, 248) - nur eine Organisation, die als regionale Abmachung oder Ein-

richtung im Sinne der Art. 52f. SVN qualifiziert werden kann: die durch den
Brüsseler Pakt vom 17 März 1948 (UNTS 19, 51) konstituierte Westeuropäi-
sche Union.

Während diese Äußerungen darauf hindeuten, daß das in Art. 24 Abs. 2 GG

gemeinte &quot;System gegenseitiger kollektiver Sicherheit&quot; sowohl Bündnisse zur

Friedenswahrung unter den Mitgliedern als auch Sicherheitsbündnisse um-

schließt, die potentielle Angreifer mit Hilfe einer gegenseitigen Beistandsver-

pflichtung abschrecken, werden spätere Äußerungen des Abg. Dr. Carlo
Schmid für eine Einengung des Begriffs ausschließlich auf ein nach innen gerich-
tetes, unter den Mitgliedstaaten friedenstiftendes System in Anspruch genom-
men. Gegenüber dem Antrag des Abg. Dr. Menzel, statt &quot;gegenseitiger kollek-

tiver Sicherheit&quot; den Begriff &quot;gemeinsame Sicherheit&quot; zu verwenden, erklärte
der Abg. Dr. Carlo Schmid, daß der Begriff &quot;kollektive Sicherheit&quot; ein tenninus

technicus sei. &quot;Unter &apos;kollektiver Sicherheit&apos; ist etwas ganz Präzises zu verste-

hen, eine Institution aus dem großen Gebiet des Kriegsverhütungsrechts, das in

den modernen Lehrbüchern als besonderer Abschnitt des Systems des positiven
Völkerrechts behandelt zu werden pflegt&quot; (Hauptausschuß, 6. Sitzung vom 19.
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November 1948, Sten.Prot., S. 69 [70f.]). Was das Völkerrecht allerdings unter

diesem Begriff versteht, wird nicht ausdrücklich gesagt.
Den Begriff erläuterte von Mangoldt in einer ersten Kommentierung des Art. 24

GG als einen offenen Tatbestand: &quot;Unter einem System kollektiver Sicherheit wird

in der völkerrechtlichen Theorie ein bündisches System der internationalen Frie-

denssicherung verstanden Für seine Verwirklichung stehen, wie in neuerer Zeit

zunehmend erkannt worden ist, verschiedene Möglichkeiten und unterschiedliche

Rechtsformen, von Defensivbündnissen über Neutralisierungen zu universalen

Gemeinschaften, wie Völkerbund und Vereinten Nationen, zur Verfügung (Das
Bonner Grundgesetz, Kommentar, 1. Aufl., 1953, Art. 24, Erl. 4).

bb) Ausdrückliches Regelungsziel des Art. 24 Abs. 2 GG war es, ein staaten-

übergreifendes System der Friedenssicherung zu schaffen, das der Bundesrepublik
Deutschland zudem die militärische Sicherheit geben sollte, die sie damals schon

mangels eigener Streitkräfte nicht gewährleisten konnte. Die Bundesrepublik baut

insoweit zur Friedenssicherung auf die Mitgliedschaft in einem System mit anderen

Staaten. Der Begriff &quot;gegenseitiger kollektiver Sicherheit&quot; sollte klarstellen, daß

die Bundesrepublik Deutschland durch die Einordnung in ein solches System nicht

lediglich Pflichten übernimmt, sondern als Gegenleistung auch das Recht auf Bei-

stand durch die anderen Vertragspartner er-wirbt; jeder Staat soll gleichzeitig Ga-

rant und Garantieempfänger sein (vgl. oben zu a) aa) sowie Tomuschat, a.a.O.,
Rdnr. 139). Das System gegenseitiger kollektiver Sicherheit begründet durch ein

friedenssicherndes Regelwerk und den Aufbau einer eigenen Organisation für je-
des Mitglied einen Status völkerrechtlicher Gebundenheit, der wechselseitig zur

Wahrung des Friedens verpflichtet und Sicherheit gewährt. Ob das System dabei

ausschließlich oder vornehmlich unter den Mitgliedstaaten Frieden garantieren
oder bei Angriffen von außen zum kollektiven Beistand verpflichten soll, ist uner-

heblich.
Auch der Hinweis im Parlamentarischen Rat auf die Vereinten Nationen (vgl.

oben aa begründet für die Auslegung des Art. 24 Abs. 2 GG keine strikte Gegen-
läufigkeit von kollektiver Sicherheit und kollektiver Selbstverteidigung. Schon die

Satzung der Vereinten Nationen läßt in Art. 51 nicht nur die individuelle, sondern

auch die kollektive Selbstverteldigung gegen einen bewaffneten Angriff zu. Sie

bildet für die VN-Mitglieder die völkerrechtliche Grundlage für heute existierende

Verteidigungsbündnisse wie z.B. NATO und WEU. Insoweit bestätigt die Sat-

zung, daß sich zur Wahrung des internationalen Friedens eine Organisationsform,
in der alle Mitglieder einem Angegriffenen bei einem Angriff eines Mitgliedstaates
beistehen, und eine solche, in der sich die Mitgliedstaaten zur gegenseitigen Unter-

stützung bei einem Angriff durch einen Nicht-Mitgliedstaat verpflichten, ergän-
zen. Auch Bündnisse kollektiver Selbstverteidigung können somit Systeme gegen-

seitiger kollektiver Sicherheit im Sinne des Art. 24 Abs. 2 GG sein, wenn und

soweit sie strikt auf die Friedenswahrung verpflichtet sind.
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b) Die Vereinten Nationen sind ein System gegenseitiger kollektiver Sicherheit
im Sinne von Art. 24 Abs. 2 GG. Sie sind darauf angelegt, Streitigkeiten unter

ihren Mitgliedern auf friedliche Weise beizulegen und notfalls durch Einsatz von

Streitkräften den Friedenszustand wiederherzustellen. Dabei sind die Mitglied-
staaten zu entsprechender Zusammenarbeit verpflichtet. Die Charta der Verein-

ten Nationen beschränkt die einzelnen Mitglieder in der Wahrnehmung ihrer Ho-

heitsrechte; insbesondere sind die Beschlüsse des Sicherheitsrates gemäß Art. 25

SVN bindend und müssen nach Maßgabe dieser Bindung von den Mitgliedstaaten
ausgeführt werden.

c) Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Urteil vom 18. Dezember 1984

das Zusammenwirken von Washingtoner Vertrag, Aufenthaltsvertrag und

Deutschlandvertrag in seinen Auswirkungen auf die deutsche Gebietshoheit als

Einräumung von Hoheitsrechten im Sinne des Art. 24 Abs. 1 GG qualifiziert
(BVerfGE 68, 1 [80f., 93ff.]). Dort ist offengeblieben, ob die NATO ein System
gegenseitiger kollektiver Sicherheit im Sinne des Art. 24 Abs. 2 GG ist (a.a.O.,
S.95). Diese Frage bedarf nunmehr unter dem Blickwinkel einer Entscheidung,
daß NATO und WEU Mandate des VN-Sicherheitsrates im ehemaligen Jugosla-
wien unter deutscher Beteiligung ausführen und dabei integrierte Strukturen der
NATO in Anspruch nehmen. Die Einwilligung in die Beschränkung deutscher
Hoheitsrechte, die mit der Einordnung in solche Strukturen unter Überlassung
militärischer Kommandogewalt verbunden ist, muß am Maßstab des Art. 24

Abs. 2 GG gemessen werden.
Die NATO bildet ein Sicherheitssystem, in dem die Mitglieder &quot;ihre Bemü-

hungen für die gemeinsame Verteidigung und für die Erhaltung des Friedens und
der Sicherheit vereinigen&quot; (Präambel des NATO-Vertrages). Sie verfolgt dieses
Ziel gemäß Art. 5 des NATO-Vertrages insbesondere dadurch, daß sie einem

Angriff gegen eine der Vertragsparteien eine Bündnisverpflichtung entgegenstellt,
nach der jede der Vertragsparteien einen solchen Angriff als gegen alle Vertrags-
partner gerichtet ansehen wird. Dabei beanspruchen die Vertragsparteien für den

Bündnisfall, die in Art. 51 SVN anerkannten Rechte individueller oder kollekti-
ver Selbstverteidigung wahrzunehmen. Die NATO dient der Wahrung des Frie-
dens auch dadurch, daß die Vertragsparteien sich nach Art. 1 des NATO-Vertra-

ges verpflichten, Streitfälle, an denen sie beteiligt sind, mit friedlichen Mitteln zu

lösen. Sie zeichnet sich überdies durch die Ausbildung hochdifferenzierter inte-

grierter militärischer Kommandostrukturen und die Aufstellung gemeinsamer
Verbände vor herkömmlichen Militärallianzen aus und bewirkt damit nicht zu-

letzt, daß die Streitkräfte der Mitgliedstaaten in einer Weise miteinander verfloch-
ten werden, die die Sicherheit unter ihnen selbst erhöht. Außerdem begründet
Art. 4 des NATO-Vertrages eine Konsultationspflicht für alle Partnerstaaten in
Krisenfällen.
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Damit ist die NATO durch ein friedenssicherndes Regelwerk und den Aufbau

einer Organisation gekennzeichnet, die es zulassen, sie als System gegenseitiger
kollektiver Sicherheit im Sinne des Art. 24 Abs. 2 GG zu bewerten.

3. Die Einordnung Deutschlands in ein System gegenseitiger kollektiver Si-

cherheit bedarf nach Art. 24 Abs. .2 in Verbindung mit Art. 59 Abs. 2 Satz 1 GG

der Zustimmung des Gesetzgebers. Dieser Gesetzesvorbehalt überträgt dem Bun-

destag als Gesetzgebungsorgan ein Mitentscheidungsrecht im Bereich der auswär-

tigen Angelegenheiten (vgl. BVerfGE 68, 1 [84f.]) und begründet insoweit ein

Recht des Bundestages im Sinne von 5 64 Abs. 1 BVerfGG.

Hat der Gesetzgeber der Einordnung in ein System gegenseitiger kollektiver

Sicherheit zugestimmt, so ergreift diese Zustimmung auch die Eingliederung von

Streitkräften in integrierte Verbände des Systems oder eine Beteiligung von Solda-

ten an militärischen Aktionen des Systems unter dessen militärischem Kom-

mando, soweit Eingliederung oder Beteiligung in Gründungsvertrag oder Sat-

zung, die der Zustimmung unterlegen haben, bereits angelegt sind. Die darin

liegende Einwilligung in die Beschränkung von Hoheitsrechten umfaßt auch die

Beteiligung deutscher Soldaten an militärischen Unternehmungen auf der Grund-

lage des Zusammenwirkens von Sicherheitssystemen in deren jeweiligem Rah-

men, wenn sich Deutschland mit gesetzlicher Zustimmung diesen Systemen ein-

geordnet hat.

4. Die Mitwirkung eines deutschen Kontingents an der VN-Aktion UNO-

SOM 11 findet in Art. 24 Abs. 2 GG ihre verfassungsrechtliche Rechtfertigung.
Die ihr zugrundeliegende Vereinbarung bedurfte nicht einer gesonderten Zustim-

mung des Gesetzgebers.
a) Die deutsche Beteiligung an friedenssichernden Operationen der Vereinten

Nationen ist durch Art. 24 Abs. 2 GG verfassungsrechtlich legitimiert. Friedens-

truppen und ihre friedenssichernden Aufgaben sind Bestandteil des Systems kol-

lektiver Sicherheit der Vereinten Nationen, wie es sich in der praktischen Hand-

habung der VN-Satzung entwickelt und in das sich die Bundesrepublik Deutsch-

land durch den mit gesetzlicher Zustimmung im Jahre 1973 vollzogenen Beitritt

eingeordnet hat. Nehmen die zuständigen Organe der Vereinten Nationen Auf-

gaben, Kompetenzen und Befugnisse wahr, die in der Satzung angelegt sind, so

bildet die gemäß Art. 24 Abs. 2 GG vollzogene Einordnung die verfassungsrecht-
liche Grundlage auch für eine Beteiligung deutscher Streitkräfte an den durch

Beschlüsse des Sicherheitsrates autorisierten friedenssichernden Operationen der

Vereinten Nationen.

Dies ist bei dem vom Sicherheitsrat erteilten Mandat für UNOSOM II der

Fall, auch wenn dabei Organisationsformen und Handlungsbefugnisse aus Kapi-
tel VI und VII der VN-Satzung kombiniert worden sind.

b) Die mit der Übertragung von Operational Control auf den Oberbefehlsha-

ber von UNOSOM II gemäß dem Bnefwechsel zwischen dem Generalsekretarlat

der Vereinten Nationen und dem Ständigen Vertreter Deutschlands bei den Ver-
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einten Nationen verbundene Beschränkung von Hoheitsrechten ist durch das Zu-

stimmungsgesetz zum Beitritt der Bundesrepublik Deutschland zur Charta der
Vereinten Nationen vom 6. Juni 1973 gedeckt.

Art. 42 SVN sieht vor, daß der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen die zur

Wahrung oder Wiederherstellung des Weltfriedens erforderlichen militärischen

Zwangsmaßnahmen mit ihm zur Verfügung stehenden Streitkräften durchführen
kann. Zwar kann der Sicherheitsrat Mitgliedstaaten ohne Abkommen gemäß
Art. 43 SVN nicht dazu verpflichten, Streitkräfte zur Verfügung zu stellen; Mili-
täreinsätze können aber mit ad hoc freiwillig gestellten Truppen unter einer Be-

fehlsgewalt der Vereinten Nationen durchgeführt werden (vgl. Frowein, in:

Simma [Hrsg.], Charta der Vereinten Nationen, Kommentar, Art. 43 Rdnr. 18).
Bei den von den Vereinten Nationen seit 1956 durchgeführten peace-keeping-

Operationen wird regelmäßig zwischen den Regierungen der Entsendestaaten
und den Vereinten Nationen ein Verfahren zur Aufstellung der Friedenstruppen
abgesprochen und praktiziert, bei dem die den Vereinten Nationen zur Verfü-

gung gestellten nationalen Kontingente in die Organisation der Vereinten Natio-

nen integriert und zum Zweck der gemeinsamen Führung einer begrenzten Be-

fehlsgewalt eines VN-Kommandeurs unterstellt werden (vgl. Bothe, in: Simma

[Hrsg.], Charta der Vereinten Nationen, Kommentar, nach Art. 38 Rdnr. 61 ff.).
In diese Praxis der Aufstellung von Friedenstruppen, die unter einheitlichem VN-
Kommando operieren, ordnet sich die Vereinbarung über die deutsche Beteili-

gung am Somalia-Einsatz der Vereinten Nationen ein.

5. Auch die Beteiligung deutscher Streitkräfte an der von NATO und WEU

durchgeführten Überwachung des vom Sicherheitsrat mit den Resolutionen
Nrn. 713 und 757 beschlossenen Waffen- und Handelsembargos gegen Restjugo-
slawien in der Adria und an der Überwachung und Durchsetzung des vom Si-
cherheitsrat verhängten Flugverbots im Luftraum über Bosnien-Herzegowina
durch den NATO-AWACS-Verband gemäß den Sicherheitsrats-Resolutionen
Nrn. 781 und 816 findet ihre verfassungsrechtliche Grundlage in Art. 24 Abs. 2

GG in Verbindung mit den Zustimmungsgesetzen zum Beitritt zum Nordatlan-

tikvertrag (BGBl. 1955 11 S. 256) und zur Charta der Vereinten Nationen (BGBl.
1973 11 S. 430) (a). Die Teilnahme deutscher Streitkräfte an diesen Operationen in

integrierten NATO-Verbänden ist durch diese Zustimmungsgesetze gedeckt (b).
a) aa) Dem Sicherheitsrats-Beschluß Nr. 713, der ein bindendes Waffenem-

bargo gegen Jugoslawien anordnete, liegt die Feststellung zugrunde, die fortdau-
ernden Kampfhandlungen in Jugoslawien und deren Auswirkungen auf die Län-
der der Region stellten eine Bedrohung des Weltfriedens und der internationalen
Sicherheit dar. In der Resolution Nr. 757 konstatiert der Sicherheitsrat, daß die
Situation in Bosnien und Herzegowina und anderen Teilen der ehemaligen Sozia-
listischen Föderativen Republik Jugoslawien friedensbedrohend sei, und ahndet
eine der neu gegründeten FöderatiVen Republik Jugoslawien zugerechnete, an-
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dauernde Mißachtung der territorialen Integrität und Unabhängigkeit Bosnien-

Herzegowinas mit wirtschaftlichen Sanktionen. Beide Resolutionen stützen sich

auf das Kapitel VII SVN.

Mit dem Erlaß eines Flugverbots über Bosnien-Herzegowina durch Sicherheits-

rats-Resolution Nr. 781 wurde der Sicherheitsrat tätig &quot;gemäß den Bestimmungen
der Resolution Nr. 770 (1992), mit denen bezweckt wurde, die Sicherheit der

Auslieferung humanitärer Hilfsgüter in Bosnien und Herzegowina zu gewährlei-
sten&quot;. In dieser Resolution Nr. 770 (1992) vom 13. August 1992 (VN 1992, S. 216)
hatte der Sicherheitsrat seine Feststellung über die friedensbedrohende Lage in

Bosnien und Herzegowina wiederholt und unter Berufung auf Kapitel VII SVN

die Staaten aufgefordert, alle erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um die Aus-

lieferung humanitärer Hilfsgüter in Sara)evo, und in allen anderen Teilen Bosniens

und Herzegowinas zu erleichtern.

bb) Der Einsatz integrierter NATO-Verbände bei der Überwachung des von

den Vereinten Nationen verhängten Embargos gegen Restjugoslawien stützt sich

auf die zu seiner Durchsetzung autorisierenden Sicherheitsrats-Resolutionen Nrn.

713, 724 und 757 Wie den angegriffenen Beschlüssen des WEU-Ministerrates und

des NATO-Außenministerrates vom 10. Juli 1992 zu entnehmen ist, wollen WEU

und NATO mit ihrer untereinander koordinierten Seeüberwachungsoperation die

nach Kapitel VII SVN ergangene Resolution Nr. 757 des Sicherheitsrates ausfüh-

ren, in der alle Staaten u.a. dazu aufgefordert werden, mit dem durch Resolution

Nr. 724 eingesetzten Ausschuß zusammenzuarbeiten und diesem Informationen

über Embargo-Verstöße zu übermitteln.

Durch die im Rahmen von NATO und WEU durchgeführten Operationen
leisten deren Mitgliedstaaten ihren Beitrag zur Durchsetzung des für sie als Mit-

glieder der Vereinten Nationen gemäß Art. 41 in Verbindung mit Art. 48 SVN

verbindlichen Embargos. Im institutionellen Rahmen dieser internationalen Orga-
nisationen erfüllen die daran beteiligten Mitgliedstaaten ihre Pflicht zur Unterstüt-

zung der Sicherheitsrats-Beschlüsse. NATO und WEU werden auf diese Weise in

das VN-Friedenssicherungssystein einbezogen. Sie stützen ihr Handeln ausweis-

lich der Ratsbeschlüsse vom 10. Juli 1992 auf die die Mitgliedstaaten der Vereinten

Nationen autorisierenden Sicherheitsrats-Beschlüsse Nrn. 713, 724 und 757

Gleiches gilt für die von der NATO ausgeführte Aufgabe, mit ihrem Frühwarn-

verband AWACS das vom Sicherheitsrat der Vereinten Nationen verhängte Flug-
verbot im Luftraum über Bosnien-Herzegowina gemäß den Resolutionen Nrn.

781 und 816 zu überwachen und seine Einhaltung nötigenfalls militärisch durchzu-

setzen.

b) Bei den hier zu beurteilenden Einsätzen haben NATO-Kommando-Behör-

den Operational Control über deutsche Streitkräfte. Das gilt sowohl für die an der

Seeüberwachung des Embargos beteiligten Marinestreitkräfte als auch für die im

AWACS-Verband mitwirkenden Soldaten.
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Der Eingliederung deutscher Streitkräfte in integrierte Verbände der NATO
hat der deutsche Gesetzgeber durch den Beitritt zum Nordatlantikvertrag zuge-
stimmt (vgl. BVerfGE 68, 1 [99ff.]). Diese Zustimmung umfaßt auch den Fall,
daß integrierte Verbände im Rahmen einer Aktion der Vereinten Nationen, deren

Mitglied die Bundesrepublik Deutschland ist, eingesetzt werden.

11. Art. 87a GG

Art. 87a GG steht der Anwendung des Art. 24 Abs. 2 GG als verfassungs-
rechtliche Grundlage für den Einsatz bewaffneter Streitkräfte im Rahmen eines

Systems gegenseitiger kollektiver Sicherheit nicht entgegen. Nach Art. 87a Abs. 1

Satz 1 GG stellt der Bund &quot;Streitkräfte zur Verteidigung&quot; auf; nach Art. 87a

Abs. 2 GG dürfen diese Streitkräfte &quot;außer zur Verteidigung&quot; nur eingesetzt wer-

den, soweit das Grundgesetz es ausdrücklich zuläßt. Die mannigfachen Mei-

nungsverschiedenheiten darüber, wie in diesem Zusammenhang die Begriffe der

&quot;Verteidigung&quot; und des &quot;Einsatzes&quot; auszulegen sind, und ob Art. 87a Abs. 2 GG
als eine Vorschrift zu verstehen ist, die nur den Einsatz der Streitkräfte &quot;nach
innen&quot; regeln will, bedürfen in den vorliegenden Verfahren keiner Entscheidung.
Denn wie immer dies zu beantworten sein mag, jedenfalls wird durch Art. 87a

GG der Einsatz bewaffneter deutscher Streitkräfte im Rahmen eines Systems ge-
genseitiger kollektiver Sicherheit, dem die Bundesrepublik Deutschland gemäß
Art. 24 Abs. 2 GG beigetreten ist, nicht ausgeschlossen. Ebenso kann unentschie-
den bleiben, ob und gegebenenfalls inwieweit Art. 87a Abs. 1 und 2 GG kompe-
tenzschützenden Charakter hat und Rechte des Bundestages im Sinne des 5 64

BVerfGG begründet.
Art. 24 Abs. 2 GG gehört zu denjenigen Vorschriften, die von Beginn an

Bestandteil des Grundgesetzes waren. Wie dargelegt (oben 1.), bietet die Bestim-

mung auch die Grundlage für eine Verwendung der Bundeswehr zu Einsätzen,
die im Rahmen und nach den Regeln eines Systems gegenseitiger kollektiver Si-
cherheit stattfinden. Daß der verfassungsändernde Gesetzgeber daran, insbeson-
dere bei Gelegenheit der Ergänzungen des Grundgesetzes durch die Gesetze vom
26. März 1954 (BGBl. 1 S. 45), vom 19. März 1956 (BGBl. 1 S. 111) und vom 24.

Juni 1968 (BGBl. 1 S. 709), etwas geändert hätte, ist nicht ersichtlich. Das gilt vor
allem für die Einfügung der Notstandsverfassung in das Grundgesetz. Hierbei

ging es nicht darum, Mitwirkungsmöglichkeiten Deutschlands im Rahmen etwa

der Vereinten Nationen zu schmälern, denen die Bundesrepublik damals noch
nicht beigetreten war und denen beizutreten aus damaliger Sicht auch auf abseh-
bare Zeit nicht möglich zu sein schien; diese Frage lag außerhalb dessen, was

zwischen den Beteiligten in diesem Zusammenhang den Gegenstand der Ver-

handlung bildete. Ihre Aufmerksamkeit war vielmehr darauf gerichtet, den Ver-

fassungsvorbehalt des Art. 143 des Grundgesetzes in der Fassung vom 19. März
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1956 (BGBl. I S. 111) auszufüllen und im Grundgesetz nunmehr auch die Vor-

aussetzungen zu regeln, unter denen die Streitkräfte im Falle eines inneren Not-

standes eingesetzt werden dürfen. Darüber hinaus sollte die Notstandsverfassung
weder neue Einsatzmöglichkeiten der Streitkräfte schaffen noch im Grundgesetz
bereits zugelassene beschränken.

Das wird auch durch die Motive belegt. So sollte nach dem Bericht des Rechts-

ausschusses durch Art. 87a Abs. 2 GG verhindert werden, daß &quot;ungeschriebene
Zuständigkeiten aus der Natur der Sache&quot; abgeleitet werden. Nicht dagegen soll-

ten Befugnisse ausgeschlossen werden, &apos;die sich aus einem Wortzusammenhang
mit der Verteidigungskompetenz ergeben&quot; (Bericht des Rechtsausschusses,
BTI)rucks. V/2873, S. 13). Maßgeblich war demnach das Ziel, die Möglichkeiten
für einen Einsatz der Bundeswehr im Innern durch das Gebot strikter Texttreue

zu begrenzen. Die schon im ursprünglichen Text des Grundgesetzes zugelassene
Mitgliedschaft in einem System gegenseitiger kollektiver Sicherheit und die damit

mögliche Teilnahme deutscher Streitkräfte an Einsätzen im Rahmen eines solchen

Systems sollten nicht eingeschränkt werden.

III. Art. 59 Abs. 2 Satz 1 GG

1. a) Art. 59 Abs. 2 Satz 1, 1. Alternat. GG behält dem Gesetzgeber das Recht

der Zustimmung zu völkerrechtlichen Verträgen vor, welche die politischen Be-

ziehungen des Bundes regeln. Damit wird, abweichend vom Grundsatz der Ge-

waltengliederung, nach dem die Außenpolitik eine Funktion der Regierung ist

(vgl. BVerfGE 68, 1 [85f.]), den Gesetzgebungsorganen ein Mitwirkungsrecht im

Bereich der Exekutive eingeräumt (vgl. BVerfGE 1, 351 [369]; 1, 372 [394]).
Soweit es reicht, verleiht es dem Parlament eine eigene politische Mitwirkungsbe-
fugnis, deren Ausübung sich - funktionell betrachtet - als ein Regierungsakt in

der Form eines Bundesgesetzes darstellt (BVerfGE 1, 372 [395]). Dem Parlament

ist insoweit eine Sachkompetenz zuerkannt. Die Regelung soll sicherstellen, daß

Bindungen durch Verträge der in Art. 59 Abs. 2 Satz 1 GG genannten Art nicht

ohne Zustimmung des Bundestages eintreten (vgl. BVerfGE 68, 1 [88]). Das Er-

fordernis vorheriger Zustimmung soll das Parlament davor schützen, daß sein

Kontrollrecht dadurch unterlaufen wird, daß ein Vertrag eine völkerrechtliche

Bindungswirkung erzeugt, die durch eine spätere parlamentarische Mißbilligung
nicht mehr beseitigt werden kann (Grewe, in: HStR Ill, 1988, 5 77 Rdnr. 59).
Geschichtlich gesehen drückt sich darin eine Tendenz zur verstärkten Parlamen-

tarisierung der Willensbildung im Bereich der auswärtigen Angelegenheiten aus

(vgl. BVerfGE 68, 1 [85]).
b) Das Mitwirkungsrecht des Parlaments wird jedoch durch Art. 59 Abs. 2

Satz 1 GG zugleich auch begrenzt und zwar in verfahrensmäßiger wie in gegen-
ständlicher Hinsicht.
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aa) Die Bundesregierung führt in eigener Kompetenz die Vertragsverhandlun-
gen, hat das Initiativrecht für ein Zustimmungsgesetz im Sinne des Art. 59 Abs. 2

Satz 1 GG und bestimmt gegenüber dem Gesetzgeber den Vertragsinhält, den
dieser - sofern der Vertrag nicht Entscheidungsspielräume offenläßt - nur insge-
samt billigen oder ablehnen kann. Das Zustimmungsgesetz enthält auch nur eine

Ermächtigung, beläßt also der Bundesregierung die Kompetenz zu entscheiden,
ob sie den völkerrechtlichen Vertrag abschließt und nach seinem Abschluß völ-
kerrechtlich beendet oder aufrechterhält (vgl. BVerfGE 68, 1 [85f.]).

bb) Akte der auswärtigen Gewalt, die vom Tatbestand des Art. 59 Abs. 2

Satz 1 GG nicht erfaßt werden, sind grundsätzlich dem Kompetenzbereich der

Regierung zugeordnet. Vom Zustimmungsrecht nicht erfaßt werden Verträge, die
nicht dem Begriff des &quot;politischen Vertrages&quot; unterfallen - auch wenn sie bedeut-

same Auswirkungen auf die inneren Verhältnisse der Bundesrepublik haben (vgl.
BVerfGE 1, 372 [382]; 68, 1 [85]) -, sowie alle nichtvertraglichen Akte der Bun-

desregierung gegenüber fremden Völkerrechtssubjekten, auch insoweit sie politi-
sche Beziehungen regeln (vgl. BVerfGE 68, 1 [88f.]).

Art. 59 Abs. 2 Satz 1 GG kann auch nicht entnommen werden, daß immer

dann, wenn ein Handeln der Bundesregierung im völkerrechtlichen Verkehr die

politischen Beziehungen der Bundesrepublik Deutschland regelt oder Gegen-
stände der Bundesgesetzgebung betrifft, die Form eines der gesetzgeberischen
Zustimmung bedürftigen Vertrages gewählt werden muß (vgl. BVerfGE 68, 1

[86]). Auch insoweit kommt eine analoge oder erweiternde Anwendung dieser
Vorschrift nicht in Betracht (vgl. BVerfGE 68, 1 [84]).

c) Das Mitwirkungsrecht des Gesetzgebers kann deshalb dann verletzt sein,
wenn die Exekutive in Wahrnehmung ihrer grundsätzlichen Kompetenz zur

Pflege auswärtiger Beziehungen durch Vertrag neue oder erweiterte rechtliche

Bindungen entstehen läßt, die die Voraussetzungen des Art. 59 Abs. 2 Satz 1 GG

erfüllen, es aber versäumt, hierfür die Zustimmung des Gesetzgebers einzuholen.
Der Feststellung, das Recht des Gesetzgebers aus Art. 59 Abs. 2 Satz 1 GG

werde verletzt, kann nicht mit dem Einwand begegnet werden, daß ein Zustim-

mungsgesetz nicht eingebracht worden ist und der Gesetzgeber dies auch nicht

verlangen kann. Die Verletzung des Rechts des Gesetzgebers kann gerade aus der

Unterlassung folgen.
2. Unter völkerrechtlichen Verträgen sind alle Übereinkünfte zwischen zwei

oder mehr Völkerrechtssubjekten zu verstehen, durch welche die zwischen ihnen
bestehende Rechtslage verändert Werden soll. Auch Übereinkünfte zur Änderung
bestehender Verträge gehören dazu. Unerheblich sind die Form und der Rege-
lungsgegenstand; eine feierlich und formalisiert geschlossene Absprache kann
ebenso wie ein Notenwechsel, ein Verwaltungsabkommen oder eine mündliche

Absprache eine vertragliche Vereinbarung darstellen (vgl. Bernhardt, in: HStR

VII, 1992, § 174 Rdnr. 2). Es kommt insbesondere nicht darauf an, ob eine
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Übereinkunft als Vertrag bezeichnet wird. Auch Organ- oder sonstige Kollektiv-

akte internationaler Vertragsgemeinschaften können zugleich inhaltsgleiche Ver-

träge der Mitgliedstaaten darstellen, wenn sie mit entsprechendem Willen vorge-

nommen werden (BVerfGE 68, 1 [82]). Entscheidend ist die durch übereinstim-

mende Willenserklärungen erzielte Einigung zwischen Völkerrechtssubjekten
über bestimmte völkerrechtliche Rechtsfolgen.

P o 1 i t i s c h e Verträge im Sinne des Art. 59 Abs. 2 Satz 1 GG sind nicht alle

internationalen Übereinkünfte, die sich auf öffentliche Angelegenheiten beziehen,
sondern nur solche, durch die die &quot;Existenz des Staates, seine territoriale Integri-
tät, seine Unabhängigkeit, seine Stellung und sein maßgebhches Gewicht in der

Staatengemeinschaft berührt werden&quot;. Dazu gehören nicht allein, aber nament-

lich Verträge, die darauf gerichtet sind, &quot;die Machtstellung des Staates anderen

Staaten gegenüber zu behaupten, zu befestigen oder zu erweitern&quot; (BVerfGE 1,

372 [381]).
3. a) Die Mitglieder des Senats Klein, Graßhof, Kirchhof und Winter, deren

Auffassung die Entscheidung trägt, sind der Meinung, daß Art. 59 Abs. 2 Satz 1

GG das Zustimmungserfordernis auf völkerrechtliche Verträge beschränkt. Das

Entstehen von Völkerrecht aus anderer Quelle, mag es sich auch auf den Inhalt

bestimmter Verträge auswirken, wird von dieser Vorschrift nicht erfaßt.

aa) Verträge werden von den Vertragspartnern mit Rechtsbindungswillen ge-

schlossen, d.h. in der Absicht, bisher nicht bestehende Rechte und Pflichten nach

Völkerrecht zu erzeugen. Im übrigen läßt Art. 59 Abs. 2 Satz 1 GG die in der

auswärtigen Gewalt angelegte Kompetenz der Bundesregierung unberührt, das

ihr jeweils im völkerrechtlichen Verkehr angemessen erscheinende Handlungsin-
strumentarium zu wählen und dabei auch die vertragliche Bindung zu vermeiden.

Es obliegt der Bundesregierung, in Abstimmung mit den bisherigen und etwa neu

zu gewinnenden Vertragsparteien zu entscheiden, ob, zu welchem Zeitpunkt und

mit welchem Inhalt neue völkerrechtliche Bindungen eingegangen werden sollen.

Der Verzicht auf einen Vertrag wird insbesondere sinnvoll sein, wenn die betei-

ligten Völkerrechtssubjekte sich in der Phase der Vertragsanbahnung, der Erpro-
bung neuer Formen der Zusammenarbeit oder der Abstimmung und Rücksicht-

nahme auf weitere Völkerrechtssubjekte befinden. Art. 59 Abs. 2 Satz 1 GG steht

auch einem mit den Vertragspartnern abgestimmten außenpolitischen Handeln

auf der bisherigen Vertragsgrundlage nicht entgegen, das - etwa mit Rücksicht

auf noch nicht abgeschlossene und nicht genügend überschaubare politische Ent-

wicklungen - die völkervertragliche Bindung bewußt vermeidet. Hierdurch sollen

neue Rechte und Pflichten gerade nicht begründet werden.

bb) Die Frage, ob ein abgestimmtes rechtserhebliches Handeln verschiedener

Völkerrechtssubjekte den Charakter eines völkerrechtlichen Vertrages hat, ist al-

lerdings wegen der Flexibilität des im völkerrechtlichen Verkehr gebräuchlichen
Handlungsinstrumentariums nicht immer leicht zu beantworten. Sie wird sich
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indes meist anhand. der von den Beteiligten in ihren Erklärungen gewählten For-

mulierungen entscheiden lassen; ein Vertragsabschlußwille wird von den in Be-
tracht kommenden Vertragsparteien regelmäßig deutlich zum Ausdruck gebracht.
Fehlt es daran, kann - zumal bei anders lautender Einschätzung der handelnden
Exekutiven - nur in Ausnahmefällen, für deren Vorliegen es besonderer Anhalts-

punkte bedarf (vgl. BVerfGE 68, 1 [82]), angenommen werden, daß konkludent
ein Vertrag geschlossen wurde. Diese Anhaltspunkte müssen nach ihrem Gesamt-
inhalt ergeben, daß die Parteien den Willen haben, neue Vertragsbindungen ein-

treten zu lassen, obgleich sie entsprechende ausdrückliche Willenserklärungen
nicht abgegeben haben. Lassen die Parteien sich in einem solchen Fall dahin ein,
sie hätten einen Vertrag gleichwohl nicht schließen wollen, so müssen hierfür
nachvollziehbare Gesichtspunkte vorliegen; anderenfalls wird von einem konklu-
denten Vertragsschluß - und damit einem Anwendungsfall des Art. 59 Abs. 2

GG - auszugehen sein. An Anhaltspunkten für einen Vertragsabschlußwillen
kann es etwa fehlen, wenn Partner eines bestehenden Vertrages sich in einem
Prozeß der Neuorientierung befinden, in dem sie in aufeinanderfolgenden Konfe-

renzen die jeweiligen Schritte einer Reformplanung abstimmen und auch ihre Be-
reitschaft zur Durchführung von Reformen bekunden. In einer solchen Situation
werden regelmäßig noch keine endgültigen, zur Vertragsreife ausformulierten Lö-

sungen gefunden, vielmehr nur Planungsrichtlinien und Entwicklungsvorhaben
formuliert werden.

cc) Die Inhaltsänderung eines bestehenden Vertrages bedarf der Zustimmung
des Gesetzgebers nach Art. 59 Abs. 2 Satz 1 GG nur dann, wenn sie durch einen

Änderungsvertrag erfolgt; dieser setzt den übereinstimmend zum Ausdruck ge-
brachten Willen der Vertragsparteien voraus, die bestehende vertragliche Rechts-

lage zu verändern. Der Inhalt eines völkerrechtlichen Vertrages kann indessen
auch aus anderen Rechtsquellen eine Änderung erfahren. So kann etwa die Ent-

stehung von neuem partikulärem, zwischen den Vertragspartnern geltenden Ge-

wohnheitsrecht auf einen Vertragsinhalt modifizierend einwirken.
Darüber hinaus erfahren Verträge im modernen Völkerrecht vielfach eine den

wechselnden Lagen entsprechende dynamische Auslegung. Zumal Verträge,
durch die eine eigene Organisation ins Leben gerufen wird, deren Glieder im
Rahmen des Vertrages selbständig handeln, sind regelmäßig auf eine solche Dy-
namik angelegt. Dem pflegen besonders in Verträgen hochpolitischen Charakters

weitgefaßte normative Aufgabenbestimmungen und Zielvorgaben zu entsprechen,
die den Vertragsparteien, vor allem wenn und soweit sie einvernehmlich handeln,
die Einstellung auf neue Entwicklungen im internationalen Bereich erlauben. Die
im Vertragstext zum Ausdruck kommenden Ziele und Zwecke des Vertrages bie-
ten nach Art. 31 Abs. 1 und 2 WVRK die wesentlichen Auslegungshilfen bei der

Handhabung der Verträge (vgl. dazu Bernhardt, a.a.O., Instalment 7, 1984,
S. 318 [322]). Der Gesetzgeber, der einem völkerrechtlichen Vertrag zustimmt,
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tut das in Kenntnis dieser Bedeutung von Präambeln und Zielvorgaben. Eine -

interpretative - Fortbildung des Vertragsrechts durch sogenannte authentische In-

terpretation und eine sich auf dieser Grundlage entfaltende oder jene Rechtsfort-

bildung allererst bewirkende Vertragspraxis stützt sich mithin auf den bestehen-

den Vertrag und ist deshalb vom Zustimmungsgesetz nach Art. 59 Abs. 2 Satz 1

GG gedeckt. Engere Grenzen gelten nur bei besonderen Bestimmtheitsanforde-

rungen, wie sie etwa Art. 24 Abs. 1 GG verlangt (vgl. BVerfGE 89, 155 [187ff.]).
dd) In der völkerrechtlichen Praxis bestehen fließende Übergänge zwischen

Vertragsauslegung und Vertragsänderung (vgl. Wolfram Karl, Vertragsauslegung
- Vertragsänderung, in: Christoph Schreuer [Hrsg.], Autorität und internationale

Ordnung, 1979, S. 9f.). Eine Inhaltsänderung, die sich durch Interpretation eines

bestehenden völkerrechtlichen Vertrages in diesem Grenzbereich gelegentlich er-

eignet, kommt nicht durch einen Änderungsvertrag zustande. Die Interpretation
eines bestehenden völkerrechtlichen Vertrages, die lediglich der Entfaltung des

bereits vorhandenen Vertragsinhalts dienen soll, oder eine von den Vertragspar-
teien übereinstimmend gehandhabte Praxis der Vertragsanwendung, die rechtser-

hebliche Bedeutung für die Auslegung eines bestehenden Vertrages gewinnt, stellt

mangels eines Vertragsänderungswillens der Vertragsparteien keinen Änderungs-
vertrag dar, mag sich dies im Einzelfall auch auf den bestehenden Vertrag wie

eine Vertragsänderung auswirken. Es fehlt in diesen Fällen an den Anhaltspunk-
ten (vgl. oben bb, derer es bedarf, um von einem bestimmten Handeln oder

Erklären auf den Willen zu schließen, n e u e vertragliche Bindungen eintreten zu

lassen.
Erklären die Vertragspartner, durch eine Vertragsauslegung eine neue Praxis

der Vertragsanwendung begründen zu wollen, greift diese Praxis aber - entgegen
der erklärten Auffassung der Vertragsparteien - über den Vertragsinhalt hinaus,
so kann der Gesetzgeber aufgrund seiner Kompetenz nach Art. 59 Abs. 2 Satz 1

GG nicht den - ergänzenden - Abschluß eines weiteren völkerrechtlichen Vertra-

ges erzwingen. Die Parteien haben durch ihre Erklärung, im Rahmen der beste-
henden Verträge bleiben zu wollen, deutlich zum Ausdruck gebracht, daß sie
keine neuen vertraglichen Rechtsbindungen entstehen lassen wollen. Haben die
Parteien somit keine auf den Abschluß eines Änderungsvertrages gerichtete Er-

klärung abgegeben, steht ein weiterer Vertrag als Gegenstand des Zustimmungs-
verfahrens gemäß Art. 59 Abs. 2 Satz 1 GG nicht zur Verfügung. Auch ein

konkludenter Vertragsabschluß, bei dem es lediglich an ausdrücklichen Willens-

erklärungen, nicht aber an dem Willen fehlt, neue Vertragsbindungen eintreten

zu lassen, liegt dann nicht vor. Es handelt sich vielmehr um ein faktisches, pro-
zeßhaftes Geschehen im Zusammenwirken der beteiligten Völkerrechtssubjekte.
Wäre auf ein solches Geschehen, soweit es in überdies nur schwer erkennbaren
Fällen zu einer inhaltlichen Änderung des Vertrages führt, Art. 59 Abs. 2 Satz 1

GG anzuwenden, verwischte dies die erforderliche klare Kompetenzabgrenzung
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zwischen der für die auswärtige Politik verantwortlichen Regierung und dem mit-

entscheidungsberechtigten Gesetzgeber.
Danach ist nicht auszuschließen, daß durch rechtserhebliches Handeln der

Bundesregierung &quot;im Rahmen&quot; bestehender Verträge für die Bundesrepublik
Deutschland neue völkerrechtliche Rechte und Pflichten entstehen, sei es daß die

Bundesregierung im Einvernehmen mit den Regierungen der anderen Vertrags-
parteien geltendes Vertragsrecht &quot;authentisch auslegt&quot;, sei es daß unter ihrer Mit-

wirkung durch eine Anwendung des Vertrages, aus der die Übereinstimmung der

Vertragsparteien über seine Auslegung hervorgeht, eine Übung begründet wird,
die für seinen Inhalt Bedeutung gewinnt (vgl. Art. 31 Abs. 3 Buchst. b) WVRK).
Wäre Art. 59 Abs. 2 Satz 1 GG in diesem Zusammenhang anwendbar, so müßte
die Bundesregierung bei jedem Schritt, der in der Abfolge des Geschehens zu

einem solchen Ergebnis führen kann, die Zustimmung des Gesetzgebers einho-
len.

Die ein solches Ergebnis vermeidende strikte Auslegung des Art. 59 Abs. 2
Satz 1 GG gewährleistet die notwendige eindeutige Kompetenzabgrenzung zwi-
schen Bundesregierung und Gesetzgeber; sie ist ein Element der Gewaltenteilung,
wie sie das Grundgesetz ausgestaltet hat (vgl. BVerfGE 68, 1 [86f.]). Sie gibt den

beteiligten Bundesorganen verläßliche Maßstäbe, um im vorhinein die Grenzen
ihrer Kompetenzen und Befugnisse bestimmen zu können (vgl. auch BVerfGE
81, 310 [335ff.]) und wahrt damit insbesondere die außenpolitische Handlungsfä-
higkeit der Bundesrepublik Deutschland.

ee) Aus alledem ergibt sich nicht, daß das außenpolitische Handeln der Bun-

desregierung dem Einfluß des Parlaments entzogen wäre. Hat die Bundesregie-
rung neue völkerrechtliche Verbindlichkeiten der Bundesrepublik Deutschland
entstehen lassen, ohne daß der Gesetzgeber dazu nach Art. 59 Abs. 2 Satz 1 GG
seine Zustimmung gegeben hat, so sind die Handlungsmöglichkeiten der Bundes-
regierung zu deren Vollzug auf die Tätigkeiten beschränkt, die nicht einem Ge-
setzesvorbehalt unterliegen. Soweit das Grundgesetz eine ausdrückliche gesetzli-
che Ermächtigung fordert, wie etwa im Anwendungsbereich der Grundrechte,
bei der Einräumung von Hoheitsbefugnissen oder im Haushaltsrecht, besteht ein

Handlungsverbot, solange nicht entweder das nationale Zustimmungsgesetz den
innerstaatlichen Rechtsanwendungsbefehl erteilt oder das Parlament eine sonstige
ausreichende Ermächtigungsgrundlage geschaffen hat. Im übrigen kann der Bun-

destag, wenn er die Außenpolitik der Regierung mißbilligt, insbesondere wenn er

die Entstehung nicht erwünschter völkerrechtlicher Verpflichtungen befürchtet,
der Bundesregierung mit den vielfältigen Mitteln der politischen Kontrolle entge-
gentreten (vgl. BVerfGE 68, 1 [89]). Entwicklungen der Art, wie sie den Gegen-
stand der vorliegenden Verfahren bilden, vollziehen sich unter den Augen der
Öffentlichkeit. Das Parlament ist deshalb auch tatsächlich jederzeit in der Lage,
sich aus eigener Initiative durch Einwirkung auf die Bundesregierung in den Wil-
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lensbildungs- und Entscheidungsprozeß einzuschalten, der sich zwischen den

Staaten vollzieht.

b) Die Bundesregierung hat durch die angegriffene Mitwirkung an den in den

Verfahren 2 BvE 3/92 und 2 BvE 7/93 genannten Maßnahmen Rechte des Bun-

destages aus Art. 59 Abs. 2 Satz 1 GG nicht verletzt.

aa) Auf den Umbruch, der sich seit 1989 in der Welt und zumal in Europa
vollzieht, haben die europäischen und atlantischen Mächte sowie die der Wah-

r-ung des Friedens dienenden Organisationen, in denen sie zusammengeschlossen
sind - KSZE, EU, NATO und WEU -, unter anderem mit der Suche nach einer

neuen &quot;Sicherheitsarchitektur&quot; reagiert, der die Erkenntnis neuer Gefahren für

den Frieden in Europa zugrunde liegt. Dabei geht es insbesondere um die Einbe-

ziehung weiterer Mitglieder in die genannten Organisationen, um mögliche neue

Aufgaben, um die Zusammenarbeit mit dritten Staaten (Partnerschaft für den

Frieden; &quot;Individual Partnership Program&quot;) und um die Neubestimmung des

Verhältnisses dieser Organisationen untereinander sowie zu den Vereinten Natio-

nen. Abgesehen von der Europäischen Union, die durch den Vertrag von Maas-

tricht eine neue Stufe ihrer Entwicklung erreicht und Weichen für den Beitritt

weiterer Staaten gestellt hat, haben die zukünftigen politischen Strukturen Euro-

pas noch keine definitive Gestalt gefunden. Die Vorstellungen der beteiligten
Staaten dar-über, wie der neuen Lage gerecht zu werden sei, haben bislang noch
nicht einen Verdichtungsgrad erreicht, der es nach ihrem Urteil erlaubte, ihnen

eine vertragliche und damit auch eine - für die Vertragsparteien wie gegenüber
Außenstehenden - rechtsverbindliche Form zu geben.

Erst allmählich gewinnt die erstrebte neue Sicherheitsordnung Gestalt. Das er-

weist sich vor allem auch am Beispiel der Überlegungen, die im Rahmen von

NATO und WEU in den letzten Jahren angestellt worden sind und vor deren

Hintergrund die Entscheidung zu würdigen ist, beide Bündnisstrukturen in die

Operationen zur Erfüllung der Entschließungen des Sicherheitsrats der Vereinten

Nationen in bezug auf das ehemalige Jugoslawien einzubeziehen.

bb) Die von den Außen- und Verteidigungsministern der WEU-Mitgliedstaa-
ten am 19. Juni 1992 auf dem Petersberg zu Bonn abgegebenen Erklärungen be-
kunden politische Handlungsabsichten und Erneuerungspläne, enthalten aber
nicht schon ausdrückliche oder konkludente vertragliche Erklärungen. Dies wird

auch nicht durch den Inhalt späterer Erklärungen anläßlich von Tagungen des
Ministerrates der WEU in Frage gestellt.

(1) Die Westeuropäische Union, die unter den geänderten Rahmenbedingun-
gen ihre Strategie neu formuliert, geht gegenwärtig zwei Wege zur Neubestim-

mung ihrer Aufgaben und Zwecke. Ihre Mitgliedstaaten sind zusammen mit an-

deren Staaten auch Partner des Vertrages über die Europäische Union (Maas-
tricht-Vertrag) und haben dort die Wahrung des Friedens und die Stärkung der
internationalen Sicherheit zum Ziel der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspo-
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litik bestimmt; diese Politik soll den Grundsätzen der Charta der Vereinten Na-
tionen sowie den Prinzipien der Schlußakte von Helsinki und den Zielen der
Charta von Paris entsprechen (Art. J.1 Abs. 2, 3. Gedankenstrich ELTV). Die
Europäische Union versteht die Westeuropäische Union als &quot;integralen Bestand-
teil&quot; ihrer Entwicklung und ersucht sie, die Entscheidungen und Aktionen der

Europäischen Union, die verteidigungspolitische Bezüge haben, auszuarbeiten
und durchzuführen (Art. J.4 Abs. 2, Satz 1 EUV). Diese vertragsförmlichen Re-

gelungen über eine Einbeziehung der Westeuropäischen Union in die gemeinsame
Sicherheitspolitik der EU stützen sich aus verfassungsrechtlicher Sicht auf das

Zustimmungsgesetz vom 18. Dezember 1992 (BGBl. 1992 11 S. 1251). Soweit die
WEU die Definition ihrer Aufgaben hierauf ausrichtet, kommt eine Verletzung
von Art. 59 Abs. 2 Satz 1 GG von vornherein nicht in Betracht.

Daneben hat die Westeuropäische Union - schritthaltend mit der Veränderung
der politischen Lage - in Erklärungen die Öffentlichkeit über ihre Entwicklung
und ihre Planungen unterrichtet. Dies gilt insbesondere für die Maastricht-Erklä-

rung der WEU-Staaten vom 10. Dezember 1991 (Bulletin Nr. 142 vom 17 De-
zember 1991, S. 1162), die Petersberg-Erklärung der Außen- und Verteidigungs-
minister vom 19. Juni 1992 (Bulletin Nr. 68 vom 23. Juni 1992, S. 649), das

Kommuniqu des Ministerrates vom 20. November 1992 in Rom (Bulletin Nr.
126 vom 26. November 1992, S. 1158), das Kommuniqu der Ministertagung am
19. Mai 1993 in Rom (Bulletin Nr. 46 vom 2. Juni 1993, S. 497), die Erklärung
des Ministerrates vom 22. November 1993 in Luxemburg (Bulletin Nr. 106 vom
1. Dezember 1993, S. 1181) und die Kirchberg-Erklärung des Ministerrates vom
9. Mai 1994 (Bulletin Nr. 46 vom 20. Mai 1994, S. 405).

Die Petersberg-Erklärung teilt sich in Grundsatzaussagen, die zukünftige Ab-
sichten und Vorhaben umfassen, und eine &quot;Erklärung zur Krise in Jugoslawien&quot;,
in der die grundsätzliche Bereitschaft bekundet wird, einen Beitrag zur wirksa-
men Umsetzung von Resolutionen des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen
im Zusammenhang mit dem Konflikt im ehemaligen Jugoslawien zu leisten. Die

Grundsatzaussage über die zukünftige operationelle Rolle der Westeuropäischen
Union benennt schon in ihrer sprachlichen Form bloße Möglichkeiten zukünfti-

ger Aufgaben und Ziele. Nach der Erklärung &quot;könnten&quot; militärische Einheiten
der WEU-Mitgliedstaaten neben ihrem Beitrag zur gemeinsamen Verteidigung
nach Art. V des Brüsseler Vertrages auch für andere Zwecke eingesetzt werden
(&quot;could be employed for&quot;) (11.4); die militärischen Einheiten &quot;werden sich aus

Streitkräften der WEU-Mitgliedstaaten zusammensetzen und multinational or-

ganisiert werden&quot; (11.6). Alle WEU-Mitgliedstaaten &quot;werden bald angeben, wel-
che ihrer militärischen Einheiten und Stäbe sie der WEU für deren verschiedene
potentielle Aufgaben bereitstellen würden&quot; (11.7). Die WEU-Mitgliedstaaten &quot;be-

absichtigen&quot;, die zur Erfüllung dieser Aufgaben geeigneten Fähigkeiten zu ent-

wickeln und zu üben (11.8).
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In der &quot;Erklärung zur Krise in Jugoslawien&quot; hingegen bekunden die Minister

ihre gegenwärtige Bereitschaft, &quot;die Operation der Vereinten Nationen zur Wah-

rung des Friedens in Kroatien in vollem Umfang unterstützen&quot; zu wollen (5.). Sie

erklären, daß ihre Staaten entschlossen seien, die Resolution 757 des Sicherheits-

rates der Vereinten Nationen einzuhalten und die in ihr enthaltenen Sanktionen

vollständig umzusetzen (Nr. 7), und daß die WEU bereit sei, &quot;im Rahmen ihrer

Möglichkeiten&quot; einen Beitrag zur wirksamen Umsetzung dieser Resolutionen im

Zusammenhang mit dem Konflikt im ehemaligen Jugoslawien zu leisten. Deshalb

beauftragten sie eine aus Vertretern der Außen- und der Verteidigungsministerien
zusammengesetzte Ad-hoc-Gruppe, &quot;die Möglichkeiten der WEU zu prüfen, an

der Umsetzung der einschlägigen Resolutionen des Sicherheitsrates der Vereinten

Nationen mitzuwirken&quot; (8.). Das Ergebnis dieser Erklärung ist somit ein bloßer

Prüfungsauftrag.
(2) In den Formulierungen der Petersberg-Erklärung kommt ein Vertragsab-

schlußwille nicht zum Ausdruck; es fehlt schon an der Absicht, die vertragliche
Rechtslage zu verändern. Dementsprechend hat auch keiner der beteiligten Staa-

ten die für einen Vertragsabschluß erforderlichen Verfahren eingeleitet. Bei einer

solchen Sachlage könnte nur bei Vorliegen besonderer Anhaltspunkte davon aus-

gegangen werden, daß die erklärenden Organe gleichwohl - mit Vertragsab-
schlußwillen - konkludent einen Vertrag geschlossen haben. Solche Anhalts-

punkte gibt es nicht.

Vor dem Hintergrund des dargestellten, noch andauernden Prozesses der

&quot;Neubelebung der WEU&quot; ist es - gerade auch bei Berücksichtigung der späteren
Erklärungen anläßlich der Tagungen des Ministerrates der WEU - einleuchtend,
daß die Petersberg-Erklärung zwar Aufgaben insbesondere im Hinblick auf frie-

denserhaltende Maßnahmen und eine Krisenbewältigung &quot;definiert&quot; festgelegt&quot;)
hat (vgl. Luxemburger Erklärung vom 22. November 1993, a.a.O., unter III.

und Kommuniqu des Ministerrates der Westeuropäischen Union vom 19. Mai

1993, a.a.O., unter 3.), die Partner andererseits aber ausdrücklich erklären, daß

diese Aufgaben noch im Stadium der &quot;Planung&quot; sind und die bereits geleistete
&quot;konzeptioneHe Arbeit&quot; noch &quot;vorangebracht werden könnte&quot; (Luxemburger Er-

klärung, a.a.O.). Gerade die Häufigkeit dieser konzeptionellen Erklärungen der

Westeuropäischen Union und der Wechsel der jeweils erklärenden Organe zei-

gen, daß sich das Konzept einer europäischen Verteidigungspolltik noch im Sta-

dium der Prüfung und Entwicklung befindet, nicht aber schon eine Veränderung
der Vertragsgrundlage und Rechtslage zur Folge haben soll.

Wenn die Minister dabei in politischer Übereinstimmung den ernsten Willen

und die feste Entschlossenheit zur Erweiterung der Aufgaben und Handlungsmit-
tel der WEU für die Zukunft zum Ausdruck bringen, so zeugt dies von dem

gemeinsamen Bemühen um eine Neubelebung des Bündnisses; die von den Ver-

tragsparteien abgegebenen Erklärungen bieten keinen Anhaltspunkt dafür, daß
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die Konzeptionen schon hinreichend ausgereift seien, um Inhalt rechtsverbindli-
cher Vereinbarungen sein zu können.

Vor diesem Hintergrund erklärt sich auch die Ausführung der den Krieg im

ehemaligen Jugoslawien betreffenden VN-Resolutionen. Es war ein - auch von

dem Wunsch der westeuropäischen Völker getragenes - dringendes politisches
Anliegen europäischer Organe und Sicherheitssysteme, sich nicht länger effekti-
ver Mithilfe bei der Friedensschaffung und Beendigung des Krieges zu versagen,
der großes menschliches Leid zur Folge hatte. Aus dieser akuten Notsituation
heraus haben die Mitgliedstaaten der WEU es unternommen, bereits jetzt im
Sinne der beabsichtigten Neubelebung des Bündnisses zu handeln. Ein Wille, mit
der Verwirklichung dieser - bei der gegebenen Kriegssituation nicht aufschiebba-
ren - Maßnahmen den Vertrag bereits vertraglich um die Aufgaben der Wahrneh-

mung von VN-Mandaten erweitern zu wollen, kommt darin nicht zum Aus-
druck.

Das gilt vor allem auch darum, weil die Mitglieder der WEU offensichtlich
von der Rechtsauffassung ausgehen, zur Umsetzung von VN-Resolutionen be-
dürfe es keiner Grundlage im Brüsseler Vertrag. Sie betrachten ihre Bereitschaft,

die wirksame Umsetzung von Maßnahmen zur Konfliktver-

hütung und Krisenbewältigung - einschließlich friedenserhaltender Maßnahmen -

unter der Leitung der VN zu unterstützen (vgl. Petersberg-Erklärung, a.a.O.,
1.2; Erklärung des Ministerrates der Westeuropäischen Union anläßlich der Ta-

gung in Luxemburg, a.a.O., II.1), als eine Bündelung des politischen Willens der

Mitgliedstaaten in den für den Bereich der Sicherheit zuständigen internationalen

Organisationen (vgl. Kommuniqu des Ministerrates der Westeuropäischen
Union anläßlich der Tagung in Rom am 19. Mai 1993, a.a.O., unter 3.). Die
Minister der WEU-Mitgliedstaaten sehen sich offenkundig - ebenso wie jedes
Mitglied - ausschließlich durch die Resolutionen des Sicherheitsrates der Verein-
ten Nationen autorisiert und angehalten. Sind die Erklärungen der Minister der

Mitgliedstaaten und die Mitwirkung der Organe der WEU bei Unterstützungen
von Maßnahmen der Vereinten Nationen aber von solchen Erwägungen be-

stimmt, so handeln die Beteiligten ohne Vertragsabschlußwillen; sie schließen
nicht - auch nur konkludent - einen völkerrechtlichen Vertrag, der gemäß Art. 59

Abs. 2 Satz 1 GG der Zustimmung des Gesetzgebers bedürfte.

cc) Auch die Mitwirkung der Bundesregierung an dem Beschluß des NATO-
Außenministerrates vom 10. Juli 1992 und an den Beschlüssen des NATO-Rates
vom 2. April und vom 8. April 1993 kann nicht als konkludenter Abschluß eines

Änderungsvertrages über ein neues Strategisches Konzept der NATO gedeutet
werden. Zwar haben die Staats- und Regierungschefs der NATO-Mitgliedstaaten
am 7 und 8. November 1991 in Rom ein neues Strategisches Konzept dargestellt,
dieses aber ausdrücklich als ein im Rahmen der bisherigen Verträge bleibendes

Konzept gekennzeichnet. Bei der Formulierung der Kernfunktionen des Bünd-
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nisses (Teil II) bestätigen die Mitgliedstaaten ausdrücklich, daß der Wirkungsbe-
reich des Bündnisses wie auch ihre Rechte und Pflichten aus dem Nordatlantik-

vertrag unverändert bleiben (Nr. 23). Die Verteidigungsrichtlinien (Teil IV) nen-

nen für den Friedensfall die herkömmlichen Aufgaben der Streitkräfte des Bünd-

nisses; der Aufruf, einen Beitrag zu Stabilität und Frieden in der Welt zu leisten,
indem sie Streitkräfte für Missionen der Vereinten Nationen zur Verfügung stel-

len, richtet sich an die Bündnispartner (Nr. 42); für den Krisenfall werden aus-

schließlich der Bündnisfall, nicht auch sonstige Beistandspflichten behandelt

(Nr. 43). Insgesamt bleibt &quot;die Hauptaufgabe der Streitkräfte des Bündnisses, die

Sicherheit und territoriale Unversehrtheit der Mitgliedstaaten zu gewährleisten,
unverändert&quot; (Nr. 41). Schließlich stellt die Erklärung in einer Zusammenfas-

sung (Teil V) fest, daß dieses Strategische Konzept den defensiven Charakter des

Bündnisses bestätige und auf den bisher vertraglich bereitgestellten Instrumenten

zur Wahrung des Friedens beruhe (Nr. 58). Das Strategische Konzept sei für die

Bündnispartner die Grundlage für die Weiterentwicklung der Verteidigungspoli-
tik des Bündnisses (Nr. 60).

Das neue Strategische Konzept enthält somit nach der Erklärung von Rom

keine Änderung des NATO-Vertrages, sondern sucht im Rahmen des bestehen-

den Vertrages die Aufgaben und Handlungsinstrumente der NATO dem neuen

strategischen Umfeld anzupassen.
Auch die Beschlüsse des NATO-Außenministerrates und des NATO Mini-

sterrates über die Einleitung der hier angegriffenen Maßnahmen sind nicht als

konkludenter Vertrag der Mitgliedstaaten über die Erweiterung der Aufgaben der

NATO zu bewerten. Sie haben ein tatsächliches Handeln zur Durchführung der

Resolutionen Nrn. 713, 757 und 816 des Sicherheitsrates zum Gegenstand, nicht

aber eine vertragliche Regelung mit Wirkung für zukünftige Fälle. Auch hierin

wird erkennbar, daß ein vorgegebenes VN-Mandat erfüllt, nicht aber der

NATO-Vertrag um neue Aufgaben erweitert werden sollte.

dd) Sämtliche angegriffenen Erklärungen sind somit politische Aussagen zur

neuen &quot;Sicherheitsarchitektur&quot; in Europa, die den ernsten Willen zur fortschrei-

tenden Mitwirkung an diesem Prozeß erneuerter und erweiterter Zusammenar-

beit bekunden, jedoch im jeweiligen Zwischenschritt der politischen Verhandlun-

gen und tatsächlichen Zusammenarbeit vertragliche Rechtsverbindlichkeiten noch

nicht begründen wollen. Die beteiligten Staaten und Organisationen halten einen

gegenwärtigen, auf eine weitere Entwicklung angelegten Stand ihrer Planungen
und Vorhaben fest, ohne in ihm aber schon den Abschluß der Bemühungen um
eine konzeptionelle Erneuerung zu sehen und ohne ihm deshalb schon die Form

eines rechtsverbindlichen Vertrages geben zu wollen.

Wenn die Bundesregierung an derartigen Planungs- und Verständigungsverfah-
ren teilnimmt und in Übereinstimmung mit den Bündnispartnern den jeweiligen
Ergebnissen von Konferenzen oder Absprachen über eine konkrete Zusammenar-
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beit keine über den Einzelfall hinausgreifende Rechtsverbindlichkeit beimißt, ist
eine vertragliche Änderung des NATO- und des WEU-Vertrages bisher offen-
sichtlich nicht erfolgt. Für die Anwendung des Art. 59 Abs. 2 Satz 1 GG ist kein
Raum.

Dieses Ergebnis erspart es der Bundesregierung zum einen, den Prozeß behut-

samer Abstimmung und gemeinsamer Planung durch einen klarstellenden Vorbe-

halt, sich nicht rechtlich binden zu wollen, unterbrechen zu müssen, obwohl alle

Beteiligten sich der rechtlichen Unverbindlichkeit ohnehin bewußt sind. Ebenso
bleibt die Bundesregierung davor bewahrt, einseitig ein &quot;Vertrags&quot;-Gesetzge-
bungsverfahren einleiten zu müssen, dem der Gegenstand fehlt und für das des-
halb ein Vertragstext fingiert werden müßte. Beides würde beteiligte Staaten und

Organisationen befremden.
4. Die Richterin Limbach und die Richter Böckenförde, Kruis und Sommer, die

die Entscheidung nicht tragen, sind der Auffassung, daß die Maßnahmen der

Bundesregierung bereits die Rechte des Bundestages aus Art. 59 Abs. 2 Satz 1 GG

unmittelbar gefährden. Deshalb hätte gemäß § 67 BVerfGG ein Verstoß gegen
diese Vorschrift festgestellt werden müssen.

Durch wiederholte gemeinsame politische Erklärungen und die Teilnahme an

den ÜberwachungsaktiOnen im Jugoslawien-Konflikt wirkt die Bundesregierung
an einer dynamischen und rechtlich nicht eindeutig als Vertrag zu qualifizieren-
den Erweiterung des ursprünglichen Konzepts des NATO- und Brüsseler Vertra-

ges (WEU) mit, die die Mitwirkungsrechte des Bundestages zu unterlaufen droht.

a) Sowohl die NATO als auch die WEU sind gemäß den Gründungsverträgen
Verteidigungsbündnisse. Sie richten sich mit dem Versprechen des gegenseitigen
Beistands gegen bewaffnete Angriffe auf eines oder mehrere ihrer Mitglieder
(Art. V des WEU- und Art. 5 des NATO- Vertrags). Die Übernahme von friedens-
sichernden und friedenschaffenden Maßnahmen in Drittländern unter der Ägide
der Vereinten Nationen ist ni.cht als Aufgabe im Vertragstext angelegt. Derartige
MISSiOnen lassen sich auch nicht aus den Präambeln und ihren Zielbestimmungen
rechtfertigen. Dort ist von dem Glauben an die Menschenrechte und der Ent-

schlossenheit die Rede, ZM Interesse des internationalen Friedens und der interna-

tionalen Sicherheit einander Beistand zu leisten. Darin drückt sich jedoch nicht
mehr als der selbstverständliche Wunsch aus, durch den militärischen Beistands-

pakt zum Wohle der Menschen und im Dienste des Friedens wirken zu wollen.
Diese in ihren Konturen unscharfen Zielbestimmungen sind nicht geeignet, die
Übernahme neuer Aufgaben Jenseits der im Vertragstext ausdrücklich normierten

Pflichten zu legitimieren.
Zwar lag die Möglichkeit eines späteren Zusammenwirkens mit den Vereinten

Nationen nicht außerhalb des Blickfeldes der Gründer des Nordatlantikpakts. Art.

12 des NATO-Vertrages sieht vor, daß die Partner nach dessen zehnjähriger
Dauer oder zu jedem späteren Zeitpunkt auf Verlangen eines von ihnen den Ver-
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trag im Hinblick auf die Umstände überprüfen werden, die dann die Sicherheits-

interessen des Bündnisses berühren. Dazu soll, so jene Vorschrift, auch die Ent-

wicklung allgemeiner oder regionaler Vereinbarungen im Rahmen der Satzung
der Vereinten Nationen gehören. Doch macht gerade diese Bestimmung deutlich,

daß eine Erweiterung des vertraglichen Handlungsrahmens Gegenstand einer

Überprüfung des Vertrages und damit das Ergebnis seiner Revision sein soll. An

eine automatische Anpassung des vertraglichen Aufgabenspektrums an die Jewei-
lige weltpolitische Lage und der ihr eigenen SZcherheitsbedürfnisse war nicht ge-

dacht.

b) Auch die vier Richter sind zwar der Meinung, daß es zu einer Vertragsrevi-
sion in Gestalt einer expliziten oder konkludenten Vertragsänderung noch nicht

gekommen ist. Doch hat die Bundesregierung durch ihr Zusammenwirken mit

den Partnern von NATO und WEU den Vertrag gewissermaßen &quot;auf Räder ge-

setzt (Ress, Verfassungsrechtliche Auswirkungen der Fortentwicklung völker-

rechtlicher Verträge, in: Festschrift für Zeidler, 1987, S. 1175ff. [1179]) und damit

die Gefahr heraufbeschworen, daß dessen Inhalt außerhalb der traditionellen

VerfahrensweiSen verbindlich modifiziert und so der Mitwirkung des Parlaments

nach Art. 59 Abs. 2 Satz 1 GG entzogen wird. Denn sie hat eine dynamische
Fortbildung der Verträge durch einverständliche Äußerungs- und Handlungsfor-
men mit eingeleitet, die sich der eindeutigen rechtlichen Qualifikation entziehen

und die Rechtsverbindlichkeit der neuen Aufgabe im Dunkeln lassen.

Ohne Vertragsverhandlungen über das künftige Spektrum der Aufgaben der

Bündnisse aufzunehmen, geben die Vertragspartner seit Mitte des Jahres 1990

wiederholt in Beschlüssen und Erklärungen Auskunft darüber, wie sie die durch

den großen weltpolittSchen Umbruch in den Jahren 1989190 ausgelösten sicher-

heitspolitiSchen Herausforderungen meistern wollen. Dabei* läßt sich nicht mit Be-

stimmtheit sagen, ob diese Erklärungen Junktional an die Stelle vertraglicher Fest-

legungen treten oder solchen vorausgehen sollen (vgl. zu der Funktion der neuen

Handlungsformen im Völkerrecht Fastenrath, Kompetenzverteilung im Bereich

der auswärtigen Gewalt, München 1986, S. 46).
In jenen Texten ist wiederholt von einem &quot;Neuen Strategischen Konzept&quot; und

der Bereitschaft die Rede, Streitkräfte für die Missionen der Vereinten Nationen

zur Verfügung zu stellen. In der Erklärung der Staats- und Regterungschefs vom
11. Januar 1994 wird das Angebot der NATO bekräftigt, von Fall zu Fall frie-
denswahrende oder sonstige Operationen unter der Autorität der Vereinten Na-

tionen zu unterstützen. Dem stehen mehr oder minder unvermittelt in denselben

Texten Äußerungen gegenüber, wonach das neue strategische Umfeld weder den

Zweck noch die sicherheitspolitischen Aufgaben des Bündnisses veränderten und

insbesondere die Rechte und Pflichten aus dem Nordatlantikpakt unverändert

blieben.
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Diese wiederholten Beteuerungen, auf der Grundlage des ursprünglichen Ver-

trages zu handeln, rechtfertigen angesichts der offensichtlichen Erweiterung seines

Aufgabenspektrums nicht den Schluß auf eine bereits im Gründungsvertrag ange-
legte Fortentwicklung des Vertrages (aa. Sie geben allerdings zu Zweifeln Anlaß,
ob die einvernehmlich formulierten Erklärungen nach der Absicht der Urheber
eine rechtsvertragliche oder eine rechtlich unverbindliche Absprache sein sollen

(bb.
aa) Mit jenen ausdrücklichen Rückgriffen auf den Gründungsvertrag wird

nicht die Grenze zwischen authentischer Auslegung und Vertragsänderung zu

Gunsten der ersten eingeebnet. Das Ziehen dieser Grenze ist nicht in das Belieben
der Vertragspartner gestellt. Vielmehr ist an Hand objektiver Kriterien, vornean

aus dem Vertragstext, die Frage zu beantworten, ob es sich um eine materielle

Änderung des Vertrages oder lediglich um eine Entfaltung des bisherigen Ver-

tragsinhalts handelt (vgl. Ress, a.a.O., S. 1179 und Heintschel von Heinegg, in:

Ipsen, Völkerrecht, 1990, S. 121f.). Sollten allerdings nach der Völkerrechtslehre
auch wesentliche Vertragsinhalte durch eine autbentische Interpretation geändert
werden können, so wäre auch ein solcher Änderungskonsens dem Zustimmungser-
fordernis des Art. 59 Abs. 2 Satz 1 GG zu unterwerfen. Denn anderenfalls würde
das dort vorgesehene Mitwirkungsrecht des Gesetzgebers iln Falle von Vertrags-
änderungen gegenstandslos.

bb) Es ist Sache der Vertragspartner, ob sie neue Pflichten durch Vertrag be-

gründen oder den Weg einer einverständlichen Erklärung wählen, die keinen
Rechtscharakter haben soll. Die Wahl solcher rechtlich unverbindlichen Äuße-
rungsformen braucht nicht Resultat der Absicht zu sein, jene Absprachen dem

Einfluß des Parlaments zu entziehen. In Anbetracht der unsicheren weltpolitt-
schen Lage und der Neuartigkeit der zu meisternden Konflikte kann es Ausdruck

politischer Klugheit sein, sich zunächst schritt- und versuchsweise auf ein neues

Sicherheitskonzept einzulassen. Auch bleibt aus der Warte des einzelnen Vertrags-
partners zu bedenken, daß es nicht in seiner Macht steht, eine Vertragsrevision zu

erzwingen. Vermeiden die Partner durch schlichte konsentierte Äußerungen klar
erkennbar das mit einer Rechtsform einhergehende - möglicherweise verfrühte -

Erstarren des neuen Sicherheitskonzepts, so wird das Mitwirkungsrecht des Parla-
ments nach Art. 59 Abs. 2 Satz 1 GG mangels einer völkerrechtlichen Bindung
nicht berührt.

c) Etwas anderes muß aber dann gelten, wenn durch wiederholte dokumen-
tierte Einigungen und nachfolgendes einverständliches Handeln der Vertragspart-
ner ein Prozeß der Fortbildung des vertraglichen Aufgabenkonzepts in Gang ge-
setzt wird, t.n dessen Verlauf sich dieses fortschreitend und undurchschaubar zu

einer reAsverbindlichen Absprache verdichtet. Bei diesem vielschichtigen - für
das moderne Völkerrecht nicht ungewöhnlichen - Nebeneinander außerrechtlicher
und vertraglicher Regelungsmöglichkeiten läßt sich kaum im voraus der entschei-
dende Schritt markieren, der vom rechtlich unverbindlichen Konsens zur rechtlich
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verpflichtenden Übereinkunft führt. Dieser für das Parlament undurchschaubare

Bereich völkerrechtlicher Handlungsformen wird noch dadurch verdunkelt, daß
solche einverständlichen Erklärungen im völkerrechtlichen Verkehr kaum anders
behandelt Werden, als wenn ihnen Rechtsverbindlichkeit zukäme (vgl. Tomu-

schat, Der Verfassungsstaat IM Geflecht der internationalen Beziehungen, in:

VVDStRL 36, 1978, S. 33 und Wengler, Rechtsvertrag, Konsensus und Absichtser-

klärung im Völkerrecht, in: JZ 1976, S. 193).
Im Falle einer derartigen progressiven, im vorhinein rechtlich nicht eindeutig

als Vertrag zu qualifizierenden Fortschreibung des vertraglichen Pflichtenstatus ist

der Gesetzgeber gemäß Art. 59 Abs. 2 S. 1 GG einzubinden, sofern die übrigen
Voraussetzungen der Norm vorliegen. Denn die Einsicht in die Unumkehrbarkeit

dieser Erosion des völkerrechtlichen Rechtsvertrags&quot; (Wengler) muß nicht not-

wendig dazu führen, daß das &quot;weiche&quot; Völkerrecht &quot;völlig aus dem parlamentari-
schen Verantwortungsbereich herausfällt&quot; (so aber Tomuschat, a.a.O., S. 34).
Vielmehr ist eine die Eigenart des modernen Völkerrechtes respektierende Balance

zwischen der au enpolitiSchen Handlungsfähigkeit der Bundesregierung und dem

Mitwirkungsrecht des Gesetzgebers herbeizuführen. Die Bundesregierung hat

demgemäß IM Falle eines von ihr selbst so bezeichneten fortschreitenden Umge-
staltungsprozesses des Bündnisses&quot; dem Gesetzgeber das neue strategische Konzept
- hier die Mitwirkung an Friedensmissionen der Vereinten Nationen - zur Zu-

stimmung vorzulegen, auch wenn es nicht in das Gewand eines völkerrechtlichen

Änderungsvertrages gekleidet ist. Denn die Rechte des Bundestages sind bereits
dann unmittelbar gefährdet, wenn - wie im vorliegenden Fall - die Bundesregie-
rung gemeinsam mit den anderen Vertragspartnern entsprechend dem neuen Auf-
gabenkonzept zu handeln beginnt. Es kann weder Sache des Bundestages noch des

Bundesverfassungsgerichts sein, völkerrechtlich zu überprüfen, ob schon ein

Rechtsvertrag vorliegt oder aber die Erklärungen der NATO- und WEU-Partner

sich noch im Vorfeld des rechtlich Verbindlichen bewegen.
d) Die Tatsache, daß der Verfassungsgeber in Art. 59 Abs. 2 Satz 1 GG den

gesetzgebenden Körperschaften nurfür eng begrenzte Tatbestände Mitwirkungs-
rechte im Bereich der auswärtigen Politik eingeräumt hat, schließt seine Anwen-

dung auf völkerrechtliche Äußerungs- und Handlungsformen nicht aus, die pot-
entiell auf die Änderung eines politischen Vertrages angelegt sind. Gegenstand der

Zustimmung ist nicht etwa eine politische Absichtserklärung, eine Vorform oder
ein Ersatzprodukt des Vertrages, sondern die Vertragsänderung mit dem in den
einverständlichen Erklärungen formulierten Inhalt. Diese wird - gleichgültig, ob
die Bundesregierung sie formal als Änderungsvertrag zum Abschluß bringt - zum
Schutze des MZtwirkungsrechtes des Gesetzgebers zur Abstimmung gestellt. Denn
Sinn und Zweck dieser Norm wollen die Gefahr bannen, daß der Gesetzgeber
unversehens mit völkerrechtlichen Pflichten konfrontiert wird, die er durch einen

späteren Einspruch nicht mehr aus der Welt schaffen kann. Diese Regelungsabsicht
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würde angesichts der zerfließenden Formen völkerrechtlicher Vertragsfortbildung
1.n ihr Gegenteil verkehrt, wenn man Art. 59 Abs. 2 Satz 1 GG insowei.t nur auf
Vertragsänderung durch Änderungsvertrag beschränken wollte.

Eine solche Anwendung dieser Vorschrift ist vor allem deshalb unbedenklich,
weil sie die Kompetenz der Bundesregierung in auswärtigen Angelegenheiten
nicht zusätzlich einengt. Denn stimmt der Bundestag der Vertragsänderung zu, so

bleibt es der Bundesregierung unbenommen, das ihr geeignete Handlungsinstru-
mentarium zu wählen. Sie kann sich nach wie vorfür oder gegen eine vertragliche
Bindung entscheiden und auch den Zeitpunkt einer solchen frei bestimmen. Sie ist
auch nicht auf den erfolgreich zur Abstimmung gestellten Inhalt der Vertragsän-
derung festgelegt, da sie erneut den Weg des Art. 59 Abs. 2 Satz 1 GG beschreiten
kann. Verweigert das Parlament die Zustimmung, so ist die Bundesregierung wei-

terhin in der Wahl der völkerrechtlichen Äußerungs- und Handlungsformen frei,
die eindeutig außerhalb des rechtlich verbindlichen Vertrages liegen. Auch hindert
sie die ablehnende Entscheidung des Bundestages nicht, diesem das abgelehnte
Vertragskonzept erneut zur Zustimmung vorzulegen, wenn ihr der Abschluß eines

solchen völkerrechtlichen Vertrages nach wie vor politisch geboten erscheint.

e) Die Bundesregierung erreicht durch die frühzeitige Einbindung des Parla-
ments eine politische Rückbindung, die angesichts einer politisch so riskanten Er-

weiterung ihrer Bündnispflichten in einer parlamentarischen Demokratie selbst-
verständlich ist. Die Möglichkeit, solche sicherbeitspolitiSchen Fragen im Rahmen
der Verhandlung und Diskussion des Verteidigungshaushalts zu behandeln, ist
kein der politischen Tragweite der Entscheidung angemessenes Äquivalent. Denn
hier ist nicht nur die Neuartigkeit der Konflikte abzuschätzen, die nicht aus be-

waffneten Angriffen, sondern aus sozl*O-ökonomiSchen und politischen Schwierig-
keiten sowie ethnischen und nationalen Rivalitäten vieler in die Freiheit entlasse-
ner Staaten resultieren. Angesichts der Tatsache, daß es sich vielfach um inner-
staatliche Konflikte handelt, steht auch das NichteinmiSchungsgebot zur Debatte.
Insbesondere sind - wie der unterbreitete Sachverhalt zeigt - die Modalitäten der

Unterstellung unter die politische und militärische Kontrolle der Vereinten Natio-

nen noch nicht ausdiskutiert (vgl. Kühne, Blauhelme in einer turbulenten Welt,
Baden-Baden 1993, S. 32ff. [86]).

5. Art. 59 Abs. 2 Satz 1 GG ist durch die Vereinbarung über die Stellung eines
deutschen Truppenkontingents für die VN-Aktion in Somalia nicht verletzt.

Dabei kann dahinstehen, ob der Briefwechsel zwischen der Bundesregierung
und dem Generalsekretär der Vereinten Nationen, in dem eine Einigung über die

Entsendung eines deutschen Unterstützungsverbandes nach Somalia und die Be-

dingungen seines Einsatzes im Rahmen der VN-Aktion UNOSOM 11 erzielt
worden ist, einen völkerrechtlichen Vertrag darstellt, wie die Antragsteller und

Antragsgegner übereinstimmend annehmen. Er bedarf jedenfalls nicht einer Zu-

stimmung des Gesetzgebers nach Art. 59 Abs. 2 Satz 1 GG, weil er weder die
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politischen Beziehungen des Bundes regelt (a) noch Gegenstände der Bundesge-
setzgebung berührt (b).

a) Der im Briefwechsel enthaltenen Einigung zwischen der Bundesrepublik
Deutschland und den Vereinten Nationen kommt in ihren Rechtsfolgen nicht das

Gewicht einer Regelung &quot;politischer Beziehungen&quot; im Sinne des Art. 59 Abs. 2

Satz 1, 1. Alternat. GG zu (vgl. oben zu 2.). Sie führt insbesondere zu keiner

grundlegenden Änderung der Stellung und des maßgeblichen Gewichts der Bun-

desrepublik Deutschland in der Staatengemeinschaft und im Verhältnis zu den

Vereinten Nationen.

aa) Bereits durch den Beitritt zur Charta der Vereinten Nationen, dem der

Deutsche Bundestag mit Gesetz vom 6. Juni 1973 (BGBl. II S. 430) zugestimmt
hat, hat sich die Bundesrepublik Deutschland uneingeschränkt für eine Mitwir-

kung am Friedenssicherungssystem der Vereinten Nationen entschieden: &quot;Als

vollberechtigtes Mitglied der Weltorganisation wird die Bundesrepublik Deutsch-

land in Partnerschaft mit allen Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen die An-

strengungen der Vereinten Nationen zur Sicherung des Friedens unterstützen&quot;

(Denkschrift der Bundesregierung zum Entwurf eines Gesetzes zum Beitritt der

Bundesrepublik Deutschland zur Charta der Vereinten Nationen, BTDrucks.

VII/154, S. 43). Zum Zeitpunkt des Beitritts der Bundesrepublik Deutschland zu

den Vereinten Nationen im Jahre 1973 waren die aus nationalen Kontingenten
zusammengesetzten und unter einheitlichem VN-Kommando handelnden Frie-

denstruppen (peace-keeping-forces) bereits ein fester Bestandteil des kollektiven

Friedenssicherungssystems der Vereinten Nationen.

Der im Briefwechsel vereinbarten Bereitstellung deutscher Streitkräfte zur Mit-

wirkung an der Durchführung des Auftrages von UNOSOM II kommt auch

nicht deshalb eine die Zustimmungsbedürftigkeit nach Art. 59 Abs. 2 Satz 1,
1.Alternat. GG auslösende Bedeutung zu, weil die Bundesrepublik Deutschland

an der Ausführung des Mandats für UNOSOM II teilnimmt, das auch zur Er-

greifung von Zwangsmaßnahmen einschließlich der Anwendung militärischer Ge-
walt auf der Grundlage des VII. Kapitels der VN-Charta ermächtigt und damit
über das hinausgeht, was bisher typischerweise Funktion der Friedenstruppen
gewesen ist (zu diesen Funktionen s. Bothe, in: Simma [Hrsg.], Charta der Ver-

einten Nationen, Kommentar, nach Art. 3 8 Rdnr. 32 ff.).
Die Charta, der die Bundesrepublik Deutschland mit Zustimmung des Gesetz-

gebers beigetreten ist, sieht vom Sicherheitsrat zu beschließende und durchzufüh-
rende militärische Zwangsmaßnahmen in Art. 42 SVN ausdrücklich vor. Dessen

Anwendbarkeit setzt nicht voraus, daß dem Sicherheitsrat Truppen aufgrund von

Sonderabkommen nach Art. 43 SVN zur Verfügung gestellt werden (vgl. Fro-

wein, in: Simma [Hrsg.], Charta der Vereinten Nationen, Kommentar, Art. 42

Rdnr. 16 m.w.N. in Fn. 23). Wenn die Bundesrepublik Deutschland sich auf

dieser Grundlage an Friedenstruppen der Vereinten Nationen beteiligt, denen
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auch die Durchführung von Zwangsmaßnahmen obliegt, so stellt sich dies bei

einer verfassungsrechtlichen Beurteilung nach Art. 59 Abs. 2 Satz 1, 1. Alternat.

GG als ein Vorgehen dar, das im Zustimmungsgesetz zur Charta eine hinrei-

chende Grundlage findet.

bb) Die Bundesrepublik Deutschland hat sich bisher aus außen- und deutsch-

landpolitischen Motiven, nicht zuletzt auch wegen einer verbreiteten Einschät-

zung der verfassungsrechtlichen Zulässigkeit von Streitkräfteeinsätzen nur an

Friedensaktionen der Vereinten Nationen durch eine Bereitstellung von Bundes-

wehrangehörigen zu waffenlosen Dienstleistungen im Rahmen friedenssichernder

Operationen beteiligt. Auch vor diesem Hintergrund kann dem Briefwechsel

nicht der Charakter eines politischen Vertrages zuerkannt werden. Unabhängig
davon, daß schon aus den oben dargelegten Erwägungen im Hinblick auf das

Zustimmungsgesetz zur Charta der Vereinten Nationen der Briefwechsel nicht als

politischer Vertrag gewertet werden kann, kommt ihm jedenfalls eine solche Be-

deutung auch deshalb nicht zu, weil er keine grundlegende Abkehr von dem

bisher eingenommenen deutschen Standpunkt erkennen läßt. Nach der zwischen

der Bundesregierung und dem Generalsekretariat der Vereinten Nationen getrof-
fenen Vereinbarung sollte das deutsche Kontingent in einer nach Feststellung des

Generalsekretärs befriedeten Region tätig werden und gerade nicht die Aufgabe
haben, militärischen Zwang auszuüben oder an der Ausübung solchen Zwanges
mitzuwirken. Es leistete ausschließlich logistische Unterstützung und übernahm

im übrigen humanitäre Aufgaben bei der Versorgung der Bevölkerung.
b) Durch die in dem Briefwechsel getroffene Vereinbarung ist der Deutsche

Bundestag auch nicht deshalb unter dem Gesichtspunkt des Art. 59 Abs. 2 Satz 1,
2. Alternat. GG (Bezug auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung) in seinen

Rechten verletzt, weil - wie die SPD-Fraktion vorträgt - die Ausführung von

VN-Mandaten durch Einsatz bewaffneter Streitkräfte eine Änderung des Solda-

tengesetzes voraussetze. Die Verpflichtung, grundsätzlich bereit zu sein, Mandate

des Sicherheitsrates zu übernehmen oder jedenfalls an deren Ausführung mitzu-

wirken, verbindet sich schon mit dem Beitritt zu den Vereinten Nationen, dem

der Gesetzgeber zugestimmt hat. Selbst wenn gesetzliche Regelungen zu deren

innerstaatlicher Ausführung notwendig werden, ist dem Recht des Bundestages
aus Art. 59 Abs. 2 Satz 1 GG mit dieser Zustimmung genügt. Mit der Über-
nahme von Aufgaben in Ausführung einer VN-Aktion wird nur dem Beitritt zu

den Vereinten Nationen Folge gegeben. Hat der Gesetzgeber diesem aber zuge-

stimmt, so ist die in dem Briefwechsel getroffene Vereinbarung nicht geeignet,
ihrerseits erneut einen Bezug auf Gegenstände der Gesetzgebung herzustellen.
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IV. Parlamentsvorbehalt

Das Grundgesetz ermächtigt den Bund, Streitkräfte zur Verteidigung aufzu-

stellen und sich Systemen kollektiver Selbstverteidigung und gegenseitiger kollek-

tiver Sicherheit anzuschließen; darin ist auch die Befugnis eingeschlossen, sich

mit eigenen Streitkräften an Einsätzen zu beteiligen, die im Rahmen solcher Sy-
steme vorgesehen sind und nach ihren Regeln stattfinden. Davon unabhängig be-

darf jedoch der Einsatz bewaffneter Streitkräfte grundsätzlich der vorherigen
konstitutiven Zustimmung des Bundestages.
Während die auswärtige Gewalt von der Verfassung weitgehend dem Kompe-

tenzbereich der Exekutive zugeordnet wird (oben 111.), sehen die grundgesetzli-
chen Regelungen über die Wehrverfassung für den Einsatz bewaffneter Streit-

kräfte grundsätzlich eine Beteiligung des Parlaments vor. Die auf die Streitkräfte

bezogenen Regelungen des Grundgesetzes sind - in den verschiedenen Stufen

ihrer Ausformung - stets darauf angelegt, die Bundeswehr nicht als Macht-

potential allein der Exekutive zu überlassen, sondern als &quot;Parlamentsheer&quot; in die

demokratisch rechtsstaatliche Verfassungsordnung einzufügen, d.h. dem Parla-

ment einen rechtserheblichen Einfluß auf Aufbau und Verwendung der Streit-

kräfte zu sichern.

1. Art. 59a Abs. 1 GG in der Fassung des Gesetzes zur Ergänzung des Grund-

gesetzes vom 19. März 1956 (BGBl. 1 S. 111) behielt die Feststellung des Vertei-

digungsfalles einem Beschluß des Bundestages vor. Das bedeutete nach damaliger
Auffassung, daß die Streitkräfte nur auf der Grundlage eines Parlamentsbeschlus-

ses eingesetzt werden durften (vgl. Martens, Grundgesetz und Wehrverfassung,
1961, S. 174; von Mangoldt/Klein, Das Bonner Grundgesetz, Bd. 11, 2. Aufl.

1964, Art. 59a Anm. 3; Willms, Parlamentarische Kontrolle und Wehrverfas-

sung, Diss. 1959, S. 160), wobei ein Einsatz im Rahmen der Vereinten Nationen

mangels Mitgliedschaft 1956 noch nicht aktuell war.

Art. 59a GG wurde durch das 17. Gesetz zur Ergänzung des Grundgesetzes
vom 24. Juni 1968 (BGBl. 1 S. 709) - die sogenannte Notstandsverfassung -

aufgehoben. Dem liegt jedoch ein Wille des verfassungsändernden Gesetzgebers
zu einer teilweisen Entparlamentarisierung des Streitkräfteeinsatzes nicht zu-

grunde. Vielmehr schien - wie 1956 - auch 1968 ein militärischer Einsatz der

Streitkräfte außerhalb der im übrigen geregelten Einsatzfälle, insbesondere des

Art. 115a Abs. 1 GG, zwar rechtlich möglich, angesichts der damaligen Weltlage
jedoch nur von theoretischer Bedeutung und deshalb hinsichtlich der parlamenta-
rischen Mitwirkung nicht regelungsbedürftig (s.o. A. 1. 3.). Der verfassungsän-
dernde Gesetzgeber hat mithin trotz der Aufhebung des Art. 59a GG den Parla-

mentsvorbehalt für alle damals als möglich angesehenen Einsatzfälle aufrechter-

halten. Wenn nunmehr nach dem Beitritt der Bundesrepublik Deutschland zu

den Vereinten Nationen und in einer veränderten weltpolltischen Lage auch wei-
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tere Fälle des Einsatzes deutscher Streitkräfte in Betracht kommen, so ist ein

Parlamentsvorbehalt für diese Fälle im Grundgesetz lediglich nicht mehr aus-

drücklich bestimmt; der Sache nach sollte er nicht entfallen.

2. Für den militärischen Einsatz von Streitkräften ist dem Grundgesetz das

Prinzip eines konstitutiven Parlamentsvorbehalts zu entnehmen.

a) Ein solcher Parlamentsvorbehalt entspricht seit 1918 deutscher Verfassungs-
tradition.

aa) Nach Art. 11 Abs. 1 Satz 2 der Reichsverfassung von 1871 (RGBL S. 63)
waren Kriegserklärung und Friedensschluß Sache des Kaisers, der dazu - außer
im Falle eines Angriffs auf das Bundesgebiet oder dessen Küsten - der Zustim-

mung des Bundesrates bedurfte (Art. 11 Abs. 2). Das Gesetz zur Abänderung der

Reichsverfassung vom 28. Oktober 1918 (RGBL S. 1274), das den Übergang zum
parlamentarischen Regierungssystem vollzog, änderte Art. 11 Abs. 2 wie folgt:
&quot;Zur Erklärung des Krieges im Namen des Reichs ist die Zustimmung des Bun-

desrates und des Reichstages erforderlich.&quot; Damit wurde in Einschränkung der
kaiserlichen Prärogative die Erklärung des Krieges und der Abschluß von Frie-

densverträgen in allen Fällen einschließlich des Verteidigungsfalls von der Zu-

stimmung des Bundesrates und des Reichstages, also der gesetzgebenden Körper-
schaften, abhängig gemacht.

bb) Die Weimarer Reichsverfassung übernahm in Art. 45 Abs. 2 den Grundge-
danken dieser Regelung mit der Maßgabe, daß bei Kriegserklärungen und Frie-

densschlüssen die Legislative (der Reichstag) &quot;nicht mehr als bloß zustimmender
Teil, sondern als Herr des Geschäfts erscheint: Kriegserklärung und Friedens-
schluß erfolgen aufgrund und in Vollzug eines von ihr gefaßten Beschlusses&quot;

(Anschütz, Die Verfassung des Deutschen Reichs vom 11. August 1919, Kom-

mentar, 14. Aufl., Berlin 1933, Art. 45 Anm. 5, S. 260). Die nach Art. 45 Abs. 2

WRV vorgesehenen formellen Gesetze stellten materiell betrachtet &quot;Akte der aus-

wärtigen Politik und der Militärhoheit&quot; dar (vgl. Anschütz, a.a.O., Anm. 7,
S.261).

Die Bindung der Kriegserklärung an ein Reichsgesetz bedeutete allerdings
nicht, daß die Reichswehr in jedem Fall nur aufgrund eines vorausgehenden
Reichsgesetzes eingesetzt werden durfte. Zur Abwehr eines gegenwärtigen An-

griffs auf das Reichsgebiet war die Abgabe einer Kriegserklärung nicht erforder-
lich. Im Verteidigungsfall konnte daher der Reichstag seine Mißbilligung der Po-

litik der Reichsregierung nur durch ein Mißtrauensvotum gemäß Art. 54 WRV

zum Ausdruck bringen.
b) aa) Das Gesetz zur Ergänzung des Grundgesetzes vom 19. März 1956

(BGBl. 1 S. 111) knüpfte mit der Regelung des Art. 59a Abs. 1 GG an diese

Bestimmung der Weimarer Reichsverfassung an und entwickelte sie fort. Es sollte
&quot;die schicksalhafte politische Entscheidung über Krieg und Frieden - soweit im

Krisenfall überhaupt noch politische Entscheidungen gefällt werden können -
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von der obersten Vertretung des ganzen Volkes, um dessen Schicksal es geht, also

von dem Parlament, getroffen werden&quot; (Berichterstatterin Dr. Schwarzhaupt,
Deutscher Bundestag, 2. WP, 132. Sitzung vom 6. März 1956, Sten.Ber. S.

6820 A). Erst eine gemäß Art. 59a Abs. 1 GG gr&apos;Undsätzlich vom Bundestag zu

treffende Feststellung des &quot;Verteidigungsfalls&quot; sollte die rechtliche Voraussetzung
schaffen, die vom Bund zur Verteidigung aufgestellten Streitkräfte (Art. 87a GG)
einzusetzen. Auch wenn über den Eintritt einer Bündnisverpflichtung zu ent-

scheiden ist, sollte der Verteidigungseinsatz der Streitkräfte an den vorherigen
Feststellungsbeschluß des Bundestages nach Art. 59a Abs. 1 GG gebunden wer-

den (vgl. Zweiter Schriftlicher Bericht des Rechtsausschusses, BTI)rucks. 11/

2150, S. 4). Mit der Ersetzung des Rechtsbegriffs der Kriegserklärung durch die

&apos;Teststellung, daß der Verteidigungsfall eingetreten ist&quot;, wurde berücksichtigt,
daß nach den neueren geschichtlichen Erfahrungen und den nunmehr geltenden
völkerrechtlichen Regeln über militärische Gewaltanwendung nicht mehr mit ei-

ner förmlichen Kriegserklärung gerechnet werden konnte. An die Stelle der von

Art. 45 Abs. 2 WRV vorgeschriebenen Gesetzesform trat ein einfacher, mit der

Mehrheit des Art. 42 Abs. 2 GG zu fassender förmlicher Bundestagsbeschluß.
bb) Eine Reihe von wehrrechtliChen Vorschriften, die mit der Grundgesetzer-

gänzung von 1956 in das Grundgesetz eingefügt worden sind, sehen darüber hin-

aus eine verstärkte parlamentarische Kontrolle der Streitkräfte und des Regie-
rungshandelns im militärischen Bereich vor. Ausdruck eines ausgeprägten Sy-
stems der parlamentarischen Kontrolle sind insbesondere Art. 45a, Art. 45b und

Art. 87a Abs. 1 Satz 2 GG.

Art. 45a Abs. 1 GG sieht einen ständigen Ausschuß für Verteidigung vor und

stattet ihn mit den Rechten eines Untersuchungsausschusses aus; damit ist sicher-

gestellt, daß sämtliche Vorgänge des Verteidigungswesens jederzeit und auf allei-

nige parlamentarische Initiative vom Verteldigungsausschuß untersucht werden

können. Das Handeln der Bundesregierung auf diesem Sachgebiet wird durchge-
hend parlamentarisch begleitet.

Art. 45b GG beauftragt den Bundestag, zum Schutz der Grundrechte und als

Hilfsorgan des Bundestages bei der Ausübung der parlamentarischen Kontrolle

einen Wehrbeauftragten zu berufen. Auch insoweit wird die parlamentarische
Kontrolle durch eine eigene Institution verstärkt und zu stetiger Wirksamkeit

gebracht.
Eine Grundsatzverantwortlichkeit des Parlaments für die Streitkräfte begrün-

det insbesondere Art. 87a Abs. 1 Satz 2 GG, der die allgemein für das Haushalts-

verfassungsrecht geltenden Anforderungen an die inhaltliche Gestaltung des

Staatshaushaltes für die Streitkräfte steigert; er bestimmt, daß ihre zahlenmäßige
Stärke und die Grundzüge ihrer Organisation sich aus dem Haushaltsplan erge-

ben müssen. Dadurch wird die parlamentarische Kontrolle durch die dem Haus-

haltsplan ebenfalls zukommende Steuerungsfunktion ergänzt: Die besonderen
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Anforderungen an den Militärhaushalt verlangen, daß die Streitkräfteplanung ein-

schließlich der Personalentwicklung und der Organisation parlamentarisch vorge-
zeichnet wird; insoweit ist für den Bereich der Streitkräfte eine Regierungsauf-
gabe des Parlaments begründet (vgl. Quaritsch, Führung und Organisation der
Streitkräfte im demokratisch-parlamentarischen Staat, in: VVDStRL 26 [1968],
S. 207 [25 1 ]).

cc) Das Grundgesetz behält dem Parlament hinsichtlich der Streitkräfte jedoch
nicht nur die Kontrolle und eine grundsätzliche Steuerung von Planung und Ent-

wicklung vor, sondern auch konkrete Entscheidungen über deren Verwendung.
.(1) Die Feststellung des Verteidigungsfalles nach Art. 115a Abs. 1 GG bewirkt

zwar unmittelbar nur den Übergang von der Normal- zur Notstandsverfassung
und paßt insbesondere das Staatsorganisationsrecht den Anforderungen eines
durch einen bewaffneten Angriff auf das Bundesgebiet hervorgerufenen äußeren
Notstandes an. Sie ist also nicht Voraussetzung für jeden Verteidigungseinsatz
der Bundeswehr. Das Grundgesetz knüpft aber an die Feststellung dieses Vertei-

digungsfalles neben notstandsrechtlichen auch wehrverfassungsrechtliche und den
Bereich der auswärtigen Gewalt betreffende Rechtsfolgen (vgl. Art. 115a Abs. 5;
Art. 115b; Art. 1151 Abs. 3 GG; Art. 87a Abs. 3 GG). Vor allem der Übergang
der Befehlsgewalt vom Bundesminister der Verteidigung auf den Bundeskanzler
nach Art. 115b GG zeigt, daß die Feststellung des Verteidigungsfalles durch das
Parlament gemäß Art. 115a Abs. 1 GG zugleich zum militärischen Einsatz der
Streitkräfte ermächtigt. Der durch den Parlamentsentscheid bewirkte Übergang
von einer bloßen Richtlinienkompetenz des Bundeskanzlers zu einem direkten

Vorgesetztenverhältnis konzentriert die militärische und auswärtige Gewalt in der

Kompetenz des Bundeskanzlers, der nun hierfür die volle parlamentarische Ver-

antwortung trägt.
Auch die Bündnisklausel des Art. 80a Abs. 3 GG gestattet keinen Streitkräfte-

einsatz in alleiniger Kompetenz der Exekutive; die Vorschrift betrifft die nach

Maßgabe des NATO-Alarmsystems ausgelöste &quot;zivile Teilmobilmachung&quot;, nicht
den Streitkräfteeinsatz im Bündnisfall.

(2) Soweit die Streitkräfte im Verteidigungsfall auch befugt sind oder ermäch-

tigt werden können, zivile Objekte zu schützen und Aufgaben der Verkehrsrege-
lung wahrzunehmen (Art. 87a Abs. 3 GG), ergibt sich die Mitwirkung der ge-
setzgebenden Körperschaften aus der vom Bundestag mit Zustimmung des Bun-

desrates gemäß Art. 115a Abs. 1 GG zu treffenden, vorherigen Feststellung des

Verteidigungsfalles. Ein nach Art. 87a Abs. 4 Satz 1 GG möglicher Einsatz von

Streitkräften beim Schutz von zivilen Objekten und bei der Bekämpfung organi-
sierter und militärisch bewaffneter Aufständischer ist einzustellen, wenn der Bun-

destag oder der Bundesrat es verlangen (Satz 2). Der Einsatz von Streitkräften zur

Unterstützung der Polizeikräfte bei Naturkatastrophen oder Unglücksfällen, die
das Gebiet mehr als eines Landes betreffen, wird vom Grundgesetz vor allem als
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bundesstaatliches Problem verstanden: er ist jederzeit auf Verlangen des Bundes-

rates aufzuheben (Art. 35 Abs. 3 Satz 2 GG).
c) Die hiernach in den Vorschriften des Grundgesetzes auf dem Hintergrund

der deutschen Verfassungstradition seit 1918 zum Ausdruck kommende Entschei-

dung für eine umfassende parlamentarische Kontrolle der Streitkräfte läßt ein der

Wehrverfassung zugrundeliegendes Prinzip erkennen, nach dem der Einsatz be-

waffneter Streitkräfte der konstitutiven, grundsätzlich vorherigen Zustimmung
des Bundestages unterliegt.

3. Dieses Prinzip der konstitutiven Beteiligung des Parlaments beim Einsatz

bewaffneter Streitkräfte stellt sich - unbeschadet der im Grundgesetz ausdrück-

lich geregelten Fälle - des näheren wie folgt dar:

a) Gegenstand einer Parlamentsbeteiligung sind die Einsätze bewaffneter

Streitkräfte. Im Fall eines Angriffs auf einen Bündnispartner hat das Parlament

der Beistandsverpflichtung zwar schon in Form des nach Art. 59 Abs. 2 GG

erforderlichen Gesetzes zugestimmt und damit grundsätzlich gebilligt, daß deut-

sche Streitkräfte bei Eintritt des Bündnisfalles zum Einsatz kommen. Auch in

diesem Fall bedarf es jedoch noch der - regelmäßig vorhergehenden (s. unten b
- parlamentarischen Entscheidung über den konkreten Einsatz nach Maßgabe der

bestehenden Bündnisverpflichtung.
Soweit allerdings Bundestag und Bundesrat bereits gemäß Art. 115a GG den

Verteidigungsfall festgestellt haben, schließt diese Entscheidung die Zustimmung
des Parlaments zu einem Einsatz bewaffneter Streitkräfte ein.

Bei Einsätzen bewaffneter Streitkräfte im Rahmen von Resolutionen des Si-

cherheitsrates ist die vorherige Zustimmung des Bundestages unabhängig davon

erforderlich, ob den Streitkräften Zwangsbefugnisse nach Kapitel VII SVN einge-
räumt sind und wie die Kommandostrukturen ausgestaltet sind. Eine unter-

schiedliche Behandlung der verschiedenen Einsatzformen von Friedenstruppen
verbietet sich, weil die Grenzen zwischen den traditionellen Blauhelmeinsätzen
und solchen mit der Befugnis zu bewaffneten Sicherungsmaßnahmen in der Reali-

tät fließend geworden sind. Auch wird der Begriff der Selbstverteidigung, die
schlichten Friedenstruppen erlaubt ist, bereits in einem aktiven Sinne dahin defi-

niert, daß sie auch den Widerstand gegen gewaltsame Versuche einschließt, die

Truppen an der Ausführung ihres Auftrags zu hindern (Bothe, in: Simma

[Hrsg.], Charta der Vereinten Nationen, 1991, nach Art. 38 Rdnr. 37; Rudolph,
in: Wolfrum [Hrsg.], Handbuch der Vereinten Nationen, 2. Aufl. 1991, Stich-

wort: Friedenstruppen, Rdnr. 17).
Nicht der Zustimmung des Bundestages bedarf die Verwendung von Personal

der Bundeswehr für Hilfsdienste und Hilfeleistungen im Ausland, sofern die Sol-

daten dabei nicht in bewaffnete Unternehmungen einbezogen sind.

b) Die verfassungsrechtlich gebotene Mitwirkung des Bundestages bei konkre-

ten Entscheidungen über den Einsatz bewaffneter Streitkräfte darf die militärische
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Wehrfähigkeit und die Bündnisfähigkeit der Bundesrepublik Deutschland nicht

beeinträchtigen. Deshalb ist die Bundesregierung bei Gefahr im Verzug berech-

tigt, vorläufig den Einsatz von Streitkräften zu beschließen und an entsprechen-
den Beschlüssen in den Bündnissen oder internationalen Organisationen ohne

vorherige Einzelermächtigung durch das Parlament mitzuwirken und diese vor-

läufig zu vollziehen. Die Bundesregierung muß jedoch in jedem Fall das Parla-
ment umgehend mit dem so beschlossenen Einsatz befassen. Die Streitkräfte sind
zurückzurufen, wenn es der Bundestag verlangt. Dem Gesetzgeber bleibt es un-

benommen, die Voraussetzungen eines solchen Notfalls und das dabei zu beob-
achtende Verfahren näher zu regeln (vgl. unten 4.).

c) Der Bundestag hat über Einsätze bewaffneter Streitkräfte nach Maßgabe des
Art. 42 Abs. 2 GG zu beschließen. Der Bedeutung des zu fassenden Beschlusses
wird es, so es die Lage irgend erlaubt, entsprechen, daß er in den zuständigen
Ausschüssen vorbereitet und im Plenum des Bundestages erörtert wird (vgl.
BVerfGE 89, 38 [47]). Freilich ist der Bundestag bei seiner Beschlußfassung an

die mit seiner Zustimmung zustande gekommenen rechtlichen Festlegungen über
den Einsatz bewaffneter Streitkräfte gebunden.

d) Der Zustimmungsvorbehalt für den Einsatz bewaffneter Streitkräfte verleiht
dem Bundestag keine InitiatiVbefugnis (vgl. BVerfGE 68, 1 [86]); der Bundestag
kann lediglich einem von der Bundesregierung beabsichtigten Einsatz seine Zu-

stimmung versagen oder ihn, wenn er ausnahmsweise ohne seine Zustimmung
schon begonnen hat (oben b, unterbinden, nicht aber die Regierung zu solch
einem Einsatz der Streitkräfte verpflichten. Der der Regierung von der Verfas-

sung für außenpolitisches Handeln gewährte Eigenbereich exekutiver Handlungs-
befugnis und Verantwortlichkeit wird durch den Parlamentsvorbehalt nicht be-
rührt. Das gilt insbesondere hinsichtlich der Entscheidung über die Modalitäten,
den Umfang und die Dauer der Einsätze, die notwendige Koordination in und
mit Organen internationaler Organisationen.

4. a) jenseits dieser Mindestanforderungen und Grenzen des Parlamentsvorbe-
halts sind das Verfahren und die Intensität der Beteiligung des Bundestages in der
Verfassung nicht im einzelnen vorgegeben. Es ist Sache des Gesetzgebers, die
Form und das Ausmaß der parlamentarischen Mitwirkung näher auszugestalten.
je nach dem Anlaß und den Rahmenbedingungen des Einsatzes bewaffneter
Streitkräfte sind unterschiedliche Formen der Mitwirkung denkbar. Insbesondere
im Hinblick auf unterschiedliche Arten der Einsätze, vor allem bei solchen, die
keinen Aufschub dulden oder erkennbar von geringer Bedeutung sind, empfiehlt
es sich, den Zeitpunkt und die Intensität der Kontrolle des Parlaments näher zu

umgrenzen. Dabei kann es angezeigt sein, im Rahmen völkerrechtlicher Ver-

pflichtungen die parlamentarische Beteiligung nach der Regelungsdichte abzustu-
fen, in der die Art des möglichen Einsatzes der Streitkräfte bereits durch ein

vertraglich geregeltes Programm militärischer Integration vorgezeichnet ist.

http://www.zaoerv.de
© 1994, Max-Planck-Institut für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht

http://www.zaoerv.de


Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 12. Juli 1994 755

Ungeachtet der Gestaltungsfreiheit im einzelnen muß die gesetzliche Regelung
das Prinzip förmlicher parlamentarischer Beteiligung hinreichend zur Geltung
bringen. Andererseits hat sie auch den von der Verfassung für außenpolitisches
Handeln gewollten Eigenbereich exekutiver Handlungsbefugnis und Verantwort-

lichkeit zu beachten (vgl. oben 3 b) und d und BVerfGE 68, 1 [86]).
b) Der verfassungsrechtlich geforderte Parlamentsvorbehalt gilt ungeachtet nä-

herer gesetzlicher Ausgestaltung unmittelbar kraft Verfassung. Bundesregierung
und Bundestag haben daher bis zum Erlaß eines Gesetzes, das eine förmliche

parlamentarische Beteiligung an der Entscheidung über militärische Einsätze

deutscher Streitkräfte näher ausgestaltet, nach Maßgabe der bereits unter 3. dar-

gestellten Anforderungen zu verfahren.

5. Die Bundesregierung hat aufgrund ihrer Beschlüsse vom 15. Juli 1992,
2. April 1993 und 21. April 1993 bewaffnete Streitkräfte eingesetzt und dadurch

gegen das oben dargelegte Gebot verstoßen, zuvor die konstitutive Zustimmung
des Deutschen Bundestages einzuholen.

D.

Die Entscheidung ist zu C. 1. 4. b) mit 5 zu 3 Stimmen, zu C. 1. 5. b) und C.

111. 5. jeweils mit 7 zu 1 Stimmen, im übrigen, soweit nichts anderes gesagt ist,
einstimmig ergangen.

Limbach, Böckenförde, Klein, Graßhof, Kruis, Kirchhof, Winter, Sommer
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